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diese druckschrift wird im rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der landesregierung 
rheinland- pfalz herausgegeben. sie darf weder von parteien noch Wahlbewerberinnen und 
-bewerbern oder Wahlhelferinnen und -helfern im zeitraum von sechs monaten vor einer 
Wahl zum zweck der Wahlwerbung verwendet werden. dies gilt für kommunal-, landtags-, 
Bundestags- und europawahlen. missbräuchlich ist während dieser zeit insbesondere die 
Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an informationsständen der parteien sowie das einle-
gen, aufdrucken und aufkleben parteipolitischer informationen oder Werbemittel.   
untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an dritte zum zwecke der Wahlwerbung. auch 
ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die druckschrift nicht in einer 
Weise verwendet werden, die als parteinahme der landesregierung zu Gunsten einzelner 
politischer Gruppen verstanden werden könnte. den parteien ist es gestattet, die druck-
schrift zur unterrichtung ihrer eigenen mitglieder zu verwenden. 



Das Integrationskonzept in Kürze

Interkulturelle Öffnung
Die Landesregierung treibt die interkulturelle Öffnung innerhalb der Landesverwaltung sowie in den 
Regelsystemen der Gesellschaft weiter voran: etwa durch Fortbildungen in interkultureller Kompe-
tenz, Dienstvereinbarungen oder Maßnahmen, um den Anteil von Menschen mit Migrationshinter-
grund im Öffentlichen Dienst weiter zu erhöhen.

Ehrenamtliches Engagement, gesellschaftliche Teilhabe und Partizipation
Die Landesregierung stärkt ehrenamtliches Engagement in der Integrations- und Flüchtlingsarbeit 
weiter, zum Beispiel durch Fördermittel zur Qualifizierung Ehrenamtlicher, den „Dialogbotschaftern“ 
in den Kommunen oder durch Beratung und Unterstützung von Freiwilligenagenturen und Ehrenamts-
börsen.

Friedliches Zusammenleben
Die Landesregierung verstärkt ihre Aktivitäten zur Prävention von Gewalt und koordiniert diese zen-
tral über alle Ebenen hinweg. Für die Öffentlichkeit wird dazu zukünftig auch ein Internetangebot be-
reitstehen, das alle Angebote zur Gewaltprävention aus allen Bereichen übersichtlich darstellt.

Bildung und Sprache
Die Landesregierung stellt zusätzliche Mittel für die Sprachförderung im Elementar- und Schulbereich 
sowie für die Sprachförderung von Erwachsenen bereit.

Berufsausbildung und Arbeitsmarkt
Die Landesregierung führt die „Integrationskette Rheinland-Pfalz“ sowie weitere Programme und Projekte 
für geflüchtete Menschen zum Einstieg in Arbeit und Ausbildung fort und entwickelt diese weiter, um 
geflüchtete Menschen bei der Integration in Arbeit und Ausbildung zu unterstützen. Ein Teil davon sind 
die „Coachs für betriebliche Ausbildung“ und die „Beschäftigungspiloten“ in den Kommunen. Letztere 
haben bereits über 7 500 Geflüchtete auf ihrem Weg in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt begleitet.

Familie, Frauen und Jugend
Die Landesregierung will Familien, Frauen und Jugendlichen mit Migrationshintergrund bessere gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglichen. Dazu wird das Land beispielsweise ein Modellprojekt zur Qualifizie-
rung weiblicher Geflüchteter fördern, sich finanziell daran beteiligen, die Angebote und Strukturen der 
Jugendverbände stärker für junge Migrantinnen und Migranten zu öffnen und 20 000 Wohnungen neu 
in die soziale Wohnraumförderung aufnehmen.

Gesundheit
Die Landesregierung setzt sich für den weiteren Abbau von Barrieren im Gesundheitswesen für Men-
schen mit Migrationshintergrund und eine bessere Versorgung von geflüchteten Menschen ein. Dazu 
wird unter anderem ein neues psychosoziales Zentrum für Geflüchtete in Kaiserslautern entstehen. 
Das Land unterstützt die Kommunen außerdem ausdrücklich dabei, Gesundheitskarten für Asylsu-
chende einzuführen.

Religionen
Die Landesregierung begrüßt und unterstützt den interreligiösen Dialog in Rheinland-Pfalz und will 
zudem den islamischen und alevitischen Religionsunterricht an den Schulen ausbauen.

Kunst und Kultur
Die Landesregierung hat zusätzliche Fördermittel für Kulturprojekte mit Migrationsbezug bereitge-
stellt und wird im rheinland-pfälzischen Online-Migrationsmuseum „Lebenswege“ einen neuen Be-
reich zum Thema Flucht eröffnen.
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„Rheinland-Pfalz ist ein weltoffenes und tolerantes Land. Es ist für 
uns von höchstem Wert, dass Menschen unterschiedlicher Her-
kunft und Religionen in unserem Land friedlich zusammenleben.“ 
(Koalitionsvertrag von SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zu- und Abwanderung hat es in unserem Land immer gegeben 
und wird es in einer offenen, globalen Welt auch weiterhin ge-
ben. Daher wollen wir Zuwanderung so gestalten, dass wir sie als 
Chance begreifen und ihre Herausforderungen entschlossen und 
glaubwürdig als Gesellschaft und Staat angehen.

Zudem suchen in vielen Branchen Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber schon heute händeringend nach Arbeitskräften. Rheinland-
Pfalz braucht Zuwanderung. Sie führt dazu, dass unser Bundesland 
vielfältig und bunt ist und bleibt. Ohne Zuwanderung schrumpft 
unsere Bevölkerung massiv. Die Landesregierung setzt sich daher 
für qualifizierte Einwanderung ein und hat auch im Bundesrat die 
Initiative für ein Einwanderungsgesetz ergriffen. Gleichzeitig steht 
Rheinland-Pfalz für eine humanitäre Asylpolitik. Unsere Integrati-
onspolitik ist außerdem Teil einer integrativen Gesellschaftspolitik 
für alle. Denn alle Menschen, die in Rheinland-Pfalz wohnen, sind 
ein Teil von Rheinland-Pfalz. 

Die Zahl der Schutzsuchenden in Deutschland war im Jahr 2015 
historisch hoch. Dies ist Folge einer globalen Tragödie: Über 65 
Millionen Menschen sind weltweit auf der Flucht. Für die Landesregierung war es in dieser be-
sonders herausfordernden Situation wichtig, ihrer humanitären Verpflichtung gerecht zu werden.

Es galt und gilt diesen Menschen Schutz und Perspektiven zu geben, die ihnen gleichberechtigtes 
und selbstbestimmtes Leben in Rheinland-Pfalz ermöglichen. Gemeinsam mit unzähligen Men-
schen und Organisationen hat sich das Land dieser Aufgabe gestellt, mit Haupt- und Ehrenamt-
lichen, mit Hilfsorganisationen, mit Unternehmen und Bildungseinrichtungen, mit Institutionen, 
kirchlichen Einrichtungen und den Wohlfahrtsverbänden. Diesen Menschen und Organisationen 
danken wir von ganzem Herzen – ihre Unterstützung ist unersetzlich. Ohne dieses Engagement 
hätten wir die Menschen, die zu uns geflüchtet sind, nicht so schnell und gut aufnehmen können.

VorworT

Anne Spiegel
Ministerin für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz

Miguel Vicente
Beauftragter der Landesregierung für 
Migration und Integration
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Wir haben die Chance dieses Potenzial und Engagement zu nutzen, um gestärkt aus diesem 
großen Zuzug geflüchteter Menschen hervorzugehen, damit wir als Gesellschaft noch besser 
und kompetenter mit Einwanderung umgehen können.

Die Herausforderungen bei der Integration der Geflüchteten in Rheinland-Pfalz werden noch 
über Jahre hinweg bestehen. Die Aktivitäten und Maßnahmen, die die Landesregierung im Zuge 
der Aufnahme und der Integration von Geflüchteten entwickelt hat, fließen nun in fortentwi-
ckelter Form in dieses übergreifende Integrationskonzept ein. Wir verstehen die Integration der 
Schutzsuchenden als einen Teil unserer gesamten Integrationspolitik.

Menschen mit Migrationshintergrund haben in der Vergangenheit viel zur wirtschaftlichen, 
kulturellen und sozialen Entwicklung in Rheinland-Pfalz beigetragen. Ohne Zugewanderte wäre 
Rheinland-Pfalz heute nicht das erfolgreiche und vielfältige Land, das wir in vielerlei Hinsicht 
sind. Wir wollen dazu beitragen, dass dies stärker ins Bewusstsein gerückt wird, dass es ein Teil 
unseres Selbstverständnisses als Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer wird. 

Mehr als jede und jeder Fünfte in Rheinland-Pfalz haben einen Migrationshintergrund, bei jungen 
Menschen sind es inzwischen nahezu 40 Prozent. Vor diesem Hintergrund kann es nicht mehr 
darum gehen, wie das Verhältnis von einer Mehrheit zu einer Minderheit gestaltet werden soll, 
sondern darum, wie allen Einwohnerinnen und Einwohnern gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht 
und Zusammenhalt gestaltet werden kann.

Wir stehen für eine Gesellschaft ein, in der alle Menschen nach ihren Vorstellungen und Mög-
lichkeiten leben können, ohne Angst, ausgeschlossen zu werden, weil sie scheinbar anders 
sind als die vermeintliche „Mehrheit“. Wir möchten die Menschen dafür gewinnen, Vielfalt 
zu schätzen, weil sie Quelle von Fortschritt und Entwicklung ist, sowohl auf individueller als 
auch auf gesellschaftlicher Ebene und weil sie das Leben bunter macht. Und wir möchten die 
Menschen zum Gespräch einladen und eine Dialogkultur fördern, die auf Augenhöhe und mit 
Respekt geführt wird.

Integration setzt ein Klima der Anerkennung, des Respekts und der Wertschätzung voraus. 
Unsere Politik orientiert sich an unserer Verfassung und den Menschenrechten. Wir bewerten 
Menschen nicht danach, woher sie kommen, sondern danach, wohin sie wollen und welchen 
Beitrag sie dazu leisten können. Unsere Integrationspolitik ist daher stark geprägt von Strategien 
der Gleichstellung und Maßnahmen zum Abbau von fehlenden Teilhabechancen.
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Gerade in Zeiten wachsenden Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in Europa und ande-
ren Teilen der Welt ist es besonders wichtig, dass wir gemeinsam klar und unmissverständlich 
Haltung zeigen und danach handeln: für Respekt, Anerkennung und Vielfalt – gegen Rassismus, 
Hetze und Fremdenfeindlichkeit. Menschen- und Freiheitsrechte sind nicht verhandelbar.

Wir wollen Rheinland-Pfalz als ein Land gestalten, in dem Vielfalt als Bereicherung gilt und in 
der die unterschiedlichen Potentiale jeder und jedes Einzelnen bestmögliche Entwicklungsmög-
lichkeiten haben. In diesem Sinne verstandene Integration macht unsere Gesellschaft offener, 
zukunfts- und leistungsfähiger und letztlich lebenswerter.

Das vorliegende Integrationskonzept in seiner weiterentwickelten Form ist offen für Neues. 
Veränderte Herausforderungen ebenso wie eine kontinuierliche Überprüfung können immer 
wieder Anpassungen, neue Entscheidungen und Maßnahmen erforderlich machen. 

Wir laden alle herzlich ein, am großen Projekt Integration mitzuwirken.

Anne Spiegel
Ministerin für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz

Miguel Vicente
Beauftragter der Landesregierung für Migration und Integration
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Integration beschreibt den 
Aufnahmeprozess eingewan-

derter Menschen und ihrer 
Nachkommen in die Struk-

turen einer Aufnahmegesellschaft. Dabei 
geht es um die Schaffung gleichberech-
tigter Teilhabe in wichtigen gesellschaft-
lichen Bereichen. Es ist Ziel und Anspruch 
rheinland-pfälzischer Integrationspolitik, 
gleichberechtigte Teilhabe in diesem Sinne 
zu ermöglichen. Wanderungsbewegungen 
sind ein dauerhaftes Phänomen, das kon-
tinuierlich gestaltet werden muss. Darauf 
müssen sich unsere Gesellschaft und vor 
allem unsere gesellschaftlichen Instituti-
onen dauerhaft einstellen. Integration be-
trifft dabei alle Bereiche der Gesellschaft 
und der Politik. Sie muss bei Planungsfragen 
genauso wie bei strategischen Entschei-

Das Grundgesetz ist die Grund-
lage unseres Zusammenlebens. 

Unsere Verfassung selbst er-
klärt Toleranz in der Vielfalt 

als Grundwert und benennt zugleich die 
Grenzen: Jeder und jede hat das Recht, sich 
auf die individuelle, unterschiedliche Weise 
frei zu entfalten, solange nicht die Rechte 

Integration als Zukunfts- und Querschnittsaufgabe

Das Grundgesetz – Basis unseres Zusammenlebens

dungen berücksichtigt werden. Hierzu ist 
eine weitere Öffnung der gesellschaftlichen 
Strukturen, Institutionen und Einrichtungen 
für die Bedürfnisse aller Menschen in einer 
Einwanderungsgesellschaft wesentlich. Da-
her werden wir die Interkulturelle Öffnung 
weiter mit Nachdruck verfolgen.

Dabei gilt es, den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zu stärken. Gerade die Interessen 
verschiedener benachteiligter Gruppen dür-
fen nicht gegeneinander ausgespielt wer-
den. Der rheinland-pfälzischen Landesregie-
rung geht es darum, dass alle Menschen in 
den Blick genommen werden, unabhängig 
von ihrer Herkunft oder wie lange sie in 
Rheinland-Pfalz leben. Integration gelingt 
nur gemeinsam.

anderer beeinträchtigt werden. Toleranz ist 
Grundlage unseres friedlichen Zusammen-
lebens. Sie lässt keinen Platz für Diskrimi-
nierung, Rassismus und Ausgrenzung. Eine 
aktuelle Studie vom Forschungszentrum des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF-FZ) in Kooperat ion mit dem Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

LeitLinien Der
integrationspoLitik
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(IAB), der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
sowie dem Sozio-oekonomischen Panel 
(SOEP) hat gezeigt, dass auch jüngst zu-
gewanderte Schutzsuchende diese Werte 
teilen. Diese Gemeinsamkeiten wollen wir 
weiter stärken. 

Integration setzt ein Klima der Anerken-
nung, Achtung und Wertschätzung voraus. 
Unsere Politik orientiert sich an menschen-
rechtlichen Werten unserer Verfassung und 
ist Ausdruck unserer grundsätzlichen Hal-
tung, die alle Politikbereiche betrifft. Unsere 
Integrationspolitik ist daher stark geprägt 
von Strategien der Gleichstellung und Maß-
nahmen zur Stärkung von Teilhabechancen. 
Wir müssen dazu weiterhin vorhandene 
Barrieren abbauen, die Teilhabe erschweren.

Integration fordert nicht nur die aufneh-
mende Gesellschaft. Integrationspolitik 
stellt auch Anforderungen an die Menschen, 
die nach Deutschland und nach Rheinland-

Pfalz kommen. Es ist selbstverständlich, 
dass Zugewanderte die deutsche Sprache 
erlernen und ihnen hierfür die entspre-
chenden Angebote vorgehalten werden. 
Grundprinzipien des Zusammenlebens, 
wie sie im Grundgesetz formuliert sind, 
müssen alle einhalten, ob zugewandert 
oder langjährig hier lebend. Dies schließt 
auch ein klares Bekenntnis gegen jede Art 
von Rassismus, Antisemitismus und Frem-
denfeindlichkeit ein. Die im Grundgesetz 
festgeschriebenen Freiheitsrechte (z. B. die 
Glaubens- und Meinungsfreiheit und das 
Recht auf körperliche Unversehrtheit) und 
Grundprinzipien des friedlichen Zusammen-
lebens (z. B. die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter und der Schutz vor Diskriminie-
rung) müssen von allen eingehalten werden 
– unabhängig von der sozialen, politischen, 
kulturellen und religiösen Prägung und 
unabhängig davon, ob zugewandert oder 
langjährig hier lebend.

Die Landesregierung bekennt 
sich zur humanitären Ver-
pflichtung, den in Rheinland-
Pfalz Schutzsuchenden Men-

schen eine menschenwürdige Aufnahme 
und Versorgung zu bieten. Ebenso wichtig 
ist, darüber hinaus Perspektiven zu bieten 
für ein Ankommen und Leben – letztlich 
die Integration – in Deutschland und in 
Rheinland-Pfalz. Hierfür ist es notwen-

Perspektiven für die Menschen schaffen durch 
faire Asylverfahren

dig, dass Asylsuchende im Rahmen eines 
fairen und sorgfältig durchgeführten Asyl-
verfahrens rasch Klarheit erhalten über die 
weiteren Perspektiven auf einen Verbleib 
in der Bundesrepublik Deutschland. Hier-
für nimmt die Landesregierung den Bund 
weiterhin in die Pflicht und setzt sich für 
schnellere, effizientere und faire Asylver-
fahren ein.
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Menschen mit Migrationshin-
tergrund haben in der Ver-

gangenheit viel zur wirt-
schaftlichen, kulturellen und 

sozialen Entwicklung in Rheinland-Pfalz 
beigetragen. Ohne Zugewanderte wäre 
Rheinland-Pfalz heute nicht das erfolg-
reiche Land, das es in vielerlei Hinsicht 
ist. Angesichts der demografischen Ent-
wicklung ist unsere Gesellschaft ohne Zu-
wanderung kaum zukunftsfähig. Wir sind 
auf sie angewiesen, wenn wir den heutigen 
ökonomischen und sozialen Standard hal-
ten und weiterentwickeln wollen. 

Besonders wichtig ist der Landesregierung, 
dass die Rahmenbedingungen für eine Ein-
wanderung von Fachkräften in die Bundes-
republik Deutschland insgesamt attrak-
tiver gestaltet werden. Die Bundesrepublik 
wird in Zukunft darauf angewiesen sein, 
dass hochqualifizierte und gut qualifizierte 
Menschen aus dem Ausland in Deutsch-
land arbeiten und leben wollen.

Attraktive Regelungen für Einwanderung 
nach Deutschland treffen

Aufgrund der demografischen Entwick-
lung wird das Erwerbspersonenpotenzial 
in Deutschland bis 2030 voraussichtlich 
um 3,6 Millionen Personen sinken. Gleich-
zeitig wird der Bedarf an akademischen wie 
nichtakademischen Fachkräften steigen. 
Legale Einwanderungsmöglichkeiten sind 
auch wichtig, um Menschen, die zwar nicht 
vor Verfolgung oder Bürgerkrieg, aber aus 
anderen menschenrechtlich bedenklichen 
Umständen fliehen, eine Perspektive  und 
eine Einwanderungsmöglichkeit zu eröff-
nen, um sie von oft lebensgefährlichen 
Fluchtrouten abzuhalten. Die Neuzuwan-
derung von Arbeitskräften aus dem nicht-
europäischen Ausland gilt es in einem 
Gesetz mit übersichtlichen und eindeu-
tigen Anforderungen zu regeln. Die Lan-
desregierung wird sich auch weiterhin mit 
Nachdruck für ein Einwanderungsgesetz 
auf Bundesebene einsetzen.

Alle in Deutschland Schutz suchenden und 
sich im Verfahren befindenden Menschen 
brauchen so früh wie möglich den Zugang 
zu Integrationsangeboten, um ihnen Teil-
habe zu ermöglichen.

Das Integrationsgesetz des Bundes muss in 
diese Richtung weiterentwickelt werden. 
Insbesondere Fördermöglichkeiten und An-
gebote sind durch den Bund und durch das 
Land Rheinland-Pfalz auszuweiten. 
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Politische Partizipation ist eine 
notwendige Voraussetzung für 

eine funktionierende Demo-
kratie. Die Möglichkeiten 

zur selbstbestimmten und partizipativen 
Gestaltung der eigenen Umwelt und der 
eigenen Lebensbedingungen sollten allen 
Menschen in Rheinland-Pfalz offenstehen. 
Die Landesregierung setzt sich daher in viel-
fältiger Weise für mehr Partizipation und 

Integration braucht Partizipation

gesellschaftliche Teilhabe aller hier leben-
den Menschen ein.

Rheinland-Pfalz wird sich weiterhin  für das 
kommunale Wahlrecht für Drittstaatsange-
hörige stark machen, also auch für Menschen, 
die von außerhalb der Europäischen Union 
eingewandert sind. Die Landes regierung 
strebt deshalb die erforderliche Änderung 
der verfassungsrechtlichen Grundlagen an. 

Die Beherrschung der deut-
schen Sprache ist ein zentraler 

Schlüssel für erfolgreiche In-
tegration. Eine selbstverant-

wortliche Gestaltung des eigenen Lebens 
und des Alltags in Deutschland gelingt am 
besten, wenn die deutsche Sprache erlernt 
wurde. Das heißt für die staatlichen Ebenen, 
dass Möglichkeiten zum Spracherwerb für 
Neu-Zugewanderte und Geflüchtete be-
reitzustellen sind. Integration durch Bildung 
umfasst aber weit mehr als bloße Sprach-
vermittlung. Wer die Sprache spricht, kann 
umfassend an Bildungsangeboten und am 
Berufsleben teilnehmen. Es ist der Drei-
klang aus Sprache, Bildung und Beruf, der 
allen Menschen eine eigene Existenzsiche-
rung ermöglicht und sie befähigt, sich in 
Deutschland ein selbstgestaltetes Leben 
aufzubauen. Die Herausforderung besteht 
darin, die gesellschaftliche Vielfalt in den 

Sprache, Bildung und Beruf – Schlüssel für Integration

Bildungsangeboten von der Kita bis zur 
Hochschule und zu Weiterbildungsange-
boten abzubilden und sie als wertvolle 
Ressource zu begreifen. Alle Bildungs- und 
Weiterbildungseinrichtungen sollen in die 
Lage versetzt werden, passgenaue Angebote 
für das gemeinsame Lernen von Menschen 
mit und ohne Migrationshintergrund zu 
entwickeln und Mehrsprachigkeit und Er-
fahrungen aus anderen Lebenswelten als 
Bereicherung in die pädagogische Arbeit 
aufzunehmen.

Wesentlich für die Integration in die Gesell-
schaft ist zudem ein erfolgreicher Übergang 
in Berufsausbildung und Arbeit. Insbeson-
dere die Integration von Schutzsuchenden 
in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt wird 
in den nächsten Jahren eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe bleiben und große An-
strengungen erfordern. 
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Die Landesregierung ist sich be-
wusst und sie begrüßt, dass 

viele Akteurinnen und Akteure 
im Land aktiv an der Integra-

tionspolitik mitwirken: Wohlfahrtsverbän-
de, Kirchen, Nichtregierungsorganisationen 
wie der AK Asyl und der Initiativausschuss 
für Migrationspolitik Rheinland-Pfalz, kom-
munale Akteurinnen und Akteure wie bei-
spielsweise die Landesarbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Integrationsbeauftragten, 
Unternehmen, Unternehmerverbände, Ge-
werkschaften, Bildungs- und Weiterbil-
dungsträger, die Jugendverbände sowie die 
zahlreichen Vereine, Migrantenorganisa-
tionen, lokalen Initiativen oder Bündnisse 
im ganzen Land. Darüber hinaus trägt das 
ehrenamtliche Engagement jeder einzelnen 
Rheinland-Pfälzerin und jedes einzelnen 
Rheinland-Pfälzers vor Ort ganz entschei-
dend zum Gelingen von Integration bei. 

Der in dieser Legislaturperiode erneut ein-
berufene und konstituierte Landesbeirat für 
Migration und Integration ist und bleibt ein 
wichtiges Beratungsgremium der Landes-

Integrationspolitik ist Kooperationspolitik

regierung in Fragen der Integration und Mi-
gration. Impulse und Anregungen sind in der 
Erstellung dieses Konzeptes eingeflossen 
und wurden innerhalb einzelner Themen-
felder berücksichtigt. Der Landesregierung 
ist es auch weiterhin wichtig, im Rahmen 
der Dialog- und Arbeitsstrukturen und in 
der bewährten Zusammenarbeit mit dem 
Landesbeirat nach Wegen zu suchen, die In-
tegrationspolitik in Rheinland-Pfalz weiter 
voranzubringen. Der Landesbeirat für Migra-
tion und Integration hat in den vergangenen 
Jahren durch die sachliche Auseinanderset-
zung um die besten Lösungen maßgeblich 
zum Erfolg bisheriger Integrationskonzepte 
beigetragen. Im Zuge der Umsetzung des 
vorliegenden Integrationskonzepts wird die 
Landesregierung weiterhin den Landesbei-
rat für Migration und Integration einbezie-
hen und auf dessen Expertise setzen. Hier-
zu ist es beabsichtigt, regelmäßig über die 
Umsetzung des Integrationskonzepts in den 
Sitzungen des Landesbeirats zu berichten 
und dabei wichtige integrationspolitische 
Fragestellungen gemeinsam und vertiefend 
zu erörtern.

Auch werden wir gegenüber der Bundes-
regierung weiter dafür werben, die Einbür-
gerungsvoraussetzungen zu erleichtern, 
damit die Bundesrepublik bei den Einbür-
gerungsquoten Anschluss an internationa-
les Niveau findet.

Die Erlangung der staatsbürgerlichen 
Rechte von Zugewanderten ist ein wich-
tiges Ziel für die Glaubwürdigkeit einer 
auf Gleichstellung ausgerichteten Gesell-
schaft.
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Rassistische Ressentiments und 
Einstellungen gegenüber ge-
sellschaftlichen Minderheiten 
sind eine Herausforderung, 

der wir uns in Rheinland-Pfalz 
stellen. Denn sie wirken negativ auf die 
Strukturen und Institutionen unserer Ge-
sellschaft, führen im Alltag zu Diskriminie-
rungen und dienen gewaltbereiten Feinden 
der Demokratie als Legitimation für men-
schenverachtende Straf- und Gewalttaten. 
Diesen Gefahren begegnen wir durch eine 

Integration braucht Akzeptanz: Schutz vor Rassismus
Politik, die auf die weitgehende rechtliche 
Gleichstellung aller in Rheinland-Pfalz le-
benden Menschen abzielt, die die Interkul-
turelle Öffnung von Strukturen und Institu-
tionen fördert, wirksam vor Diskriminierung 
schützt, die Gewaltprävention stärkt und 
Straftaten konsequent verfolgt. 

Zugleich entwickeln und unterstützen wir – 
aus menschenrechtlicher Überzeugung und 
um den beschriebenen Gefahren entgegen-
zuwirken – wirksame Maßnahmen und Kon-

Rheinland-Pfalz ist seit Jahr-
zehnten von Einwanderung 

geprägt. Die meisten Zuge-
wanderten sind längst hier 

heimisch geworden. Vor allem mit ihrem 
Wohnort, ihrer Stadt oder ihrem Dorf füh-
len sie sich verbunden. Ein wesentlicher 
Teil der Integrationsarbeit erfolgt dem-
entsprechend in den Landkreisen, Städten 
und Gemeinden. In den meisten Kommu-
nen in Rheinland-Pfalz gehört eine ganz-
heitliche Integrationspolitik inzwischen 
zur politischen Selbstverständlichkeit. Sie 
verstehen Integrationspolitik als ein wich-
tiges Politikfeld, das von Verwaltung, Rat und 
vielen anderen Akteurinnen und Akteuren 
gemeinschaftlich gestaltet wird. Viele un-
serer Kommunen haben eigene Integrations-
konzepte entwickelt, die meisten haben mit 
Integrations- oder Flüchtlingsbeauftragten 
jeweils zentrale Ansprechpersonen innerhalb 

Integration geschieht vor Ort in den Kommunen

der Verwaltungen geschaffen. Die kommu-
nalen Integrationsbeauftragten spielen seit 
vielen Jahren eine wesentliche Rolle bei der 
Gestaltung der kommunalen Integrations-
politik. Die Landesregierung wird durch ihren 
Landes integrationsbeauftragten den lang-
jährigen Dialog und die bewährte Koope-
ration mit den kommunalen Beauftragten 
fortsetzen und intensivieren.  

Auch zukünftig wird den Kommunen eine 
wichtige Rolle im Integrationsprozess zu-
kommen. Die Landesregierung begrüßt es, 
dass Kommunen im Land ihre Rolle und ihre 
Aufgabe aktiv annehmen und zahlreiche 
Projekte, Maßnahmen und Initiativen vor 
Ort in die Wege leiten und umsetzen. Die 
Landesregierung bietet der kommunalen 
Familie auch weiterhin ihre Unterstützung 
bei der Gestaltung der gemeinsamen Zu-
kunftsaufgabe Integration an.
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Alle Menschen in Rheinland-
Pfalz haben Anspruch auf Si-
cherheit und Achtung ihrer 
Menschenrechte. Rassis-

mus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitis-
mus und Gewalt haben in unserem Land 
keinen Platz. Die Landesregierung sieht es 
als ihre tiefe Verpflichtung an, alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um die Sicherheit 
und die Achtung der Menschenwürde aller 
in Rheinland-Pfalz lebenden Menschen zu 
gewährleisten.

Zwei Phänomene fordern uns derzeit im 
besonderen Maße heraus: Der Rechtsex-
tremismus und der radikalisierte Islamis-
mus. Beide wollen wir im Schulterschluss 
von Staat und Gesellschaft entschieden 
bekämpfen.

Unter den Asylsuchenden befinden sich 
viele Menschen, die besonderen Schutz be-
nötigen, wie Kinder, Jugendliche, Frauen, 

Integration in Sicherheit

Menschen mit Traumata, Behinderte oder 
Lesben, Schwule, Transidente und Inter-
sexuelle sowie Angehörige religiöser oder 
ethnischer Minderheiten. Der Schutz vor 
Gewalt und eine angemessene Versorgung 
zur Sicherung der besonderen Bedürfnisse 
dieser Personengruppen in Aufnahmeein-
richtungen des Landes und in kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften ist ein beson-
deres Anliegen der Landesregierung, das sie 
mit Nachdruck verfolgt.

Sie setzt sich daher auf Bundesebene für 
die bundeseinheitliche verbindliche Ein-
führung von Schutzkonzepten in allen Ge-
meinschaftsunterkünften ein, wie sie in 
Rheinland-Pfalz bereits etabliert wurden. 
Gleichzeitig pocht die Landesregierung da-
rauf, dass die Bundesregierung die künftig 
novellierte EU-Aufnahmerichtlinie zum 
Schutz vulnerabler Gruppen ratifiziert und 
in Bundesrecht umsetzt.

zepte zur Überwindung von Rassismus und 
zur Förderung der Akzeptanz gesellschaft-
licher Minderheiten in Rheinland-Pfalz. 
Denn gleichberechtigt ‚Teil haben‘ und ‚Teil 
werden‘ kann in unserem Gemeinwesen 
nur derjenige, dessen Zugehörigkeit nicht 
grundsätzlich und kontinuierlich angezwei-

felt und in Abrede gestellt wird. 
Wir werden deshalb sowohl der Bearbei-
tung rassistischer Ressentiments und Ein-
stellungen gegenüber gesellschaftlichen 
Minderheiten als auch dem Empowerment 
der Menschen besonderes Augenmerk 
schenken, die von Rassismus betroffen sind.
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Deutschland ist auch durch Zu-
wanderung in religiöser und 

weltanschaulicher Hinsicht 
vielfältiger geworden. Die 

Zahl der Muslime und der Angehörigen an-
derer Religionsgemeinschaften sowie die 
Anzahl der nicht konfessionell gebundenen 
Menschen sind in den letzten Jahrzehnten 
gestiegen. Neben religiösen und weltan-
schaulichen Orientierungen spielen für die 
Identität der Menschen auch kulturelle 
Erfahrungen, Bindungen sowie Identifika-
tionen eine Rolle. Kultur stellt Gemeinsam-

Integration gelingt nur im gleichberechtigten Dialog

keit her. Kunst und Kultur können Wege der 
Verständigung und des Dialogs innerhalb 
der Gesellschaft aufzeigen und Menschen, 
die mit Land und Sprache (noch) nicht ver-
traut sind, die Integration erleichtern. 

Die Landesregierung wird sich für ein gleich-
berechtigtes Nebeneinander religiöser und 
weltanschaulicher Orientierungen in der 
Gesellschaft, die allgemeine Anerkennung 
verfassungsrechtlicher Werte und den inter-
kulturellen und interreligiösen Dialog ein-
setzen.

Wir wollen für eine Gesellschaft 
einstehen, in der alle Menschen 
nach ihren Vorstellungen und 
Möglichkeiten leben kön-

nen, ohne Angst, ausgeschlossen zu wer-
den, weil sie scheinbar anders sind als die 
vermeintliche „Mehrheit“. Wir möchten die 
Menschen dafür gewinnen und überzeugen, 
diese Vielfalt zu schätzen und zu akzeptie-
ren, weil sie Quelle von Fortschritt und Ent-
wicklung ist, sowohl auf individueller als 
auch gesellschaftlicher Ebene.

Anerkennung von Vielfalt bedeutet wirk-
samen Schutz vor Diskriminierung wegen 
Merkmalen wie ethnische Herkunft, Ge-
schlecht, Religion/Weltanschauung, Be-
hinderung, Alter und sexuelle Identität. 

Integrationspolitik im Kontext der Vielfaltspolitik 
der Landesregierung

Diese Aufzählung ist nicht abschließend, 
da Diskriminierungsmerkmale durch soziale 
Zuschreibung entstehen und gesellschaft-
lichen Wandlungsprozessen unterliegen.

Die Integrationspolitik der Landesregierung 
steht im Zusammenhang mit anderen po-
litischen Einzelstrategien zur Bekämpfung 
von Benachteiligung und Ausgrenzung. Sie 
verfolgt – auch als Teil der Strategie Viel-
falt der Landesregierung – das Ziel, dass die 
Gleichwertigkeit und Gleichberechtigung 
aller Menschen in allen Zusammenhängen 
uneingeschränkt anerkannt und Diskrimi-
nierung bekämpft wird.
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Rheinland-Pfalz ist ein durch 
Vielfalt geprägtes Land. In 

den letzten Jahren und Jahr-
zehnten sind viele Menschen 

aus vielen Ländern nach Rheinland-Pfalz 
gekommen. Andere haben Groß eltern oder 
Eltern, die aus anderen Ländern stammen, 
sind jedoch selbst in Deutschland geboren.

Rheinland-Pfalz ist schon lange ein Ein-
wanderungsland. Viele Migrantinnen und 
Migranten und deren Nachkommen leis ten 
einen wichtigen Beitrag zum wirtschaftli-
chen Erfolg des Landes und zur kulturellen 
Vielfalt. Sie leben gerne und ganz selbstver-
ständlich beispielsweise als Nachbarinnen 
und Nachbarn, als Arbeitskolleginnen und 
Arbeitskollegen oder als Mitschülerinnen 
und Mitschüler in unserem Land. Sie alle 
gehören zu Rheinland-Pfalz. Deshalb ist 

Zusammenhalt als Rheinland-Pfälzerinnen    
und Rheinland-Pfälzer

der Landesregierung der Zusammenhalt 
als Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-
Pfälzer besonders wichtig. Unser beson-
deres Augenmerk gilt dabei dem guten Zu-
sammenleben im Quartier, der Vernetzung 
aller Bevölkerungsgruppen, der Förderung 
und Öffnung von Vereinsstrukturen und in-
terkulturellen Angeboten insgesamt.

Alle Menschen, ob ohne oder mit Migrati-
onshintergrund, ob hier geboren oder nicht, 
ob zugezogen oder lange hier lebend, sol-
len die Chance erhalten, Rheinland-Pfalz 
als ihre Heimat zu begreifen und sie sollen 
an dem gesellschaftlichen Miteinander teil-
haben können.
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4.018.800

Gesamtzahl: 440.465

839.800 (20,9%) Mit Migrationshintergrund

3.179.000 (79,1%) Ohne Migrationshintergrund

Ausländische
Staatsangehörige

Deutsche
(mit Migrationshintergrund)
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Türkei
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Russische Föderation

Kosovo

Staatsangehörigkeit Ausländische Personen 
in Rheinland-Pfalz

58.594
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30.293

26.062

16.382
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11.570
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Gesamtbevölkerung
Rheinland-Pfalz 2015

„Eine Person hat einen Migrationshintergrund, wenn 
sie selbst oder mindestens ein Elternteil die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt besitzt.“

Die Defi nition umfasst im Einzelnen folgende Personen:

1. zugewanderte und nicht zugewanderte Ausländer;

2. zugewanderte und nicht zugewanderte Eingebürgerte;

3. (Spät-)Aussiedler;

4. mit deutscher Staatsangehörigkeit geborene
Nachkommen der drei zuvor genannten Gruppen.

!

Bevölkerung 2015 nach Migrationsstatus 
und Planungsregionen 04

Davon nach Planungsregionen:

Bevölkerung insgesamt:

a) Verband Region Rhein-Neckar (rheinland-pfälzischer Teil)

b) Rheinhessen-Nahe:

c) Mittelrhein-Westerwald:

d) Westpfalz:

e) Trier: 

186.600 | 21,8%

255.100 | 20,6%

99.600 | 19,2%

82.600 | 15,8%

663.000 | 75,4%

670.500 | 78,2%

985.700 | 79,4%

419.300 | 80,8%

440.200 | 84,2%

Bevölkerung ohne Migrationshintergrund: 3.179.000
Bevölkerung mit Migrationshintergrund: 839.800

215.800 | 24,6%

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Mikrozensus 2015
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von Ausländerinnen und Ausländern
aus bzw. ins Ausland 2015

Eingebürgerte Personen nach bisherigen 
Staatsangehörigkeiten

Einbürgerungsquoten der Bundesländer
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz

Quelle:  Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Integrationsministerium RLP

Quelle:  Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz, 
Integrationsministerium RLP

Zuzüge:     91.922  
Fortzüge:  36.987
Wanderungsaldo: + 54.935

Einbürgerungszahlen in Rheinland-Pfalz von 2012-2016:

13.356  
 7.972 
 + 5.384

Sonstiges Europa
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9) Baden-Württemberg

10) Berlin

11) Brandenburg

12) Bayern

13) Sachsen

14) Mecklenburg-Vorpommern

15) Sachsen-Anhalt

16) Thüringen
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Quelle: EASY-System (Erstverteilung von Asylbegehrenden)

Rheinland-Pfalz 2015 absolut: 52.846

Rheinland-Pfalz 2016 absolut: 16.094

Top 10-Einbürgerungsländer 2012-2016:

Syrien

Syrien

Türkei

Irak

Afghanistan

Afghanistan

Polen

Vietnam

Albanien

Iran

Kosovo

Rumänien

Pakistan

Somalia

Ukraine

Russische Föderation

Iran

Eritrea

Italien

Marokko

Herkunftsland

Herkunftsland

Absolut

Absolut

in %

in %

25.696

6.164   

5.770   

991

48,62

38,29

8.758

2.688   

1.899

831

16,57

16,70

4.631

1.030  

1.260

726

8,76

6,40

1.893

1.013

1.110

717

3,58

6,29

1.819

937

1.063

674

3,44

5,82

Asyl(erst-)antragstellungen
von 1990 bis 2016 09

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
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Gesamtzahl
der Asylanträge: 17.625
1) Syrien: 5.704 | 32,4%
2) Albanien: 4.407 | 25,0%
3) Kosovo: 2.031 | 11,5%
4) Serbien: 849 | 4,8%
5) Afghanistan: 830 | 4,7%

Gesamtzahl
der Asylanträge: 36.985
1) Syrien: 19.540 | 52,8%
2) Afghanistan: 6.811 | 18,4%
3) Iran: 1.655 | 4,5%
4) Eritrea: 1.377 | 3,7%
5) Somalia: 1.306 | 3,5%

20162015

Die fünf zugangsstärksten Herkunftsländer ausgewählter Jahre:

2012: 5.693  |  2013: 5.385  |  2014: 5.566  |  2015: 5.756  |  2016: 6.064

Insgesamt:

(Prozentualer Anteil eingebürgerter Personen an der ausländischen 
Bevölkerung)
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3.1 Interkulturelle Öffnung 

Die Interkulturelle Öffnung von Institutio nen 
und Organisationen der aufnehmenden Ge-
sellschaft leistet einen wesentlichen Beitrag 
für erfolgreiche Integration. Interkulturelle 
Öffnung und Interkulturelle Kompetenz 
sind wichtige Instrumente zum Abbau von 
Zugangsbarrieren für Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Durch konsequente In-
terkulturelle Orientierung und Sensibilisie-
rung in wichtigen Bereichen der Gesellschaft 
werden wesentliche Voraussetzungen für 
gleichberechtigte Teilhabe geschaffen. 

Demgemäß ist Interkulturelle Orientierung 
unverzichtbares Qualitätsmerkmal staatli-
cher Politik, öffentlicher Dienstleistungen 
und der sozialen Arbeit. Damit das Thema 
Interkulturelle Öffnung und Interkulturelle 
Kompetenz auch innerhalb der Landesre-
gierung bearbeitet und vorangetrieben 
werden kann, bedurfte es politischer und 
struktureller Grundlagen. Viele davon wur-
den bereits in den zurückliegenden Jahren 
geschaffen. Die Landesregierung hat sich 
bereits in 2011 per Ministerratsbeschluss zur 
Interkulturellen Öffnung der Landesverwal-
tung bekannt und diesen Weg konsequent 
mit Maßnahmen und Projekten beschritten. 

Denn die Landesregierung hat sich stets als 
Vorbild und Multiplikatorin für Prozesse der 
Interkulturellen Öffnung in Organisationen 
verstanden. Sie bekräftigt ihren Willen, die 
Interkulturelle Öffnung weiter voranzutrei-

Interkulturelle Öffnung 
der Landesverwaltung

 Die Landesregierung hat den Gedanken der 
Interkulturellen Öffnung aufgenommen und 
für verbindlich erklärt. Dies ist in den Grund-
sätzen der Landesregierung zur Führung und 
Zusammenarbeit für alle Ressorts verankert.

 Um die Integration von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund und die Vielfalt inner-
halb der Belegschaft zu fördern, bedienen sich 
die Ressorts innerhalb der Landesregierung und 
in eigener Zuständigkeit unterschiedlicher In-
strumente. Beispielsweise hat das Ministe-
rium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Demografie (MSAGD) eine Dienstvereinba-
rung zur Förderung der personellen Vielfalt 
und zum Schutz vor Diskriminierung abge-
schlossen, die im Jahr 2014 fortgeschrieben 
wurde. Leitgedanke ist das Diversity-Prinzip, 
das heißt die gezielte Berücksichtigung und 
Förderung personeller und kultureller Vielfalt 
als Spiegelbild der gesellschaftlichen Realität.

03| Querschnittsthemen

ben und ihre Politikfelder nachhaltig inter-
kulturell auszurichten. Somit ist eine wich-
tige Zielsetzung der rheinland-pfälzischen In-
tegrationspolitik, die Interkulturelle Öffnung 
und Sensi bilisierung zu befördern und diese 
innerhalb wie außerhalb der Landesregierung 
voranzubringen.
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 Das Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz (MFFJIV) hat 
das Thema Diversity in der Personal- und Orga-
nisationsentwicklung fest verankert und wird 
dies weiterentwickeln. Unter anderem sollen 
verschiedene Formate angeboten werden, wie 
z. B. Veranstaltungen bzw. Schulungen unter 
dem Thema „Diversity Management“.  

 Das anonymisierte Bewerbungsverfahren 
ist im MFFJIV als grundsätzliches Verfahren in 
seiner Personalarbeit etabliert. Um Bewerbe-
rinnen und Bewerbern zu signalisieren, dass 
Interkulturelle Kompetenz ein wichtiges Krite-
rium darstellt und Sensibilität für die „Unter-
schiedlichkeit der Menschen“ einen zentralen 
Aspekt für die Arbeit dieses Ressorts bedeutet, 
wird diese Kompetenz bereits im Bewerbungs-
formular abgefragt. 

 Die explizite Ansprache von Bewerberinnen 
und Bewerbern durch eine Formulierung, die 
sich an alle Menschen richtet, unabhängig von 
Merkmalen, die nach dem Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz  besonderen Schutz genie-
ßen, hat sich sehr bewährt und wird weiter ver-
wendet. 

Interkulturelle Kompetenz von Beschäf-
tigten in der öffentlichen Verwaltung

 Angebote für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in der Aus-, Fort- und Weiterbildung zur 
Interkulturellen Kompetenz werden weiter ver-
tieft und ausgebaut. Die Führungskräfte stehen 
hierbei im besonderen Fokus. Bei ihnen wird 
durch die Teilnahme an den ressortübergreifen-
den Führungskräftequalifizierungen, in denen 
das Themenfeld behandelt wird, gewährleistet, 
dass sie entsprechend sensibilisiert sind. 

 Aktivitäten wie die zuvor initiierten Maß-
nahmen zur Unterstützung der Willkom-
menskultur sowie der Stärkung der Service-
orientierung in den Ausländerbehörden in 
Rheinland-Pfalz werden verstetigt bzw. wei-
terentwickelt. Der Landesbeirat für Migra-
tion und Integration hat im Jahr 2015 die 
bisherigen (Förder-)Aktivitäten der Landes-
regierung mit einem umfangreichen Posi-
tionspapier unterstützt. Die Landesregierung 
ist überzeugt, dass darin wichtige Impulse für 
weitere Qualitätsentwicklungen gegeben 
sind.

Interkulturelle Öffnung 
der Regelsysteme und Regelangebote

Menschen mit Migrationshintergrund haben 
höhere Zugangsbarrieren zu überwinden. Diese 
Hürden müssen durch die Prozesse der Inter-
kulturellen Öffnung weiter abgebaut werden. 
Die Interkulturelle Öffnung und die kultursen-
sible Ausgestaltung der Förder-, Beratungs- 
und Unterstützungsangebote in den Bereichen 
Kinder- und Jugendhilfe, Arbeits- und Ausbil-
dungsförderung, Gesundheitswesen, Teilhabe, 
Pflege, Grundsicherung für Arbeitssuchende 
und Sozialhilfe werden daher weiter voran-
getrieben. Die gegebenen Regelstrukturen 
müssen in die Lage versetzt werden, auch die 
Bedürfnisse von Migrantinnen und Migranten 
(mit) abzudecken. 

Integration bedeutet auch Verbraucher-
schutz – Interkulturelle Öffnung 
der Verbraucherzentrale

 Geflüchtete sollen sich im deutschen Wirt-
schaftssystem zurechtfinden, ihre Rechte ken-
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nen, Hilfsangebote wahrnehmen können und 
als informierte Verbraucherinnen und Ver-
braucher Verträge abschließen können.  
Das MFFJIV unterstützt die Verbraucherzentra-
le Rheinland-Pfalz in ihrem Ziel, die Arbeit und 
ihre Angebote verstärkt auf die Bedürfnisse 
von Menschen mit Migrationshintergrund aus-
zurichten.

Das vom MFFJIV geförderte Projekt der Ver-
braucherzentrale „Flüchtlinge als Verbrauche-
rinnen und Verbraucher“ wird weiter fortent-
wickelt. Ziel ist, die Verbraucherinformation 
und -beratung für Geflüchtete und Migran-
tinnen und Migranten stärker auf die in den 
verschiedenen Phasen der Anwesenheit im 
Bundesgebiet vorhandenen Sprachfertigkeiten 
auszurichten.

Impulse für die Weiterentwicklung der 
Interkulturellen Öffnung der Gesellschaft

 Für die Weiterentwicklung der Interkultu-
rellen Öffnung ist zudem der Dialog mit den 
Organisationen und Gremien der Integrations-
arbeit wie beispielsweise dem Landesbeirat für 
Migration und Integration wichtig. 
Hieraus leiten sich wichtige Handlungsemp-
fehlungen und Impulse ab. Gerade der in den 
letzten Jahren gestiegene Zuzug von Geflüch-
teten stellt die Organisationen und Instituti-
onen vor neue Herausforderungen hinsichtlich 
der Interkulturellen Öffnung. Daher wird die 
Landesregierung dieses Thema auch innerhalb 
der bewährten Dialogstrukturen, wie z. B. dem 
Landesbeirat für Migration und Integration, 
weiter aufgreifen und vertiefen. Wir wollen 
Selbstorganisationen von Migrantinnen und 
Migranten stärken und unterstützen. MFFJIV 
beabsichtigt in einem ersten Schritt, in einem 

geeigneten Veranstaltungsformat interessier-
te Personen aus der Gruppe der Geflüchteten 
zusammenzubringen und miteinander zu ver-
netzen. Besonderen Wert legen wir dabei auf 
die Einbindung der Frauen.

Interkulturelle Öffnung des „Freiwilligen 
Öko logischen Jahres – FÖJ“

 Das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) ist ein 
Engagement- und Bildungsangebot für junge 
Leute, die sich ökologisch engagieren und be-
ruflich orientieren wollen. Das FÖJ bietet ne-
ben ökologischen und gesellschaftspolitischen 
Fortbildungen vor allem auch pädagogische 
Begleitung und Trainingsprogramme zur indi-
viduellen Kompetenzentwicklung an. Damit 
bietet das FÖJ besonders geeignete pädago-
gische Rahmenbedingungen auch für junge 
Geflüchtete. Das Ministerium für Umwelt, 
Energie, Ernährung und Forsten (MUEEF) för-
dert  für den Zeitraum von zwei Jahren zusätz-
liche Plätze im FÖJ. Wie die ersten Erfahrungen 
mit Geflüchteten zeigen, kann das FÖJ einen 
Beitrag zur Überwindung von Sprachbarrieren, 
kulturellen Hürden und traumatischen Erfah-
rungen leisten.

Letztlich muss die Interkulturelle Öffnung 
gesellschaftlich breit getragen werden, um 
sich im Lebensalltag aller Rheinland-Pfälze-
rinnen und Rheinland-Pfälzer widerzuspie-
geln.
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In Kürze:

 Die Interkulturelle Kompetenz und interkulturelle 
Sensi bilisierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
in der öffentlichen Verwaltung werden weiter gestärkt.

 Die Maßnahmen zur Erhöhung des Anteils der Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund in der öffentlichen 
Verwaltung werden fortgeführt und weiterentwickelt. 

 Die Interkulturelle Öffnung der Regelsysteme und 
Regel angebote in den Bereichen Kinder- und Jugend-
hilfe, Arbeits- und Ausbildungsförderung, Gesundheits-
wesen, Teilhabe, Pflege, Grundsicherung für Arbeits-
suchende und Sozialhilfe wird weiter vorangetrieben.

3.2 Ehrenamtliches Engagement, gesellschaftliche Teilhabe 
 und Partizipation

Rheinland-Pfalz ist ein Land des Ehrenamtes. 
Das hat der jüngste Freiwilligensurvey ein-
mal mehr eindrucksvoll bestätigt. Nach der 
inzwischen vierten Erhebung des Deutschen 
Freiwilligensurveys sind 48,3 Prozent der 
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfäl-
zer über 14 Jahren ehrenamtlich engagiert. 
Rheinland-Pfalz belegt damit im Länderver-
gleich den Spitzenplatz. Bundesweit lag die 
Engagementquote 2014 bei 43,6 Prozent. 
Sie ist seit der ersten Befragung im Jahr 1999 
in Deutschland um knapp zehn Prozent ge-
stiegen. Dieser Anstieg fällt regional jedoch 
sehr unterschiedlich aus. Rheinland-Pfalz 
verzeichnet mit einem kontinuierlichen An-
stieg des Engagements von 33 Prozent im 
Jahre 1999 auf 48,3 Prozent 2014 bundes-
weit den höchsten Zuwachs.

Gerade den Ländern kommt in Fragen der 
Förderung bürgerschaftlichen Engagements 

und gesellschaftlicher Partizipation erheb-
liche Bedeutung zu. Als Ebene zwischen 
Bund und Kommunen haben die Länder 
weitreichende Handlungsspielräume. Die-
se nutzt die Landesregierung für die Ge-
staltung einer modernen Engagement- und 
Demokratiepolitik.  

Nicht zuletzt das mannigfaltige bürger-
schaftliche Engagement, Ehrenamt, Haupt-
amt und weitere Beteiligungsformen zeigen 
eindrücklich, was den Integrationsprozess 
lebendig macht, insbesondere vor Ort. 
Daher wird die Landesregierung bürger-
schaftliches Engagement weiterhin fördern. 
Dabei wird den Zugängen benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen zu Ehrenamt und 
Freiwilligendiensten besonderes Augen-
merk geschenkt.
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Hinzu kommt die Förderung politischer Teil-
habe, denn letztere stellt ein Grundprinzip 
für das Funktionieren von Demokratie dar. 
Die Landesregierung setzt sich ein für mehr 
Partizipation und gesellschaftliche Teilhabe 
aller Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-
Pfälzer.

gestärkt. Ehrenamtliche und Hauptamtliche 
leisten im ganzen Land herausragende Arbeit. 
Vor Ort setzen viele Rheinland-Pfälzerinnen 
und Rheinland-Pfälzer sichtbare Zeichen für 
eine gelebte Willkommenskultur. Dieses En-
gagement kann nur durch angemessene Be-
gleitung und Unterstützung verstetigt werden. 
Hierzu werden Fördermittel der Landesregie-
rung entsprechend eingesetzt. Unter anderem 
werden Gelder zur Qualifizierung von ehren-
amtlich tätigen Frauen und Männern zur Ver-
fügung gestellt, um die ehrenamtliche Betreu-
ung und Begleitung von Schutzsuchenden zu 
unterstützen.

 Freiwilligenagenturen und Ehrenamtsbör-
sen erfahren durch die Leitstelle Ehrenamt und 
Bürgerbeteiligung konzeptionelle Beratung und 
finanzielle Unterstützung. Weitere lokale Un-
terstützung erhalten die Kommunen durch das 
seit 2016 bestehende Programm „Dialogbot-
schafter“. Auch mit der von der Ministerpräsi-
dentin angestoßenen Ehrenamts-Initiative „Ich 
bin dabei!“ wurde seit 2013 von Landesseite ein 
Akzent in der lokalen Engagementförderung 
gesetzt. In 16 Kommunen wurden unter Lei-
tung des Beauftragten der Ministerpräsidentin 
für ehrenamtliches Engagement neue Wege 
der Ehrenamtsförderung beschritten.

 Mit der Ehrenamtskarte ist in Zusammenar-
beit von Land und Kommunen ein weiteres In-
strument der Anerkennung eingeführt worden, 
mit dem Engagierte gewürdigt werden und das 
ihnen landesweit Vergünstigungen gewährt. 
Inzwischen machen mehr als 100 Kommunen 
mit und bis Anfang 2016 wurden mehr als 
2 000 Ehrenamtskarten ausgegeben.  

Die Koordinierungsstelle „Ehrenamtliche Aktivi-
täten im Flüchtlingsbereich in Rheinland-Pfalz“ 

Ehrenamtliches Engagement für Integration 
würdigen und anerkennen

 Die Landesregierung wird der Partizipa-
tions- und Ehrenamtsförderung von und für 
Menschen mit Migrationshintergrund wei-
terhin einen besonderen Stellenwert beimes-
sen. Dieser Verantwortung hat sich auch die 
Landesregierung in den vergangenen Jahren 
gestellt und Strukturen, Programme und Ak-
tivitäten zur Engagement- und Partizipations-
förderung auf den Weg gebracht.

 Die Landesregierung begrüßt das mannig-
faltige ehrenamtliche Engagement der Bevöl-
kerung in Rheinland-Pfalz für die Integration. 
Der Anerkennung und öffentlichen Unterstüt-
zung des bürgerschaftlichen Engagements von 
und für Menschen mit Migrationshintergrund 
kommt eine wichtige Rolle zu. So werden an-
dere ermuntert, sich ebenfalls zu engagieren, 
und gleichzeitig wird der wichtige Beitrag von 
Migrantinnen und Migranten zu unserer Ge-
sellschaft öffentlich sichtbar gemacht. 

Stärkung bürgerschaftlichen Engagements

 Bürgerschaftliches Engagement, insbeson-
dere ehrenamtliches Engagement in der Inte-
grations- und Flüchtlingsarbeit, wird weiter 
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war in Zeiten der Aufnahme von Flüchtlingen 
in großer Zahl wichtige Ansprechpartnerin für 
Fragen ehrenamtlichen Engagements in der 
Flüchtlingshilfe. Sie hat eine Datenbank der 
bestehenden ehrenamtlichen Aktivitäten, Ini-
tiativen, HelferInnenkreise sowie der hauptamt-
lichen Koordinierungsstellen und der „Runden 
Tische“ erstellt, die einen Überblick über Anlauf-
stellen und Mitwirkungsmöglichkeiten bietet. 
Fortbildungs- und Unterstützungsbedarfe der 
Initiativen werden gesammelt und mit beste-
henden Angeboten abgeglichen. Außerdem 
veranstaltet die Koordinierungsstelle auf Basis 
der gesammelten Erkenntnisse passende Fach-
tage und Fortbildungen. Um dem Informati-
onsbedarf der ehrenamtlich Aktiven gerecht zu 
werden, gibt es auf der Internetseite zum The-
menbereich Flucht, Asyl und Ehrenamt leicht 
zugängliche Informationen sowie Arbeitshilfen 
und Leitfäden, die Ehrenamtlichen im Alltag hel-
fen. Die Arbeit der Koordinierungsstelle wird 
im Oktober 2017 in neue Strukturen überführt.

Förderung politischer Partizipation

 Die Landesregierung wird die Förderung der 
poli tischen Partizipation weiterhin unterstützen. 
In der zurückliegenden Legislatur periode hat 
die vom Landtag eingesetzte Enquete-Kom-
mission „Aktive Bürgerbeteiligung für eine 
starke Demokratie“ intensiv gearbeitet und 
mit ihren Berichten weitreichende Vorschlä-
ge zur Verbesserung der Möglichkeiten zur 
politischen Partizipation vorgelegt. Ihre Emp-
fehlungen wurden in einem von der Minis-
ter  präsidentin vorgelegten Fahrplan Bürger-
beteiligung aufgegriffen. 

 Politische Teilhaberechte von Migrantinnen 
und Migranten müssen gestärkt werden. Hierzu 

ist im aktuellen Koalitionsvertrag vereinbart, 
das kommunale Wahlrecht für Drittstaatsan-
gehörige einzuführen. Ferner wurde bekun-
det, dass EU-Bürgerinnen und EU-Bürger das 
Wahlrecht bei Landtagswahlen erhalten sol-
len. Die Landesregierung wird entsprechende 
Initiativen in die Wege leiten. Hierzu strebt 
die Landesregierung weiterhin die erforder-
lichen Änderungen der verfassungsrecht-
lichen Grundlagen an.

 Wichtige Orte der Partizipation und der In-
teressenvertretung stellen die Beiräte für Mi-
gration und Integration sowie die vielen loka-
len Migrantenorganisationen dar. Gerade die 
Beiräte für Migration und Integration haben 
in Rheinland-Pfalz eine lange und bedeutende 
Tradition und sind außerordentlich wichtig, 
damit bei politischen Beratungsprozessen vor 
Ort auch die Perspektive von Menschen mit 
Migrationshintergrund, insbesondere auch der-
jenigen ohne deutschen Pass und kommunales 
Wahlrecht, berücksichtigt wird. Die Landesre-
gierung wird ihr Engagement in diesem Bereich 
fortführen. Die Landesregierung wird auch die 
kommende Wahl- und Informationskampagne 
zu den Beiratswahlen 2019 unterstützen.  

 Die Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen wird landesweit nachhaltig gesichert. 
Zahlreiche Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sind an Partizipationsprozessen betei-
ligt, u. a. in kommunalen Jugendvertretungen. 
Sie tragen ihre Initiativen in die Politik, bspw. 
zu den Themen „Vielfalt, Toleranz und Respekt 
in unserer Gesellschaft“, „gesellschaftliche 
Teilhabe“, „soziale Gerechtigkeit und Asyl-
politik in unserem Land“. Die Ergebnisse der 
Beteiligungsprozesse für Jugendliche werden 
auf Landesebene beraten und soweit möglich 
berücksichtigt. Darüber hinaus ist gerade in 
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Kindertagesstätten und an Schulen die De-
mokratieerziehung ein wesentlicher Bestand-
teil der Förderung von politischer Partizipa-
tion von Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen. Dies geschieht u. a. durch das 
Projekt „BildungsBande“, das Präventions-
projekt „Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage“ und Projekte wie das „Netzwerk für 
Demokratie und Courage“. Das gilt auch für 
die Kindertagesbetreuung als Ort der frühen 
Bildung. In den Bildungs- und Erziehungsemp-
fehlungen für Kindertagesstätten in Rhein-
land-Pfalz ist die Partizipation von Kindern 
als zentrales methodisches Prinzip ausdrück-
lich benannt. Dies drückt sich beispielsweise 
in der Durchführung von Kinderkonferenzen 
aus sowie in der gemeinsamen Erarbeitung 
von Regeln, Rechten und Pflichten. Die „Er-
möglichung der Vielfalt von Welterfahrung 
und Förderung von Teilhabe aller Kinder“ ist 
ausdrückliches Qualitätsmerkmal.  

 Um die Demokratieerziehung im Rahmen 
der Schulentwicklung in die Breite der Schul-
landschaft von Rheinland-Pfalz zu tragen und zu 
verankern, wurde die Koordinierungsstelle „De-
mokratie lernen und leben“ am Pädagogischen 
Landesinstitut Rheinland-Pfalz (PL) eingerich-
tet. Diese Stelle koordiniert alle Aktivitäten, 
insbesondere die Zusammenarbeit zwischen 
der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 
und den beteiligten Verbänden und Personen. 
Zur Unterstützung der Schulen wurden the-
matische Schulnetzwerke aufgebaut, in denen 
die rheinland-pfälzischen Modellschulen für 
Demokratie und Partizipation aus allen Schul-
formen und Altersstufen zusammenarbeiten.

Darüber hinaus engagieren sich insbesondere 
die Jugendverbände in Rheinland-Pfalz als 
Werkstätten der Demokratie.

Einbürgerungen fördern, 
Einbürgerungskampagne stärken

 Mit der Einbürgerungskampagne, die die 
Landesregierung gemeinsam mit der Arbeits-
gemeinschaft der Integrationsbeiräte (AGARP), 
dem Initiativausschuss für Migrationspolitik, 
der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege und dem 
Landesverband der Volkshochschulen durch-
führt, werden die Aktivitäten zur Förderung der 
Einbürgerung forciert. Der Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit ermöglicht die 
vollumfängliche, gleichberechtigte Teilhabe 
als Staatsbürgerin oder Staatsbürger, mit allen 
damit verbundenen Rechten und Pflichten. Vor 
dem Hintergrund, dass in der Praxis bereits 
jetzt mehr als die Hälfte aller Einbürgerungen 
unter dauerhafter Hinnahme von Mehrstaatig-
keit erfolgen, erachtet die Landesregierung den 
sogenannten Grundsatz der Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit nicht nur politisch, sondern 
auch faktisch für überholt. Die Landesregie-
rung setzt sich auf Bundesebene weiter für die 
dringend notwendige grundlegende Reform 
des Staatsbürgerschaftsrechts, für die Abschaf-
fung der Optionspflicht und die allgemeine 
Möglichkeit ein, die bisherige Staatsangehö-
rigkeit beizubehalten.

 Mit dem Besitz der deutschen Staatsbürger-
schaft sind Rechte und Pflichten verknüpft, die 
Einwohnerinnen und Einwohner ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht haben. Hierzu ge-
hören u. a. das aktive und passive Wahlrecht 
auf allen politischen Ebenen. Zur Umsetzung 
der einbürgerungsrechtlichen Regelungen für 
einen liberalen, transparenten und einheit-
lichen Vollzug in Rheinland-Pfalz werden re-
gelmäßig Hinweise zum Verwaltungshandeln 
ausgegeben und hierbei die zuständigen Be-
hörden auf kommunaler Ebene unterstützt. 
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Der „Leitfaden zur Förderung der Einbürge-
rung in Rheinland-Pfalz“ wird fortgeschrieben, 
um weiterhin eine praxisnahe Handreichung 
zu gewährleisten. Die Landesregierung wird 
die erfolgreiche Einbürgerungskampagne „Ja 
zur Einbürgerung“ fortführen. Die Einbürge-
rungszahlen sind in Rheinland-Pfalz seit dem 
Start der Kampagne, mit Ausnahme eines 
Jahres (2013), entgegen dem Bundestrend 
kontinuierlich gestiegen. Im Jahr 2016 betrug 
der Anstieg der Einbürgerungen in Rheinland-
Pfalz im Vergleich zum Vorjahr 5,4 Prozent. 
Hierdurch wird mehr Menschen, die die hohen 
Anforderungen an eine Einbürgerung erfüllen, 
die volle Teilhabe ermöglicht. 

Diese positive Entwicklung soll fortgesetzt 
werden. Der Schwerpunkt liegt auf der Wer-
bung für und der Information über die Ein-
bürgerung. Für die Weiterentwicklung der 
Förderaktivitäten wird eine Erhebung über 
die Einbürgerungserfahrungen der rheinland-
pfälzischen Bevölkerung und die damit verbun-
denen Motive und Erwartungen angestrebt. 

Engagement in (Ehrenamts-)Strukturen 
stärken, Attraktivität für Menschen mit 
Migrationshintergrund erhöhen, 
Verbandsstrukturen öffnen

 Der Einbeziehung von Menschen mit Mi-
grationshintergrund in den ehrenamtlichen 
Naturschutz widmet sich die Landeszentrale für 
Umweltaufklärung Rheinland-Pfalz. Sie unter-
stützt und fördert das Projekt „Die Natur ruft … 
und alle kommen mit!“ der Natur schutzjugend 
Rheinland-Pfalz. Das Projekt ermöglicht es 
vorerst bis zum Herbst 2017 Kindern von Ge-
flüchteten, an Waldfreizeiten gemeinsam mit 
deutschen Kindern teilzunehmen. 

  Die Feuerwehren und Rettungsdienste wa-
ren stets offen für jeden Freiwilligen, völlig un-
abhängig von dessen Herkunftsgeschichte. Die 
Landesregierung, der Landesfeuerwehrver-
band Rheinland-Pfalz e. V., die Jugendfeuer-
wehr Rheinland-Pfalz und andere Hilfsorga-
nisationen führen vielfältige Maßnahmen 
und Projekte durch, die dazu beitragen sollen, 
insbesondere Kinder und Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund für die Feuerwehr zu be-
geistern. Gleiches gilt auch für die Rettungs-
dienste und damit für das DRK, den ASB, die 
Malteser, die Johanniter und das THW. Alle 
genannten Hilfsorganisationen engagieren 
sich in der Integration von Geflüchteten und 
Menschen mit Migrationshintergrund und 
bieten dabei ehrenamtliche Betätigung für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene an. Die 
Landesregierung wird auch diese Initiativen 
nach Kräften unterstützen.

Auch der Landesjugendring und die ihm an-
geschlossenen Jugendverbände in Rheinland-
Pfalz setzen sich intensiv mit diesen Fragen 
auseinander und entwickeln geeignete Maß-
nahmen zur Öffnung vorhandener Strukturen.

 Die Integration in den Sport und durch den 
Sport sowie die Förderung gleichberechtigter 
Teilhabemöglichkeiten von Migrantinnen und 
Migranten in den Sportvereinen wird in Rhein-
land-Pfalz weiter vorangetrieben. 
Dies geschieht insbesondere durch das 
Programm „Integration durch Sport“ des 
Deutschen Olympischen Sportbundes. 
Das Programm wird vom Landessportbund 
Rheinland-Pfalz eigenverantwortlich mit ei-
ner Reihe von Maßnahmen umgesetzt. Im 
Rahmen des Programms „Integration durch 
Sport“ werden Aus- und Weiterbildungsmög-
lichkeiten zum Beispiel für Trainerinnen und 
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In Kürze:

 Die Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl der Einbür-
gerungen in Rheinland-Pfalz werden fortgeführt und 
weiterentwickelt.

 Bürgerschaftliches Engagement, insbesondere ehren-
amtliches Engagement in der Integrations- und Flücht-
lingsarbeit, wird weiter gestärkt.

 Die Landesregierung setzt sich auf Bundesebene 
weiter hin nachdrücklich für eine Stärkung der poli-
tischen Teilhaberechte von Migrantinnen und Mi-
granten ein. Das Kommunalwahlrecht für alle, die 
dauerhaft in Rheinland-Pfalz leben, muss endlich 
Wirklichkeit werden.

 Die Integration in den Sport und durch den Sport 
sowie die Förderung gleichberechtigter Teilhabemög-
lichkeiten von Migrantinnen und Migranten in den 
Sportvereinen wird in Rheinland-Pfalz weiter voran-
getrieben.

Trainer sowie Übungsleiterinnen und Übungs-
leiter in den Vereinen angeboten, die für die 
interkulturelle Arbeit im Sportverein und in 
den Fachverbänden qualifizieren. Die Inhalte 
der Qualifizierungsmaßnahmen, wie etwa „Fit 
für die Vielfalt“, umfassen ein breites Spek-
trum und reichen von der Schulung Interkul-
tureller Kompetenz, der Thematisierung von 
Werten, Vorurteilen und Diskriminierung, der 
Auffassung von Wahrnehmung und Kommu-
nikation über die Entwicklung von Konflikt-
lösungsstrategien bis zum Umgang mit ge-
schlechtsspezifischen Fragen, beispielsweise 
beim Sport mit muslimischen Mädchen.

Weitere Informationen, Antragsformulare, 
Informationsmaterial und weiterführende 
Links stehen auf dieser in 2017 veröffentli-
chten Homepage, die eigens für die Integra-
tionsarbeit des rheinland-pfälzischen Sports 
erstellt wurde:      www.integration.lsb-rlp.de

Dies sind nur einige Beispiele für die vielfäl-
tigen Aktivitäten in ehrenamtlichen Strukturen 
zum gemeinsamen Engagement von Menschen 
mit und ohne Migrationshintergrund.



25

3.3 Friedliches Zusammenleben

Gewaltprävention

 Die Landesregierung hat seit langem ein 
Bündel von Maßnahmen zur Prävention gegen 
Gewalt unterschiedlicher Ausprägung ent-
wickelt. Davon umfasst sind u. a. präventive 
Maßnahmen zur Eindämmung von Rassismus, 
Gewalt und politischem oder religiösem Extre-
mismus aber auch beispielsweise Amokläufe, 
sexualisierte Gewalt oder Cybermobbing. Die 
gewachsene islamistische Terrorgefahr ver-
langte weitere Präventionsanstrengungen. 
Gleichzeitig wächst damit der Bedarf, die un-
terschiedlichen Maßnahmen über alle Ebenen 
hinweg zu koordinieren.
Dabei werden die Möglichkeiten im Bereich 
der behördenübergreifenden Zusammenar-
beit verstärkt genutzt. Die interministerielle 
Steuerungsgruppe „Koordination der Präven-
tion gegen Gewalt“ hat dazu die Abläufe so 
organisiert, dass bis Anfang 2018 eine aktuelle 

und nutzungsfreundliche Internetseite dazu 
veröffentlicht werden kann.

Ziele einer Gesamtkonzeption und Koordina-
tion sind u. a.: 

 Verbessern der zielgerichteten Informati-
onssammlung und -steuerung;

 Bereitstellung umfassender Informatio-
nen für Fachleute und die Öffentlichkeit;

 Optimieren und Abstimmen der Maßnah-
men zur Gewaltprävention;

 Intensivieren der Bestrebungen zur Ver-
besserung der psychosozialen Beratung 
und psychotherapeutischen Behandlung 
von Opfern bzw. Betroffenen von Über-
griffen;

 Ausweiten von Rückkehrwegen in die 
Gesellschaft für Radikalisierte – Rechts-
extreme wie islamistisch Radikalisierte 
gleichermaßen;

 Wirkungskontrolle der praktizierten Maß-
nahmen; 

 Optimierung der Opferbetreuung und 
-nachsorge. 

Die Landesregierung setzt dazu folgende Maß-
nahmen um:

 eine detaillierte Bestandsaufnahme aller 
Präventionsmaßnahmen und -materi-
alien der Ressorts und nachgeordneten 
Behörden;

 Einrichtung einer Homepage der Landes-
regierung zur Bereitstellung von Informa-
tionen, um u. a. einen niedrigschwelligen 
Zugang zu Fachinformationen, Förder-

Alle Menschen in Rheinland-Pfalz sollen 
geschützt und angstfrei zusammenleben. 
Präventive Maßnahmen gegen Gewalt sind 
essentiell für ein positives Lebensumfeld von 
Familien, Kindern und Jugendlichen. Latent 
gewaltbereiten Personen können durch ge-
eignete Präventionsprogramme Wege aus 
der Gewaltspirale aufgezeigt werden. Ge-
waltprävention kann nur gelingen, wenn 
man die Aktivitäten und Projekte verschie-
dener Institutionen miteinander geknüpft. 
Nur durch die Zusammenarbeit von Eltern, 
Schulen, Polizei, Justiz, Wirtschaft und Medi-
en können Risikofaktoren frühzeitig erkannt 
und abgebaut werden.
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möglichkeiten und Fortbildungen zu 
gewährleisten;

 die Unterstützung von Präventions-
projekten;

 die Zusammenarbeit mit wissenschaft-
lichen Einrichtungen;

 einen Informationsaustausch mit Bund 
und Ländern sowie des Landes mit den 
Kommunen;

 die Vorbereitung einer Vereinbarung der 
Landesregierung mit der Landespresse-
konferenz zur Berichterstattung bei 
Gewalt taten.

Bei aller Unterschiedlichkeit religiös und poli-
tisch motivierter Radikalisierung gibt es auch 
eine Reihe von Überschneidungen in den per-
sönlichen Dispositionen und Prozessverläufen. 
Deshalb haben alle Projekte in diesem Feld 
auch einen übergreifenden Charakter.

Prävention gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus

 In der Vergangenheit hat es leider auch in 
Rheinland-Pfalz zahlreiche rechtsextremistisch 
beziehungsweise rassistisch motivierte Straf- 
und Gewalttaten gegen echte und vermeint-
liche Ausländerinnen und Ausländer, gegen 
Flüchtlingsunterkünfte und gegen Menschen, 
die sich für Geflüchtete einsetzen, gegeben. Die 
Landesregierung verurteilt diese Taten aufs 
Schärfste und die Strafverfolgungsbehörden 
und die Justiz arbeiten intensiv daran, die da-
für verantwortlichen Personen zu ermitteln 
und nach den geltenden Gesetzen zu verur-
teilen. Darüber hinaus wird insbesondere im 
Bildungsbereich beachtet, dass rassistische, 

rechtsextreme und rechtspopulistische Argu-
mentationen oft rassistische Ressentiments 
gegen Schutzsuchende, Muslime und andere 
Minder heiten aus der Mitte der Gesellschaft 
aufgreifen, um eine Anschlussfähigkeit zu ihren 
Thesen herzustellen.

Das Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz Rhein-
land-Pfalz wird federführend die Erstellung 
eines Landes-Aktionsplans gegen Rassismus 
und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
betreiben. Rassismus zu bekämpfen, ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, in die so-
wohl staatliche als auch zivilgesellschaftliche 
Akteurinnen und Akteure einzubeziehen sind.

Das Landesamt für Jugend, Soziales und Ver-
sorgung fördert über die Koordinierungsstelle 
im Rahmen des Bundesprogrammes „Demo-
kratie Leben“ eine Vielzahl von Projekten und 
Initiativen, die sich landesweit gegen Rechtsex-
tremismus, Rassismus, Antisemitismus, Islam- 
bzw. Muslimfeindlichkeit sowie gewaltbereiten 
Islamismus sowie weitere demokratie- und 
menschenfeindliche Phänomene einsetzen. 
Dazu zählen u. a. Einzelfallbetreuung in Aus-
stiegs- und Distanzierungsarbeit mit rechts-
extrem orientierten Jugendlichen sowie die 
Eltern beratung. Das „Beratungsnetzwerk ge-
gen Rechtsextremismus in Rheinland-Pfalz“ 
unterstützt das zivilgesellschaftliche Engage-
ment gegen Rechtsextremismus. 
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 Mit der im Juni 2008 beim rheinland-pfäl-
zischen Verfassungsschutz eingerichteten Prä-
ventionsagentur gegen Rechtsextremismus 
wurde die Bekämpfung des Rechtsextremismus 
in Rheinland-Pfalz intensiviert. Die Präventions-
agentur dokumentiert und koordiniert Projekte 
des Landes gegen Rechtsextremismus, infor-
miert über rechtsextremistische Umtriebe und 
führt als einen Schwerpunkt Präventionsarbeit 
für Jugendliche unter dem Motto „Prävention 
durch Information“ durch. Die Agentur fungiert 
zudem als Ansprechpartnerin und Beraterin der 
Kommunen. Damit wird unter anderem den 
Bestrebungen Rechtsextremer entgegengetre-
ten, sich kommunal zu verankern. Diese Arbeit 
wird fortgesetzt, um Ausländerfeindlichkeit 
und rechtsextremistischen Entwicklungen in 
Rheinland-Pfalz keinen Raum zu geben.

 Rechtsextremistische und rassistische Ten-
denzen sind ein gesamtgesellschaftliches Pro-
blem und nicht nur Thema für die Sicherheitsbe-
hörden. Nur durch intensive Aufklärungsarbeit 
und gesellschaftliche Thematisierung kann die-
ser Gefahr wirksam entgegengetreten werden. 
Daher ist ein ganzheitlicher Ansatz zu verfol-
gen und ein breites Netzwerk örtlicher Part-
nerinnen und Partner zur Lösung einzubinden. 
Beim Ministerium des Innern und für Sport ste-
hen seit dem Jahr 2012 Haushaltsmittel für 
Präventionsmaßnahmen gegen Rechtsextre-
mismus zur Verfügung. Diese dienen neben 
der Finanzierung eigener Veranstaltungen und 
Projekte auch der Förderung von Maßnahmen 
sowohl der kommunalen kriminalpräventiven 
Gremien als auch anderer Organisationen und 
Initiativen. 

 Bereits jetzt engagieren sich viele gesell-
schaftliche Kräfte (Kirchen, Gewerkschaften, 
Jugendverbände und weitere Nichtregierungs-
organisationen in Rheinland-Pfalz) in der Or-
ganisation von Dialog- und Bildungsveranstal-
tungen mit dem Ziel, die offene und tolerante 
Kultur in Rheinland-Pfalz angesichts des An-
wachsens rechtspopulistischer und fremden-
feindlicher Strömungen zu erhalten. Aufgrund 
des starken Zustroms von Geflüchteten hat 
diese Arbeit eine wichtige Bedeutung. Dieser 
Aufgabe stellen sich auch die anerkannten 
Träger der Weiterbildung und die Landeszen-
trale für politische Bildung. Mit ihrer Unter-
stützung werden an möglichst vielen Orten 
Bildungsveranstaltungen angeboten, in denen 
über Fluchtursachen in den Herkunftsländern 
der Geflüchteten und die Bedingungen von 
Flucht heute informiert wird. Dabei geht es 
auch um die Strukturierung eines erfolgreichen 
gesellschaftlichen Diskurses vor Ort über die 
gemeinsamen Regeln und Werte des Zusam-
menlebens in unserer durch Zuwanderung ge-
prägten Gesellschaft.

 Das Netzwerk für Demokratie und Coura-
ge (NDC) ist ein bundesweites Netzwerk, das 
von jungen Leuten getragen wird und sich für 
Demo kratieförderung und gegen menschenver-
achtendes Denken engagiert. Das Hauptaufga-
benfeld des NDC ist die Ausbildung von jungen 
Menschen als Multiplikatorinnen und Multipli-
katoren und die Durchführung von Projektta-
gen, Seminaren und Fortbildungen an Schulen, 
Berufsschulen, Bildungseinrichtungen sowie 
für viele andere Gruppen. In Rheinland-Pfalz – 
wie auch in weiteren elf Bundesländern – ver-
fügt das NDC über eigene Länderbüros sowie 
Teams freiwillig engagierter Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren. Von hier aus werden – in 
Federführung der DGB-Jugend – in Rheinland-

Informationen zur Projekt förderung können 
der Homepage des Landes präventionsrates 
Rheinland-Pfalz entnommen werden:

www.kriminalpraevention.rlp.de
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Pfalz Schulen und viele andere Partnerinnen 
und Partner im Land unterstützt. Das Netzwerk 
für Demo kratie und Courage (NDC) ist seit 
2002 in Rheinland-Pfalz aktiv und wird seit-
dem durch die Landesregierung von Seiten des 
Jugendministeriums und der Leitstelle „Krimi-
nalprävention“ des Ministeriums des Innern 
und für Sport gefördert.

 „Schule ohne Rassismus – Schule mit Cou-
rage“ ist ein bundesweites Projekt von und für 
Schülerinnen und Schüler, um sich gegen alle 
Formen von Diskriminierung und Rassismus 
zu engagieren. Bundesweit gibt es mehr als 
2 000 „Courage-Schulen“, mehr als 100 Schu-
len in Rheinland-Pfalz (Stand Anfang 2017). 
Landesweit erreicht das Projekt mehr als 
75 000 Schülerinnen und Schüler sowie etwa 
7 000 Lehrkräfte. Die Landeskoordination des 
Projektes ist bei der Landeszentrale für poli-
tische Bildung in Mainz angesiedelt. „Stadt 
ohne Rassismus – Stadt mit Courage“ ist das 
weiterführende schulübergreifende Projekt 
von Aktion Courage e. V. Speyer ist 2016 die 
erste Stadt in Rheinland-Pfalz und damit die 
elfte Stadt bundesweit, die sich „Stadt ohne 
Rassismus – Stadt mit Courage“ nennen kann.

 Die Landeszentrale für Umweltaufklärung 
hat drei eigene Projekte zur Prävention von 
Rechtsextremismus: 
 Grenzüberschreitende Veranstaltung für 

Teilnehmende am FÖJ „Naturschutz ge-
gen Rechtsextremismus – Neues Denken 
am ehemaligen Westwall“

 Broschüre „Naturschutz gegen Rechtsex-
tremismus – eine Argumentationshilfe“ 
(für Erwachsene) 

 Broschüre „Klartext gegen rechtsextreme 
Ökosprüche“ (für Jugendliche) 

 Mit der neuen Broschüre „Die Natur des 
rechtsextremistischen Lebensstils. Kritische 
Analyse eines Ansatzes seiner Ideologie“ wird 
die Landeszentrale für Umweltaufklärung die-
se Reihe in 2017 fortsetzen. Die Broschüre ist 
dazu geeignet, die Initiative Naturschutz gegen 
Rechtsextremismus weiterzuführen und dabei 
neue Argumentationsfelder zu erschließen.

 Die Landeszentrale für politische Bildung 
hält mit dem „Argumentationstraining gegen 
Stammtischparolen“ ein Angebot vor, das auf 
die notwendige offene Auseinandersetzung 
mit den verschiedenen Diskriminierungs-
formen vorbereitet.

 Das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernäh-
rung und Forsten Rheinland-Pfalz hat eine Bro-
schüre „Naturschutz und Rechtsextremismus“ 
erarbeitet. Diese Broschüre ist abrufbar auf 
der Internetseite der Landeszentrale für Um-
weltaufklärung unter folgender Internetseite:             
       http://www.umdenken.de/       
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Verhinderung islamistischer 
Radikalisierung junger Menschen

 Bereits 2015 hat der Ministerrat unter dem 
Eindruck weltweiter islamistischer Radikalisie-
rung und einer auch wachsenden salafistischen 
Szene in Rheinland-Pfalz ein abgestimmtes 
Vorgehen dazu beschlossen. Unter Federfüh-
rung des Jugendministeriums hat die Landes-
regierung ein Konzept zur Verhinderung isla-
mistischer Radikalisierung junger Menschen 
entwickelt. Dieses basiert auf einer Analyse 
der Gründe von Radikalisierung. Das Konzept 
baut auf den beiden Säulen der Prävention und 
der Intervention auf und hat zum Ziel, sowohl 
Betroffene, ihre Angehörigen und Freunde zu 
beraten als auch Ausstiegshilfen zu geben und 
der Radikalisierung junger Menschen vorzu-
beugen.

Zielgruppe sind insbesondere junge Menschen, 
v. a. diejenigen, die tendenziell eher für Radi-
kalisierung anfällig sind. Sie sollen in ihrer Per-
sönlichkeit gestärkt werden um die falschen 
Versprechungen der Islamisten und deren Irr-
wege zu erkennen. Weitere Zielgruppen sind 
Aussteigerinnen und Aussteiger, aber auch 
Angehörige, Freunde und allgemein das enge 
soziale Umfeld der jungen Menschen.

Die Hintergründe für die Radikalisierung sind 
vielfältig. Zu nennen sind soziale Faktoren, 
individuelle Probleme und radikalisierende 
Gelegenheitsstrukturen, hier speziell die Ver-
fügbarkeit islamistischer Propaganda in den di-
gitalen Medien und in bestimmten Milieus, der 
leichte Zugang hierzu sowie die vermeintliche 
Attraktivität islamistischer Erklärungsmuster.

 Im Bereich der Intervention ist die Bera-
tungsstelle Salam tätig, die seit Mai 2017  beim 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versor-
gung angesiedelt und in das Landeskonzept zur 
Verhinderung islamistischer Radikalisierung in 
Rheinland-Pfalz eingebunden ist. Zuvor hatte 
Salam bereits in der Trägerschaft des Instituts 
zur Förderung von Bildung und Integration  
(INBI) sehr gute Aufbauarbeit geleistet und 
dieses Angebot im Land etabliert. Aufgabe von 
Salam ist in erster Linie die Deradikalisierung 
von radikalisierten oder sich radikalisierenden 
Personen. Dabei wird auch das jeweilige soziale 
Umfeld stark mit einbezogen.  Salam ist somit 
erste Anlaufstelle für Fälle in denen eine Ra-
dikalisierung vermutet wird, es jedoch keine 
Anzeichen für eine direkte Bedrohung durch 
Gewalttaten gibt. Zudem können sich junge 
Menschen an Salam wenden, die sich aus der 
extremistischen Szene lösen wollen und aus-
steigen möchten. Dazu werden die Kapazitäten 
von Salam 2017 ausgebaut.

  Im Bereich Prävention ist die Landeskoor-
dinierungsstelle im Landesjugendamt zu nen-
nen, die ein Präventionskonzept für die Praxis 
erarbeitet und die örtliche Umsetzung unter-
stützt. Im Präventionsnetzwerk DivAN (Di-
versitätsorientiertes Arbeiten im Netzwerk) 
entwickelt sie Maßnahmen zur Stärkung von 
Jugendlichen, Argumentationen und führt lan-
desweite Tagungen zum Themenbereich durch. 
Da Muslimfeindlichkeit und Islamophobie in 
Teilen unserer Gesellschaft als wesentlicher 
Katalysator von Radikalisierungsprozessen 
erkannt wurde, beschäftigt sich DivAN auch 
mit den Möglichkeiten, diesen rassistischen 
Erscheinungen entgegen zu wirken. Darüber 
hinaus ist das Modell projekt „Leitplanke“ an-
zuführen, dessen Träger die Fachstelle Jungen-
arbeit im Paritätischen Bildungswerk Rhein-
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land-Pfalz/Saarland ist. Ziel des Projekts ist 
eine praxisnahe Qualifizierung von Haupt- und 
Ehrenamtlichen zum Thema religiöse Radika-
lisierung. Diese sind innerhalb ihrer Organisa-
tionen dann Fachleute und Ansprechpartner.

  Ein Konzept zur Prävention vor religiösem 
und politischem Extremismus an Schulen wird 
unter Federführung des Bildungsministeriums 
in Zusammenarbeit mit dem Pädagogischen 
Landesinstitut (PL) und anderen Partnern er-
arbeitet. Dabei sind insbesondere folgende 
Aspekte wichtig: Islamismus und Radikalisie-
rung, Muslimfeindlichkeit und die zugrunde 
liegende gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit sowie die Flüchtlingsthematik. Die 
Schulen sollen darin unterstützt werden, eine 
Kultur der Achtsamkeit zu entwickeln, insbe-
sondere gegenüber Ausgrenzung und Radika-
lisierung. Als Praxishilfe soll den Lehrkräften 
und Schulleitungen eine Handreichung dienen. 
Entsprechende Beratung (Pl, SALAM, Projekt 
„Leitplanke“, Sicherheitskräfte vor Ort) und 
Fortbildungsangebote durch das PL und an-
deren Partnern in der Fort- und Weiterbildung 
von Lehrkräften und schulischen Führungs-
kräften des Landes werden darüber hinaus 
angeboten.

  Jugendschutz.net leistet eine unverzichtbare 
Arbeit bei der Erkennung und Beseitigung men-
schenverachtender Hetze in den sozialen Netz-
werken. Jugendschutz.net ist das gemeinsame 
Kompetenzzentrum von Bund und Ländern für 
den Jugendschutz im Internet und arbeitet mit 
gesetzlichem Auftrag, der im Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrag niedergelegt ist.

Die sozialen Netzwerke sind neben der per-
sönlichen Ansprache der hauptsächliche Kanal 
islamistischer Propaganda. Die Social-Media-
Aktivitäten der Islamisten sind vielfältig und 
professionell betrieben – mit Angeboten selbst 
für das Kindesalter und teilweise einem pop-
kulturellen Anstrich. Eine große Zahl von Vi-
deos und inzwischen auch Spielen stellen das 
Wesen des „IS“ positiv dar und präsentieren in 
vielen Fällen grausame, menschenverachten-
de Rituale bis hin zu Enthauptungen. Jugend-
schutz.net sorgt für die Entfernung entspre-
chender Einträge aus den Netzwerken, soweit 
rechtlich möglich. Aufgrund der ständigen Be-
obachtungen der Vorgänge in den Netzwerken 
gibt jugendschutz.net auch wichtige Hinweise 
auf aktuelle Entwicklungen.

Arbeit der Polizei

 Kommen Menschen als Geflüchtete in unser 
Land, ist es in vielen Fällen die Institution Polizei, 
mit der die Asylsuchenden bei ihrer Zuflucht in 
unser Land als eine der ersten staatlichen Reprä-
sentanzen in Berührung kommen. Als moderne 
Bürgerpolizei leistet die Polizei Rheinland-Pfalz 
gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zu einer 
positiven und nachhaltigen Integration und 
zur Prävention von Straftaten aller Art. Je posi-
tiver die Ankommenden die staatlichen Insti-
tutionen erleben, umso leichter werden auch 
staatliche Regeln akzeptiert.
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 Die Polizei steht jedoch in zahlreichen Her-
kunftsländern der Schutzsuchenden für ein 
staatliches Gewaltmonopol, das von Willkür 
und Folter geprägt ist. Der Polizei Rheinland-
Pfalz ist es ein elementares Anliegen, von 
den Geflüchteten als bürgernahe Einrich-
tung wahrgenommen zu werden, die für die 
Sicherheit der Bevölkerung sowie den Schutz 
von Opfern engagiert eintritt und den Dialog 
mit Bürgerinnen und Bürgern aller Kulturen 
unserer Gesellschaft sucht. Zugleich besteht 
für die Polizei ein Strafverfolgungszwang, der 
ein konsequentes Vorgehen bei Straftaten vor-
sieht, unabhängig von Herkunft und Religion 
der Täterinnen und Täter.

Antidiskriminierung und Vielfalt

 Die Landesregierung hat 2012 die 
Landesanti diskriminierungsstelle beim dama-
ligen Ministerium für Integration, Familie, Kin-
der, Jugend und Frauen eingerichtet. Aktuell 
befindet sich die Stelle im Ministerium für 
Familie, Frauen, Jugend, Integration und Ver-
braucherschutz. Menschen, die ausgegrenzt 
oder benachteiligt worden sind oder die Fragen 
haben, wie sie sich dagegen wehren können, 
können sich direkt an diese Stelle wenden. Da-
bei wird nicht unterschieden, ob es Menschen 
sind, die diskriminiert worden sind, weil sie 
aus einem anderen Land stammen, zu einer 
Minder heit gehören, eine andere Hautfarbe 
oder eine Behinderung haben, männlich oder 
weiblich sind, bzw.  wegen ihrer sexuellen Ori-
entierung oder sexuellen Identität, wegen ihrer 
Religion oder ihrer Lebensform diskriminiert 
werden. Das ist die Vielfalt der Menschen in 
diesem Land und es ist wichtig, sie als Berei-
cherung zu verstehen. Allen Menschen, die 
sich an die Landesantidiskriminierungsstelle 

wenden, werden gleichermaßen Informatio-
nen angeboten und sie werden, sofern sie das 
wünschen, auch an Beratungsstellen weiter-
geleitet, die sich um ihre speziellen Anliegen 
kümmern. Kontaktinformationen finden Inte-
ressierte auf        www.antidiskriminierungs-
stelle.rlp.de

 Um gegen Benachteiligung und Diskrimi-
nierung – auch gegen Rassismus – verstärkt 
vorzugehen, werden diese Beratungsangebote 
der Landesanti diskriminierungsstelle aus-
gebaut. Sie arbeitet dazu auch mit anderen 
Stellen auf staatlicher Seite zusammen, zum 
Beispiel dem Bürgerbeauftragten des Land-
tags, dem Beauftragten der Landesregierung 
für Migra tion und Integration, dem Landesbe-
auftragten für Menschen mit Behinderung, der 
Landes beauftragten für gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen und Geschlechtsidentität und 
vielen mehr. Diejenigen Menschen, die sich 
zu Selbsthilfegruppen zusammengeschlossen 
haben, um ihre Interessen zu vertreten und 
aus dieser Arbeit heraus das „Netzwerk diskri-
minierungsfreies Rheinland-Pfalz“ gegründet 
haben, sind wichtige Partnerinnen und Partner 
für die Landesantidiskriminierungsstelle. Diese 
Zusammenarbeit wird fortgesetzt.

 Die Landesantidiskriminierungsstelle ar-
beitet aber nicht nur direkt mit den Menschen 
zusammen, die ausgegrenzt und benachtei-
ligt worden sind, sondern sie erarbeitet auch 
Vorschläge, wie Diskriminierung gar nicht erst 
entsteht. Jede Benachteiligung, die vermie-
den werden kann, ist ein Erfolg. Diese Arbeit 
wird weiterentwickelt, und zwar gemeinsam 
mit den Menschen, die davon betroffen sind. 
Dazu gehört einerseits, dass geprüft wird, ob 
es neue gesetzliche Regelungen zum Schutz 
vor Benachteiligung geben soll. Andererseits 
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In Kürze:

 Die Aktivitäten der Landesregierung zur „Prävention 
gegen Gewalt“ werden künftig über alle Ebenen hin-
weg neu koordiniert und verstärkt.

 Der Gefahr des Rechtsextremismus muss – getragen 
von möglichst vielen gesellschaftlichen Kräften – ent-
schieden entgegengetreten werden. Die vielfältige 
Unterstützung des Landes dafür wird auch zukünftig 
bereitstehen und ein Aktionsplan gegen Rassismus 
entwickelt.

 Die bereits begonnenen Maßnahmen zur Verhinderung  
islamistischer Radikalisierung junger Menschen werden 
fortgeführt, fortentwickelt und – wann immer notwen-
dig – den neuen Bedürfnissen angepasst.

 Um gegen Benachteiligung und Diskriminierung – auch 
gegen Rassismus – verstärkt vorzugehen, werden die 
Beratungsangebote der Landesantidiskriminierungs-
stelle ausgebaut.

muss für Vielfalt und die Chancen, die in ihr 
liegen, offensiv geworben werden. Denn jeder 
Mensch kann in diesem Land etwas zur posi-
tiven und friedlichen Gestaltung des Zusam-
menlebens beitragen.

 Darüber hinaus hat die Landesregierung 
2015 die Strategie Vielfalt verabschiedet und 
setzt sie seither um. Darin sind die Ziele der 
gemeinsamen Antidiskriminierungs- und 
Vielfalts politik festgelegt. 
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4.1 Bildung und Sprache

Bildungs- und Sprachförderangebote tragen 
zu Chancengerechtigkeit bei und werden in 
allen Bildungsetappen umgesetzt.
Institutionalisiert finden sich erste wich-
tige Bildungs- und Sprachförderangebote 
in Kinder tageseinrichtungen wieder. Ein 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz 
ab dem vollendeten ersten Lebensjahr so-
wie die Beitragsfreistellung ab dem zweiten 
Geburtstag sollen jedem Kind die gleichen 
Bildungschancen anbieten. Der Rechtsan-
spruch gilt auch für Kinder im Asylverfahren, 
sobald sie auf die Kommunen verteilt sind. 
Die Erziehungs- und Bildungsempfehlungen 
in Rheinland-Pfalz betonen gleichermaßen 
den Erziehungs-, den Betreuungs- und den 
Bildungsauftrag der Kinder tagesstätten. 

Eine selbstverantwortliche Gestaltung des ei-
genen Lebens und des Alltags in Deutschland 
gelingt nur, wenn die deutsche Sprache erlernt 
wurde. Das heißt für die staatlichen Ebenen, 
dass Möglichkeiten zum Spracherwerb für 
Neu-Zugewanderte und Geflüchtete bereit-
zustellen sind. Dabei ist, wie Studien zeigen, 
eine alltagsintegrierte Sprachbildung – ge-
rade bei kleinen Kindern – besonders zu för-
dern. Die Landesregierung hat bereits in der 
Vergangenheit die eigenen Anstrengungen 
erhöht und Kapazitäten für den Sprachunter-
richt immer weiter ausgebaut und wird diese 
noch weiter verstärken. Gleichwohl erwartet 
die Landesregierung, dass der Bund seiner

Gleiche Chancen von Anfang an  

 Über die Beziehung zu besonders vertrauten 
Personen wird Sprache von Geburt an i. d. R. in 
Familien erworben. Daran anknüpfend ent-
wickeln sich die sprachlichen Fähigkeiten der 
Kinder in der Kindertagesstätte weiter. Die 
kontinuierliche Begleitung der sprachlichen 
Entwicklung durch pädagogische Fachkräf-
te ist eine zentrale und dauerhafte Aufgabe 
während der gesamten Kindertagesstätten-
zeit. Die Landesregierung stellt im Doppel-

04 | hanDLungsfeLDer Der 
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Verpflichtung, für ein flächen- und bedarfs-
deckendes Sprachförderangebot zu sorgen, 
endlich vollständig nachkommt. 

Bildung umfasst aber weit mehr als bloße 
Sprachvermittlung. Die Herausforderung 
besteht darin, die gesellschaftliche Vielfalt 
in den pädagogischen Ansätzen widerzuspie-
geln. Kindertagesstätten und Schulen sollen 
bei der Erarbeitung didaktischer Grundlagen 
in vielen Bereichen, insbesondere auch der 
historischen und politischen Bildung, noch 
breitere Erklärungsansätze und Erfahrungen 
aus anderen Lebenswelten heranziehen, um 
sie so für Menschen mit Migrationshinter-
grund zugänglicher zu machen. Dabei wer-
den sie durch Fortbildungsangebote und 
das Beratungssystem des Pädagogischen 
Landesinstituts unterstützt.
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haushalt 2017/2018 jährlich 6,5 Millionen 
Euro für zusätzliche Fördermaßnahmen zur 
Verfügung. Diese Maßnahmen beziehen sich 
grundsätzlich auf Kinder aller Altersgruppen, 
die in der deutschen Sprache Förderbedarf 
haben.

 Das Landesprogramm Kita!Plus stärkt die 
Kindertagesstätten in Wohngebieten mit beson-
derem Entwicklungsbedarf. Das Land finanziert 
gezielt Maßnahmen, die Eltern in Benachteili-
gungssituationen niedrigschwellige Zugänge 
zu Beratung und Unterstützung bei Erziehungs-
fragen ermöglichen und der Vernetzung und 
Selbsthilfe dienen. Dies kommt insbesondere 
auch Kindern mit Migrationshintergrund zu-
gute. 

 Fort- und Weiterbildungsangebote bei 
den Erzieherinnen und Erziehern werden den 
wachsenden Herausforderungen angepasst. 
Dabei wird die systematische und ganzheit-
liche Förderung der Kinder in ihrer Persönlich-
keitsentwicklung zugrunde gelegt und dem 
Bereich Sprache und der sozialen und kultu-
rellen Kompetenz besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet. Das vom Land geförderte Projekt 
zur weiteren Qualifizierung von Sprachförder-
kräften wurde erfolgreich weiterentwickelt 
und in das reguläre Landesfortbildungspro-
gramm übernommen. 

Sprachförderung in Schulen 
und den Erstaufnahmeeinrichtungen

 Sprachförderung hat eine Schlüsselfunkti-
on. Die Landesregierung will nachhaltig und 
gezielt Kinder und Jugendliche im schulpflich-
tigen Alter fördern, die ohne oder mit gerin-
gen Kompetenzen in der Unterrichtsspra-

che Deutsch nach Rheinland-Pfalz kommen 
(„Seiteneinsteiger/-innen“). Auch bzw. gerade 
diese Kinder und Jugendlichen brauchen einen 
Zugang zu Bildungsmöglichkeiten, der ihren 
Fähigkeiten entspricht und ihre Potenziale 
ausschöpft. Sprachförderangebote werden 
daher an allen Schularten in Rheinland-Pfalz 
bedarfsgerecht eingerichtet und die neu zu-
gewanderten schulpflichtigen Kinder und Ju-
gendlichen werden von Beginn an in schulische 
Regelstrukturen integriert. 

 Die intensive Sprachförderung von Kindern 
und Jugendlichen, die in Deutschland Zuflucht 
suchen, ist eine Investition in die Zukunft. Die 
Startbedingungen der Geflüchteten werden 
durch Sprachfördermaßnahmen wesentlich 
verbessert. Kinder und Jugendliche von Ge-
flüchteten im schulpflichtigen Alter erhalten 
daher in den Erstaufnahmeeinrichtungen vom 
ersten Tag an schulische Bildungsangebote. 
Ziel ist es, gerade für Kinder und Jugendli-
che, die sich aufgrund gesetzlicher Vorgaben 
länger als drei Monate in einer Aufnahmeein-
richtung aufhalten müssen, die Zugänge zu 
Bildungsangeboten zu verbessern und auf ihre 
konkreten Bedürfnisse zu zuschneiden. Die 
Beschulung erfolgt durch Lehrkräfte, die in die 
Erstaufnahmeeinrichtungen entsandt werden. 
Sobald die Kinder und Jugendlichen mit ihren 
Familien in den Kommunen aufgenommen 
sind, gilt für sie auch die Schulpflicht.

 Um die Sprachförderung zu intensivieren 
und zu verstetigen, hat das Land entsprechende 
Angebote in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
auch während der Ferienzeiten ausgebaut. Die 
Feriensprachkurse an Erstaufnahmestandor-
ten, die bis zu 40 Unterrichtsstunden umfas-
sen, werden vom Integrationsministerium 
und dem Bildungsministerium finanziert. Das 



35

Bildungsministerium organisiert gemeinsam 
mit dem Landesverband der Volkshochschu-
len die Durchführung der Kurse. Sie werden 
seit 2016 in allen Aufnahmeeinrichtungen an-
geboten, die Kinder im schulpflichtigen Alter 
beherbergen. Für Schülerinnen und Schüler, 
die bereits in Kommunen leben und die kein 
oder nur wenig Deutsch sprechen, wurden im 
Jahr 2016 insgesamt 606 Feriensprachkurse 
in Deutsch angeboten.  

 Sprachförderung in der Schule findet in allen 
Unterrichtsfächern statt. Neben dem Rahmen-
plan „Deutsch als Zweitsprache“ als fachdi-
daktische Arbeitsgrundlage für die Lehrkräfte, 
der 2015 überarbeiteten Verwaltungsvorschrift 
„Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund“ als Organisations-
grundlage für die Umsetzung der Sprachför-
dermaßnahmen in den Schulen ist zum Schul-
jahr 2016/2017 mit dem Übergabebogen ein 
weiteres Instrument zur Qualitätssicherung 
für die Schulen zum Einsatz gekommen. Der 
Übergabebogen ermöglicht die Erfassung des 
Sprachstandes der schulpflichtigen Seitenein-
steigerinnen und Seiteneinsteiger bei einem 
Schulwechsel.

 Landesweit wurden 45 Runde Tische zur 
Sprachförderung eingerichtet (Stand 2016). 
Unter Leitung der Schulaufsicht, der Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD), 
werden dort Lösungen für Fragen der regio-
nalen Organisation der Deutsch-Intensiv-
kurse, wie z. B. die Einrichtung schulübergrei-
fender Kurse, standortspezifisch entwickelt.

 Schülerinnen und Schüler mit unzurei-
chenden Deutschkenntnissen werden in 
Deutsch-Intensivkursen gezielt gefördert. 
Das Förderspektrum reicht hierbei von der 

Alphabetisierung bis hin zur gezielten fach-
sprachlichen Förderung zur Vorbereitung auf 
den Regelunterricht. Gleichzeitig werden diese 
Schülerinnen und Schüler einer Regelklasse 
zugewiesen. Neben den Deutsch-Intensiv-
kursen mit bis zu 20 Wochenstunden gibt es 
weitere zusätzliche Maßnahmen, mit denen 
auf den individuellen Sprachförderbedarf der 
Schülerinnen und Schüler eingegangen wird. 
Insgesamt wurden für alle zusätzlichen schu-
lischen Sprachfördermaßnahmen im Schuljahr 
2016/2017 709 Lehrerstellen eingesetzt, mit 
denen 26.264 Schülerinnen und Schüler ge-
fördert wurden.

Damit die Kompetenzen von neu zuge-
wanderten Schülerinnen und Schüler ohne 
Deutschkenntnisse von Lehrkräften adäquat 
erfasst werden können, wird an den weiter-
führenden Schulen in Rheinland-Pfalz ein com-
puterbasiertes Programm zur Kompetenzfest-
stellung (2P „Potenzial und Perspektive“) nach 
einer Erprobungsphase sukzessiv Schulen zur 
Verfügung gestellt. 

Zudem werden Schulen für ihre Schülerinnen 
und Schüler, die ohne Deutschkenntnisse in 
die Schule gekommen sind, die Möglichkeit 
erhalten, die in den Deutschintensivmaßnah-
men erworbenen deutschen Sprachkenntnisse 
mit dem Deutschen Sprachdiplom der Stufe I 
zertifizieren zu lassen.

 Darüber hinaus wurden bereits bestehen-
de Maßnahmen zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund weiter 
ausgebaut und verstetigt. Als Beispiel sei hier 
noch der Ausbau der qualifizierten Hausauf-
gabenhilfe genannt. Damit kann sichergestellt 
werden, dass während der gesamten Grund-
schulzeit eine aktive Begleitung des täglichen 
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Unterrichts durch qualifizierte Fachkräfte im 
Rahmen der Hausaufgabenhilfe gewährleistet 
wird. Dieses Angebot wurde jährlich weiter 
ausgebaut. Im Schuljahr 2016/2017 gab es 551 
Gruppen.

 Schulpflichtige Jugendliche ohne Deutsch-
kenntnisse werden an den berufsbildenden 
Schulen in der überwiegenden Zahl im Be-
rufsvorbereitungsjahr in deutscher Sprache 
unterrichtet. Sie erlernen dort in intensivem 
Sprachunterricht die deutsche Sprache und 
erhalten Unterricht in allgemeinbildenden 
Fächern. Um ihnen einen Einstieg in eine be-
rufliche Ausbildung zu ermöglichen, erhalten 
sie darüber hinaus berufsorientierenden und 
berufsvorbereitenden Unterricht.

 Aspekte der Sprachförderung werden in der 
ersten und zweiten Ausbildungsphase für Lehr-
kräfte konsequent aufgegriffen. Die Vermitt-
lung Interkultureller Kompetenz ist ebenfalls 
in den curricularen Vorgaben für die Lehrerin-
nen-   und Lehrerausbildung als Pflichtbestand-
teil verankert. 

 Die Pädagogischen Serviceeinrichtungen 
halten Fortbildungsangebote zu den Themen-
bereichen Sprachförderung, Deutsch als 
Zweitsprache, sprachsensibler Fachunterricht 
und interkulturelle Bildung für Lehrkräfte im 
Schuldienst vor. Weiterhin bieten die Hoch-
schulen des Landes, wie z. B. das Zentrum für 
wissenschaftliche Weiterbildung der Johannes 
Gutenberg- Universität Mainz modularisierte 
Weiterbildungsreihen zum Thema „Deutsch als 
Zweitsprache“ berufsbegleitend für Lehrkräfte 
an.

 Ergänzt wird dies auch durch diverse Ange-
bote an den Hochschulen des Landes, so bei-
spielsweise dem Sprachförderprojekt „Funk“ 
der Universität Koblenz-Landau, dem Projekt 
„LIVE“ der Fachhochschule Worms und den 
Sprachintensivkursen für Deutschlernende an 
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz.

Anerkennung und Förderung 
der Herkunftssprache ausbauen

 Die Herkunft und der sprachliche Hinter-
grund haben eine große Bedeutung für die 
Identitätsfindung und die soziokulturelle Ent-
wicklung aller Menschen. Identitätsfindung 
und eine positive Selbstwahrnehmung werden 
durch die Nutzung und Auseinandersetzung 
mit der eigenen Herkunftssprache gestärkt. 
Neben dem Beherrschen der deutschen Spra-
che ist die Mehrsprachigkeit eine wichtige Res-
source für den Einzelnen und die Gesellschaft 
und trägt zur Mehrsprachenkompetenz bei.

 Das Europäische Sprachenportfolio für 
Kindertagesstätten (ESP) unterstützt kreative 
mehrsprachige Bildung durch spielerisches Ler-
nen in der Kita. Um dieses Ziel zu erreichen, 
empfiehlt das Land Rheinland-Pfalz das vom 
Institut für Interkulturelle Pädagogik Mainz 
(IPE) entwickelte, vom Land in der Entwicklung 
finanziell unterstützte und vom Europarat im 
Jahr 2011 zertifizierte „Europäische Sprachen-
portfolio für Kinder von 3-7 Jahren“.    

 Das Land Rheinland-Pfalz bietet auch wei-
terhin Herkunftssprachenunterricht in staat-
licher Verantwortung an. Zuletzt wurde die-
ser Unterricht in fünfzehn unterschiedlichen 
Landessprachen angeboten. Auf der Grund-
lage einer Fortbildungskonzeption des Päda-
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gogischen Landesinstituts werden die Her-
kunftssprachenlehrkräfte in fünf regionalen 
pädagogischen Netzwerken landesweit auf der 
Basis des Rahmenplans weitergebildet.

 Die Landesregierung fördert die Teilnahme 
von Schülerinnen und Schülern an Vorberei-
tungskursen der Volkshochschule zum Erwerb 
eines europäisch anerkannten Sprachenzerti-
fikats der telc GmbH in Türkisch, mit dem Tür-
kischkenntnisse anhand des Gemeinsamen Euro-
päischen Referenzrahmens für Sprachen (GER) 
dokumentiert werden. Die Zertifizierung der 
Herkunftssprachenkenntnisse in Kooperation 
mit der telc GmbH ist 2016 über das Angebot 
in Türkisch hinaus auf die Sprachen Polnisch 
und Spanisch ausgeweitet worden. 

Individuelle Förderung 
von Schülerinnen und Schülern

 Jede Schulart und jede Schule ist der indivi-
duellen Förderung der Schülerinnen und Schü-
ler verpflichtet. Mit dem Ausbau der Ganztags-
schulen in Rheinland-Pfalz wird die individuelle 
Förderung der Schülerinnen und Schüler, insbe-
sondere auch von Kindern mit Migrationshin-
tergrund, zielkonsequent verfolgt. Durch ihren 
erweiterten Zeitrahmen und durch größere 
pädagogische Freiräume bietet die Ganztags-
schule viele Möglichkeiten der Förderung.

Sozialpädagogische Angebote in Schulen

 Schulsozialarbeit ist eine wichtige Unterstüt-
zung für ein chancengerechtes Leben und Lernen 
von allen jungen Menschen. Als professionelles 
sozialpädagogisches Angebot am Lern- und 
Lebensort Schule und in partnerschaftlicher 

Kooperation von Jugendhilfe und Schule wirkt 
sie präventiv und trägt zu einer verbesserten 
Integration bei. In den zurückliegenden Jah-
ren hat die Landesregierung daher eine erheb-
liche Ausweitung der Schulsozialarbeit auf der 
Grundlage der Standards zur Schulsozialarbeit 
unterstützt, insbesondere von allgemeinbilden-
den Schulen, die den Abschluss der Berufsreife 
anbieten. Waren Anfang 2007 insgesamt 82 
allgemeinbildende Schulen in der Landesförde-
rung, so wurden bis Herbst 2016 an 223 Real-
schulen plus und Integrierten Gesamtschulen 
landesgeförderte Schulsozialarbeitsstellen ein-
gerichtet, ebenso an 61 öffentlichen berufsbil-
denden Schulen. 2017/2018 wird das Land den 
weiteren Ausbau fördern.

Stärkung der Elternarbeit

 In Rheinland-Pfalz hat die Zusammenarbeit 
mit Eltern seit langem einen sehr hohen Stel-
lenwert. Eine gute und vertrauensvolle Kom-
munikation zwischen Kindertagesstätte, Kin-
dertagespflege, Schule und Elternhaus ist ein 
wichtiger Beitrag für Bildungserfolge von Kin-
dern. Den Erziehungs- und Sozialisationszie-
len von Eltern ist dabei, insbesondere in der 
Kindertagesbetreuung, Rechnung zu tragen.  
Deshalb gibt es in Rheinland-Pfalz für Fach-
kräfte und Eltern regelmäßige Fortbildung-
sangebote. Ziel ist dabei auch, insbesondere 
durch kleinere Veranstaltungen vor Ort, Eltern 
mit Migrationshintergrund für eine Teilnahme 
zu gewinnen.
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Hochschulen und Geflüchtete

 Ein Studium aufnehmen können grundsätz-
lich auch Geflüchtete, insbesondere anerkannte 
Flüchtlinge mit Asylberechtigung oder der Zuer-
kennung eines regulären oder subsidiären Flücht-
lingsschutzes. Dies gilt auch für Menschen, de-
ren Asylverfahren noch nicht abgeschlossen ist 
oder die einen Duldungsstatus haben. 

Im Hochschulbereich hat das Ministerium für 
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur in en-
ger Zusammenarbeit mit den Hochschulen des 
Landes einen Fünf-Punkte-Plan zum Ausgleich 
fluchtbedingter Nachteile entwickelt. 

 Geflüchteten, die in ihrem Heimatland be-
reits ein Studium in den so genannten MINT- 
Fächern (Mathematik, Naturwissenschaften, 
Informatik, Technik) begonnen hatten, wird 
an der Hochschule Kaiserslautern und an der 
Technischen Universität (TU) Kaiserslautern 
eine schnelle Studienaufnahme ermöglicht. 
Schutzsuchende, die sich für ein MINT-Stu-
dium interessieren und eignen, werden dabei 
unterstützt, an allen Hochschulen des Landes 
zu studieren. Studienfortsetzerinnen und Stu-
dienfortsetzer sowie Studieninteressierte aller 
Fachrichtungen werden an allen Hochschul-
standorten des Landes integriert.

Es wurden Angebote zur Qualifizierung und 
Weiterqualifizierung von Akademikerinnen 

und Akademikern, die aus ihrer Heimat fliehen 
mussten, eingerichtet.

An den Studienkollegs in Mainz und Kaisers-
lautern besteht für alle Fächergruppen und alle 
Studienorte in Rheinland-Pfalz die Möglichkeit, 
über Sprachkurse und entsprechende Fach-
kurse an den Studienkollegs die Vorausset-
zungen für den Hochschulzugang zu erwerben.

Erwerb der deutschen Sprache für 
erwachsene Migrantinnen und Migranten

 Der Erwerb von Sprachkenntnissen ist für die 
Integration von zentraler Bedeutung. 
Die im Zuge des Zuwanderungsgesetzes 2005 
eingeführten Integrationskurse leisten einen 
wichtigen Beitrag zur sprachlichen und gesell-
schaftspolitischen Bildung von Migrantinnen 
und Migranten. Hinzu kommen die berufsbe-
zogenen Sprachkurse, die im § 45a Aufent-
haltsgesetz geregelt sind. Diese Kurse („Ge-
samtprogramm Sprache“) werden vom Bund 
finanziert und vom BAMF mithilfe örtlicher 
Sprachkursträger (z. B. Volkshochschulen so-
wie staatlich anerkannte Träger der Weiterbil-
dung und andere freie Träger in der Weiterbil-
dung) auch in Rheinland-Pfalz umgesetzt. Die 
Landesregierung hat sich in der Vergangenheit 
stets für die Öffnung des Integrationskurssy-
stems eingesetzt. Das Erlernen der deutschen 
Sprache muss den geflüchteten Menschen ins-
gesamt offenstehen, unabhängig von ihrem 
rechtlichen Status. Es ist zwar ein Schritt in die 
richtige Richtung, wenn auch bei weitem nicht 
ausreichend, dass der Bund den Zugang für 
Geflüchtete im laufenden Asylverfahren und 
mit einer so genannten guten Bleibeperspek-
tive geöffnet hat. Trotzdem verweigert sich 
der Bund zahlreichen Forderungen der Länder 

Als Service für die Geflüchteten wurde zu-
nächst die zentrale Homepage       www.stu-
dium-fluechtlinge-rlp.de eingerichtet, die alle 
studienrelevanten Informationen für Schutzsu-
chende zusammenstellt. Angeboten wird diese 
Website auf Deutsch, Englisch, Französisch und 
Arabisch. 
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nach einem schnellen, flächendeckenden und 
unkomplizierten Zugang in die Integrations-
kurse des Bundes für alle Migrantinnen und Mi-
granten. In dieser Beschränkung des Zugangs 
zu Integrationskursen sieht die Landesregierung 
ein ernsthaftes Integrationshemmnis. Dies ist 
besonders fatal angesichts der langen Verfah-
rensdauern beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge. Die Landesregierung wird sich 
weiterhin politisch für eine Verbesserung des 
Zugangs zu den Integra tionskursen einsetzen.

 Das Land unternimmt daher erhebliche An-
strengungen, die Lücke, die der Bund lässt, zu 
schließen. Die Durchführung und Förderung 
von Sprachkursen durch das Land zusammen 
mit bewährten Partnerinnen und Partnern, 
wie den Volkshochschulen und anderen an-
erkannten Trägern der Weiterbildung, wird 
daher fortgesetzt und ausgebaut, um wich-
tige ergänzende Angebote (z. B. Sprachkurse 
mit Kinderbetreuung, Frauensprachkurse und 
Alphabetisierungskurse, landesgeförderte 
Weiterbildungskurse, Sprachkurse, die vom 
Europäischen Strukturfonds und Land ge-
fördert werden) auch zukünftig vorhalten zu 
können. Die landesfinanzierten Sprachkurse 
stehen auch Geflüchteten im Asylverfahren 
und Geduldeten offen. Dennoch kann der 
hohe Bedarf damit nicht gänzlich abgedeckt 
werden.

Das Thema Sprachförderung nimmt im Ko-
alitionsvertrag der aktuellen Legislaturperi-
ode breiten Raum ein. Das spiegelt sich im 
Doppelhaushalt 2017/2018 wider, in dem die 
dafür vorgesehenen Mittel von 800 000 auf 
2,8 Millio nen Euro erhöht worden sind. 

Darüber hinaus sieht der Koalitionsvertrag 
vor, die unterschiedlichen Angebote aus 

den Ressorts, der Bundesagentur für Arbeit, 
der Jobcenter und der Weiterbildungsträger 
und die Angebote des Bundes aufeinander 
abzustimmen und weiterzuentwickeln. Ziel 
dieses Gesamtprogramms muss es sein, die 
vorhandenen Ressourcen (Teilnehmende, 
Kursleitende, Träger, Programme und Haus-
haltsmittel) zu optimieren, das vorhandene 
Angebot sinnvoll zu ergänzen und zu einem 
stimmigen Ganzen zusammenzuführen. Um 
die oben aufgeführten Stränge zu verzahnen, 
weiterzuentwickeln und gleichzeitig eine Ver-
netzungsstruktur auf Ressort- und regionaler 
Ebene aufzubauen, ist vorgesehen, eine zen-
trale Koordinierungsstelle „Sprachförderung 
für Erwachsene mit Migrationshintergrund“
einzurichten.

Dolmetschen als Brücke

 Ziel ist, dass die geflüchteten Frauen und 
Männer die deutsche Sprache schnell erlernen. 
Bis dahin sind aber Projekte notwendig, damit  
Migrantinnen und Migranten, insbesondere Ge-
flüchtete, sprachlich durch Laien-Dolmetsche-
rinnen und -Dolmetscher unterstützt werden 
können. Durch das vom Integrations minis-
terium geförderte und von ARBEIT & LEBEN 
Rheinland-Pfalz gGmbH umgesetzte Projekt 
„Door“ kamen in Mainz und Umgebung 2016 in 
über 500 Fällen Laien-Dolmetscherinnen und 
-Dolmetscher in Beratungsgesprächen bei der 
Ausländerbehörde, dem Jobcenter, der Agentur 
für Arbeit, aber auch in Arztpraxen, Banken 
oder Schulen und Kindergärten zum Einsatz.
 
Die Landesregierung strebt an, in den kommen-
den Jahren gleichgelagerte Dolmetscherpools 
in der Fläche aufzubauen und miteinander zu 
vernetzen. Ein erster Schritt ist die Zusammen-
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führung der Dolmetscherpools Germersheim 
und Mainz ab 2017. Gleichzeitig ist vorgese-
hen, dass am Standort Germersheim der Pool 
für nicht studierende Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher geöffnet wird. 
Als weiteres Bindeglied zwischen ehrenamt-
lich angebotenen Übersetzungsleistungen und 
einem Studium zur Dolmetscherin bzw. zum 
Dolmetscher können in Zukunft auch zertifi-
zierte Sprachmittlerinnen und Sprachmittler 
tätig werden. Erstmals werden in Rheinland-
Pfalz geeignete Personen nach einem an-
spruchsvollen und umfassenden Lehrplan zu 
zertifizierten Sprachmittlerinnen und Sprach-
mittlern ausgebildet. Das Integrationsminis-
terium fördert das Vorhaben als Pilotprojekt, 
umgesetzt wird es von der Volkshochschule 
Mainz.

Förderung der Qualifikation 
von Sprachlehrkräften

 Qualifizierungsangebote für Kursleitende 
in der Sprach- und Orientierungsarbeit wurden 
bedarfsgerecht eingerichtet. Nur gut ausge-
bildete Lehrkräfte ermöglichen den teilneh-
menden zugewanderten Menschen einen er-
folgreichen Kursbesuch mit dem gewünschten 
Kompetenzzuwachs in der deutschen Sprache 
und den notwendigen Kenntnissen zu Kultur 
und Gesellschaft in Deutschland.

 Das Fortbildungsprojekt „Förderung der 
Integration durch Fortbildung“ (FIF) konnte 
etabliert werden. FIF bietet nach wie vor stark 
nachgefragte Qualifizierungen im Bereich 
Deutsch als Zweitsprache an. Eine vergleich-

bare Anschubfinanzierung er-
hielt der Verband der Volkshoch-
schulen für Qualifizierungen im 
Bereich der Entwicklung von 
Sprachkursen in Verbindung mit 
Gesundheits- und Ernährungs-
bildung.

 Die Landesregierung begleitet 
auch das Projekt  „Basis-Bildungs-
Qualifizierung BBQ Futur 1“, um 
dem schnell wachsenden Bedarf 
an Lehrkräften, die Sprach- und 
Orientierungskurse, aber auch 
Alphabetisierungskurse leiten 
können, gerecht zu werden. Trä-
ger des Qualifizierungsprojekts 
„Basis-Bildungs-Qualifizierung 
BBQ Futur 1“ sind die Katho-
lische Erwachsenen bildung und 
der Landesverband der Volks-
hochschulen.

In Kürze:

 Das Land fördert Bildung und Spracherwerb von Kin-
dern wie Erwachsenen mit Migrationshintergrund 
von Anfang an. Das Land unterstützt die Integration 
der Kinder mit Migrationshintergrund in den Kinder-
tagesstätten weiterhin.

 An Schulen bleibt es weiterhin Ziel, die neu zuge-
wanderten schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen 
von Beginn an in schulische Regelstrukturen zu 
integrieren, begleitet durch spezielle Sprachförder-
programme.

 Zur Sprachförderung werden die Landesmittel im 
Doppelhaushalt 2017/2018 erheblich verstärkt und 
damit mehr Sprachkurse und wichtige ergänzende 
Angebote geschaffen.

 Projekte, die Migrantinnen und Migranten, ins-
besondere Geflüchtete, sprachlich durch Laien-
Dolmetscherinnen und -Dolmetscher unterstützen, 
werden weiter ausgebaut. 
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4.2 Berufsausbildung und Arbeitsmarkt

Verbesserung der Arbeitsmarktchancen 
von Menschen mit Migrationshintergrund

 In den nächsten Jahren gilt es bundes- und 
landesweit in Bildung und Ausbildung zu inves-
tieren, um so viele Geflüchtete wie möglich zu 
qualifizierten Arbeitskräften und Fachkräften 
auszubilden. Es bedarf flexibler Unterstüt-
zungsformen, die zwar migrationssensibel 
ausgerichtet sind, sich aber nicht ausschließ-
lich an die Zielgruppe der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund richten. 

Im Rahmen des Maßnahmenpakets „Integra-
tionskette Rheinland-Pfalz“ hat die Landesre-
gierung bereits im Frühjahr 2015 damit be-
gonnen, Unterstützungsangebote zu schaffen, 
die in Ergänzung zu den Regelinstrumenten 
der Bundesagentur für Arbeit Wartezeiten der 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber sinnvoll 
überbrücken und den Einstieg in Arbeit und 
Ausbildung unterstützen. 

 Ein wichtiges Glied der Integrationskette ist 
der ESF-Förderansatz Beschäftigungspilot des 
Arbeitsministeriums. 36 Beschäftigungspilo-
tinnen und -piloten in den Landkreisen und 
Städten haben 2016 in aufsuchender Weise be-
reits über 7 500 Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber in den Kommunen erreicht, sie über 
den deutschen Arbeits- und Ausbildungsmarkt 
informiert, ihre Kompetenzen erfasst und ihren 
Weg zur Bundesagentur für Arbeit geebnet. 
Ab Juli 2017 wurde der Förderansatz auf die 
Belange des Personenkreises im SGB II um-
gestellt und als Landesprojekt weitergeführt. 
Der Beschäftigungspilot wird 2018 durch den 
ESF-Förderansatz „Bedarfsgemeinschaftscoa-
ching“ abgelöst. Ziel des neuen integrierenden 
Förderansatzes ist es, die Beschäftigungsfä-
higkeit von am Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligten Personengruppen zu erhöhen. Er 
beinhaltet dazu Maßnahmen der Betreuung, 
Begleitung, Stabilisierung und Aktivierung. Zur 
Zielgruppe gehören insbesondere Menschen, 
die im Kontext Fluchtmigration einen An-
spruch auf Leistungen nach dem SGB II haben.
 
 Fester Bestandteil des Maßnahmenpakets 
ist außerdem das ebenfalls ESF-geförderte Pro-
gramm „Fit für den Job für Flüchtlinge“, das sich 

Die Landesregierung setzt sich dafür ein, die 
gleichberechtigte Teilhabe an Ausbildung und 
Arbeit für alle Menschen – ob mit oder ohne 
Migrationshintergrund –  sicherzustellen und 
bestehende Zugangsbarrieren abzubauen. 
Hierzu zählt auch die Weiterentwicklung des 
Übergangs zwischen Schule und Ausbildung. 
Die Verbesserung der Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktchancen von Menschen mit 
Migrationshintergrund ist Bestandteil der 
Landesstrategie zur „Fachkräftesicherung 
in Rheinland-Pfalz“, die in der aktuellen Le-
gislaturperiode von allen Partnerinnen und 
Partnern des Ovalen Tischs gemeinsam fort-
geschrieben werden soll.

Sowohl bei der Integration von Schutzsuchen-
den als auch bei der Arbeitsmarktintegration 
der arbeitslosen oder langzeitarbeitslosen 
Menschen in Rheinland-Pfalz, unabhängig 
von ihrer Herkunft, wird die Landesregierung 
in den nächsten Jahren ihre Anstrengungen 
verstärken. Alle diese Menschen haben wir 
gleichermaßen im Blick. 
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an junge Geflüchtete richtet. Zusätzlich zu den 
Angeboten des langjährigen Förderansatzes 
„Fit für den Job“ werden hier weitere Module 
wie Deutschförderung, Orientierung in die Ge-
sellschaft, Klärung behördlicher Formalitäten, 
Informationen zum deutschen Ausbildungs-
system und eine kultursensible Berufsweg-
planung angeboten. 

 Im Jahr 2016 wurden im Rahmen der Inte-
grationskette insgesamt 66 Projekte zur Hin-
führung von geflüchteten Menschen auf eine 
Integration in den Arbeitsmarkt aus ESF- und 
Landesmitteln finanziert. Von der Erfassung 
der beruflichen und schulischen Kompetenzen, 
über Sprach- und Orientierungskurse, Infor-
mationen zum deutschen Arbeitsmarkt bis zur 
Begleitung bei Bewerbungen, Vorstellungsge-
sprächen und beim Einstieg in den Betrieb wird 
in den Projekten ein großes Spektrum an Ange-
boten abgedeckt. Weitere Unterstützerinnen 
und Unterstützer sind vor allem die Bundes-
agentur für Arbeit, die Jobcenter und die Kom-
munen. Die Integrationskette wird 2017 und in 
den Folgejahren bedarfsorientiert fortgeführt 
und weiterentwickelt.

 Im September 2015 wurde in der Sondersit-
zung des Ovalen Tischs im Rahmen eines Akti-
onsplans eine enge Zusammenarbeit zwischen 
allen Partnerinnen und Partnern vereinbart, um 
über verschiedene Initiativen Schutzsuchende 
schnell in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
zu integrieren. Im Rahmen dieses Aktionsplans 
haben die Industrie- und Handelskammern so-
wie die Handwerkskammern, die Regionaldi-
rektion Rheinland-Pfalz-Saarland der BA und 
die Landesregierung die „Chancengarantie für 
junge Flüchtlinge in Rheinland-Pfalz“ verein-
bart. Weiterhin wurde durch den Ovalen Tisch 
eine Steuerungsgruppe Arbeitsmarktintegra-

tion unter Leitung des Arbeitsministeriums 
eingesetzt. In diesem Gremium tauschen sich 
Landesregierung, die Partnerinnen und Partner 
des Ovalen Tisches und weitere Akteurinnen 
und Akteure des Arbeitsmarktes regelmäßig 
über die Entwicklungen hinsichtlich der Ar-
beitsmarktintegration von Geflüchteten aus.

 Seit 2016 werden zielgruppenspezifische 
Orientierungsseminare nach den Förderungs-
grundsätzen des „Arbeitsmarktpolitischen 
Programms zur Ein- bzw. Wiedereingliederung 
von Frauen in das Erwerbsleben“ gefördert. Ziel 
dieser Semi nare ist es, Migrantinnen und Asyl-
begehrende mit Bleibeperspektive, die nach ei-
ner Familienphase wieder in das Erwerbsleben 
zurückkehren möchten, mit Informations- und 
Qualifizierungsangeboten (Sprach- und EDV-
Kenntnisse, Möglichkeiten auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt) zu unterstützen. 

 Außerdem unterstützt das Land den wei-
teren Ausbau von Netzwerken zwischen 
den Akteurinnen und Akteuren (wie z. B. 
Arbeitsagenturen, Jobcenter, Kammern, 
Wirtschaftsorganisa tionen, Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion, Kommunen, Auslän-
derbehörden, haupt- und ehrenamtliche Hel-
ferinnen und Helfer, Migrantenorganisationen, 
Schule/Wirtschaft, IQ-Netzwerk Rheinland-
Pfalz, KAUSA Servicestelle Rheinland-Pfalz). 
Es werden regelmäßige Veranstaltungen und 
Arbeitsgruppen einberufen. Das Onlineange-
bot wird stetig ausgebaut. In den Welcome 
Centern bei den Industrie- und Handelskam-
mern erhalten Fachkräfte und ihre Familien-
angehörigen bedarfsorientierte Angebote und 
Informationen über das alltägliche Leben und 
Arbeiten in Deutschland. Die Welcome Center 
stehen auch Geflüchteten offen.
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 Ein weiterer Baustein zur Verbesserung der 
Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Mi-
grationshintergrund ist die Verbesserung der 
Wege zur Feststellung oder Anerkennung im 
Ausland erworbener Berufsabschlüsse. Mit dem 
Berufs qualifikationsfeststellungsgesetz Rhein-
land-Pfalz und vergleichbaren fachrechtlichen 
Vorschriften wird ein Rechtsanspruch auf ein 
Verfahren auch für zahlreiche landesrechtlich 
geregelte Berufe eingeführt oder verbessert, 
der den bestehenden Rechtsanspruch für bun-
desrechtlich geregelte Berufe ergänzt. 

 Bei der Förderung der beruflichen Weiter-
bildung von Beschäftigten steht für die Ziel-
gruppe neu ins Land kommender Migrantinnen 
und Migranten insbesondere die Nachqualifi-
zierung im Vordergrund. Auf Basis der im Aus-
land erworbenen Berufsqualifikation wird die 
Arbeitsmarktintegration durch eine Qualifi-
zierung hin zu einem deutschen Berufs- oder 
Fortbildungsabschluss erleichtert. Die erste 
Grundlage hierfür stellt die Gleichwertigkeits-
prüfung im Rahmen des Berufsqualifikations-
feststellungsgesetzes (BQFG) dar. Das In-
strument des bundes- und landesfinanzierten 
„Aufstiegs- BaföG“ als zentrales Instrument 
der beruflichen Weiterbildung steht auch Men-
schen mit Migrationshintergrund bei Vorliegen 
der entsprechenden persönlichen Vorausset-
zungen offen.

Heranführung an und Vorbereitung auf die 
berufliche Ausbildung

 In der „Prozessbeschreibung Integration 
in Ausbildung – Chancengarantie für junge 
Flüchtlinge in Rheinland-Pfalz“ haben die 
Landesregierung und ihre Partnerinnen und 
Partner die Unterstützungsinstrumente sowie 

Fördermaßnahmen des Bundes, der Bundesa-
gentur für Arbeit und des Landes strukturiert 
dargestellt, um junge Geflüchtete für beruf-
liche Ausbildung zu gewinnen und möglichst 
nahtlos auf eine Ausbildung vorzubereiten. 
Auf Grundlage der Chancengarantie sollen 
junge Schutzsuchende in vier Phasen und al-
tersgruppenspezifisch über ein Orientierung-
spraktikum und so weit möglich über eine 
Einstiegsqualifizierung erfolgreich in eine be-
rufliche Ausbildung vermittelt werden.  Die 
Prozessbeschreibung wird regelmäßig aktuali-
siert und an rechtliche sowie förderrechtliche 
Neubestimmungen angepasst.

 Unternehmen werden verstärkt in ihrer Aus-
bildungsbereitschaft für jugendliche Migran-
tinnen und Migranten aktiviert und bei Bedarf 
in ihrer Ausbildungsfähigkeit unterstützt und 
gestärkt. Hierbei wird auf die Erfahrungen der 
Projekte „Integration durch Ausbildung“ (Un-
terstützung von Betrieben mit Inhabern mit 
Migrationshintergrund bei der Ausbildung) und 
„Begleitung in Ausbildung“ aufgebaut.

 Der bereits oben beschriebene Förderansatz 
„Fit für den Job für Flüchtlinge“ stellt darüber 
hinaus noch einmal ein gesondertes Angebot 
zur Heranführung an und Vorbereitung auf die 
berufliche Ausbildung dar, das sich speziell an 
die Bedarfe junger Menschen mit Fluchterfah-
rung richtet. 

 Bei den Handwerkskammern stehen 
„Coaches für die betriebliche Ausbildung“ be-
reit. Sie unterstützen Ausbildungssuchende 
und Ausbildungsbetriebe bei der Anbahnung 
und Stabilisierung von Ausbildungsverhältnis-
sen. Sie kümmern sich bedarfsorientiert gezielt 
auch um Migrantinnen und Migranten sowie 
Geflüchtete, die nicht mehr schulpflichtig und 
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unter 35 Jahre alt sind. Sie stellen Kontakt zu 
Handwerksbetrieben her und vermitteln Be-
rufsorientierungspraktika, Einstiegsqualifi-
zierungsmaßnahmen und Ausbildungsplätze 
in Kooperation mit der Arbeitsagentur. Sie 
werden von den Handwerkskammern, der 
Bundesagentur für Arbeit/Regionaldirektion 
Rheinland-Pfalz-Saarland und dem Ministe-
rium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau finanziert. Eine Ausweitung des 
Ansatzes auf weitere Wirtschaftszweige wird 
derzeit vorbereitet. 

 Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau hat mit wissen-
schaftlicher Unterstützung eine empirische 
Studie durchgeführt, in deren Fokus die ersten 
Erfahrungen von Ausbildungsbetrieben, Schutz-
suchenden mit und ohne Ausbildungsverhältnis 
und Expertinnen und Experten stehen. Die ge-
wonnenen Erkenntnisse sollen dazu beitragen, 
Initiativen und Maßnahmen zur Integration 
von geflüchteten Menschen in Ausbildung ef-
fizient und evidenzbasiert zu gestalten. 

Die Ergebnisse der Studie wurden in einem 
zweiten Fachgespräch im Mai 2017 mit Vertre-
tern aus Wirtschaft, Verwaltung, Wissenschaft 
und Praxis erörtert.

 An mehreren Standorten bietet das Bil-
dungsministerium mit der zuständigen Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD), 

den Arbeitsagenturen und Job-Centern ein Mo-
dellprojekt zur „Sprachförderung und Berufs-
orientierung für 18- bis 25-jährige Flüchtlinge“ 
an. Das Projekt richtet sich an die nicht mehr 
schulpflichtigen jungen Geflüchteten. Diesen 
soll durch Sprachförderung, Berufsorientierung 
und Berufsvorbereitung sowie interkulturelles 
Lernen ein erfolgreicher Übergang in eine Ein-
stiegsqualifizierung bzw. eine duale Ausbildung 
ermöglicht werden.

 Ein weiterer Beitrag zur Integration von 
Schutzsuchenden kann durch die Bereitstellung 
von Arbeitsgelegenheiten im Bereich Landwirt-
schaft, Landes pflege, Forst oder Kommunalar-
beit und in Forstämtern erbracht werden. „Hin-
führung zur Ausbildung in Landwirtschaft und 
Landespflege sowie Kommunalarbeiten für 
Flüchtlinge“ in Rheinland-Pfalz ist eine Initia-
tive des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau, des Maschinen-
ring Südpfalz e.  V. (MR) und des Sprachinstituts 
Profes GmbH, gemeinsam mit der Arbeitsagen-
tur in Landau, dem Forstamt Bienwald und den 
Kommunen.

 Das Arbeitsministerium fördert seit Früh-
jahr 2017 eine Koordinierungsstelle im Rahmen 
der Initiative „Sozial integriert – Chance soli-
darische Sozialwirtschaft“ der LIGA der Freien 
Wohlfahrtspflege. Ziel der Initiative der LIGA 
ist es, Geflüchtete über die Arbeitsbereiche der 
Gesundheits- und Sozialwirtschaft zu infor-
mieren und sie z. B. über Praktika an verschie-
dene Berufe heranzuführen. 
Im Kontext der Vereinbarung zur Durchführung 
der Initiative „Abschluss und Anschluss – Bil-
dungsketten bis zum Ausbildungsabschluss“ 
zwischen dem Land und der Bundesrepublik 
Deutschland vom März 2016 fördert das Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 

Informationen zur Studie sowie „Das Wich-
tigste in Kürze“ sind auf der Homepage des 
Ministeriums unter der bereits existierenden 
Rubrik „Flüchtlinge“ eingestellt:

https://mwvlw.rlp.de/de/themen/wirt-
schafts-und-innovationspolitik/fachkra-
eftesicherung/fluechtlinge/ 
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(BMBF) zur Erhöhung der Ausbildungschan-
cen von Personen mit Migrations- oder Flucht-
erfahrungen seit 2017 auch in Rheinland-Pfalz 
die Einrichtung einer landesweiten KAUSA Ser-
vicestelle.

Im Rahmen des Bundesprogramms Jobstarter 
wurde im Februar 2017 an den vier Standorten 
der rheinland-pfälzischen Handwerkskammern 
(Koblenz, Trier, Kaiserslautern und Mainz) in 

In Kürze:

 Das Land unternimmt erhebliche Anstrengungen,  
damit der Zugang zum Arbeitsmarkt für alle Menschen 
in Rheinland-Pfalz gelingt.

 Die „Integrationskette Rheinland Pfalz“ wird in den 
nächsten Jahren bedarfsorientiert fortgeführt und 
weiter entwickelt, um in Ergänzung zu den Regelsys-
temen so viele Geflüchtete wie möglich an den deut-
schen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt heranzuführen.

 Die auf die Gruppe der 18- bis 25-jährigen Geflüchte-
ten ausgerichteten Fördermöglichkeiten zur Sprachför-
derung und Berufsorientierung werden auf Basis der in 
den laufenden Modellprojekten gesammelten Erfah-
rungen weiter verstärkt. 

 Unternehmen werden verstärkt in ihrer Ausbildungs-
bereitschaft für jugendliche Migrantinnen und   
Migranten aktiviert und bei Bedarf in ihrer Ausbil-
dungsfähigkeit unterstützt und gestärkt.

Rheinland-Pfalz die KAUSA Servicestelle 
Rheinland-Pfalz eröffnet. Zur nachhaltigen 
Fachkräftesicherung von kleinen und mittle-
ren Unternehmen sollen Selbständige mit und 
ohne Migrationshintergrund verstärkt für die 
Berufsausbildung gewonnen werden, die Aus-
bildungsbeteiligung von jungen Migrantinnen 
und Migranten sowie von geflüchteten Men-
schen erhöht und Eltern über die berufliche 
Ausbildung informiert werden. 
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Familie als Ort der Integration

 Es gibt vielfältige Formen, Familie zu leben. 
Wir schätzen jede Form von Familie wert, die die 
Grundsätze unserer freiheitlichen Verfassung 
akzeptiert. Bei der Unterstützung von Familien 
mit Migrationshintergrund leisten bestehende 
soziale Netzwerke für Familien wichtige Hilfe. 
Zugänge zu Hilfe und Unterstützungsleis-
tungen, wie zum Beispiel Häuser der Familien, 
Familienbildungsstätten, Familienzentren oder 
Lokale Bündnisse für Familien, sollen weiter 
erleichtert werden, sodass Familien mit Migra-
tionshintergrund stärker in solche bestehen-
den Netzwerke und Strukturen eingebunden 
werden und von ihnen profitieren können.

 Die Servicestelle „Netzwerk Familie stär-
ken“ unterstützt die Familieneinrichtungen 
mit Fortbildungsangeboten, dem Austausch 
guter Praxis oder der Erarbeitung von Handrei-
chungen, um Zugangsbarrieren zu überwinden 
und möglichst alle Familien zu erreichen.

 Die Landesregierung fördert die Integration 
und Inklusion von Familien mit Fluchthinter-
grund. Das Programm „Familienbegleitung“ 
fördert die Integration und Inklusion von Fa-
milien, die in einer schwierigen Lebenssituation 
sind, sei es, weil sie auf der Flucht waren oder 
materielle und soziale Nöte haben.

 Besonders gefördert werden die Jugend-
ämter für die bessere Koordinierung von Fa-
milienbildung. Familien sollen dort erreicht 
werden, wo sie sich im Alltag aufhalten und 
besonders die Familien angesprochen wer-
den, die nicht von sich aus Beratungen in An-

Familien mit Migrationshintergrund sowie 
geflüchteten Frauen und Männern ist die 
gleichberechtigte Teilhabe in allen Bereichen 
des Lebens zu sichern. Unterstützungsleis-
tungen, Beratungs- und Informationsan-
gebote der Regelstruktur, die sich an Fami-
lien, Kinder, Jugendliche und Frauen richten, 
müssen ihnen offenstehen. Deswegen haben 
Prozesse der Interkulturellen Öffnung in den 
Einrichtungen einen besonderen Stellenwert 
in der Landespolitik. Die Häuser der Fami-
lie, Familienbildungsstätten, Familienzen-
tren wie auch lokale Bündnisse für Familie 
sind jetzt schon Orte des interkulturellen 
Dialogs, der Integration und des ehrenamt-
lichen Engagements. Unbürokratisch wer-
den familiengerechte Hilfen mit Familien 
entwickelt, angestoßen oder entsprechende 
Unterstützungsangebote bereitgestellt, von 
denen natürlich auch Familien mit Migrati-
onshintergrund profitieren.

Die Regelsysteme müssen sich weiter in-
terkulturell öffnen. Ziel muss es sein, dass 
Familien- und Jugendhilfe sowie Soziale 
Dienste sich in ihren Beratungs- und Hilfs-
angeboten angemessen auch auf die Bedürf-
nisse von Migrantinnen und Migranten und 
deren Familien einstellen sowie bei ihren Be-
schäftigten die Entwicklung von Interkultu-
reller Kompetenz unterstützen und fördern.

Migrantinnen und Kinder, die von Gewalt- 
und/oder Zwangsmaßnahmen betroffen 
sind, sind in jeder Hinsicht zu unterstützen 
und zu schützen. Zugangshindernisse zu Un-
terstützungs- und Beratungsangeboten sind 
abzubauen. 

4.3 Familie, Frauen und Jugend
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Die Konzepte sind auf der Homepage
       www.kinderrechte.rlp.de veröffentlicht 
und für die Schulung Ehrenamtlicher verfügbar.

spruch nehmen können oder – wie geflüchtete 
Menschen – keine Kenntnisse über Angebote 
haben. Kitas sind dabei von herausragender 
Bedeutung. Aber auch weitere Einrichtungen 
wie Hebammenpraxen, Arztpraxen, Schwan-
geren-, Ehe-, Erziehungs- und Familien-Bera-
tungsstellen, Schulen sowie Familieneinrich-
tungen stehen als relevante Anlaufstellen für 
Familien im Fokus. 

Bildung, Schulungskonzept 
ehrenamtliche Lernpatenprojekte

 Zur Verbesserung der Integration und Bil-
dungsförderung von Grundschulkindern in 
benachteiligten Lebenslagen fördert das Land 
Lernpaten-Netzwerke. Über 400 ehrenamt-
liche Lernpatinnen und Lernpaten engagieren 
sich dafür bereits für 550 Kinder in 170 Grund-
schulen des Landes (Stand Januar 2016). Der 
Beitrag zur Entwicklungsförderung bezieht 
sich sowohl auf die kognitiven als auch auf 
die emotionalen und sozialen Fähigkeiten 
und Bedürfnisse, wobei nicht nur schulische 
Erfordernisse im Blick sind, sondern ebenso 
die Fördermöglichkeiten im Freizeitbereich.

 Auch vor dem Hintergrund der Integration 
von Flüchtlingskindern sollen diese Lernpaten-
projekte weiterhin gefördert werden. Darüber 
hinaus hat die Bürgerstiftung Pfalz mit Förde-
rung des Familienministeriums ein Schulungs-
konzept für ehrenamtliche Lernpatinnen und 
Lernpaten zu den Bereichen „Interreligiöse 
Kompetenz“, „Grundlagen der Traumapäd a-
go gik“, „Sprachförderung“, „Alltagsbewälti-
gung“ und „Achtsamer Umgang mit den eige-
nen Grenzen“ entwickelt. 

Migrantinnen und Migranten in Stadt-
entwicklung, Quartiersmanagement und 
Wohnraumförderung einbeziehen

 Wohnraum für alle muss bezahlbar bleiben, 
auch in Ballungszentren und insbesondere für 
Familien. Dies trifft natürlich auch auf Familien 
mit Migrationshintergrund zu. Das Ministeri-
um der Finanzen fördert gemeinsam mit der 
Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz 
(ISB) bereits seit 2015 über zweckgebundene 
Kommunalkredite bzw. über ein Sonderpro-
gramm im Rahmen der sozialen Wohnraum-
förderung Kommunen und Private, wenn sie 
Wohnraum für Geflüchtete herrichten. 

Sobald die geflüchteten Menschen die Voraus-
setzungen zur Erteilung eines Wohnberechti-
gungsscheins erfüllen, können sie Mieterinnen 
und Mieter von geförderten Mietwohnungen 
werden.

Es gilt, bezahlbaren Wohnraum für alle Men-
schen zu fördern. Zur Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum beabsichtigt die Landes-
regierung in dieser Legislaturperiode rund 
20 000 Wohnungen neu in die soziale Wohn-
raumförderung aufzunehmen. Hiervon werden 
nicht nur geflüchtete Menschen profitieren, 
sondern auch Alleinerziehende, Familien und 
andere auf bezahlbaren Wohnraum angewie-
sene gesellschaftliche Gruppen. 
Mit verschiedenen Programmen der sozia-
len Wohnraumförderung soll dieses Ziel er-
reicht werden; die Förderprogramme werden 
regelmäßig angepasst, damit die bestehen-
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den Bedarfe berücksichtigt und ausreichende 
Förder anreize angeboten werden.

Das im Jahr 2015 gegründete Bündnis für 
bezahlbares Wohnen und Bauen Rheinland-
Pfalz, welches von der Landesregierung und 
weiteren 20 Institutionen getragen wird, 
bietet in diesem Zusammenhang eine gute 
Unterstützung.

 Maßnahmen der Wohnraumförderung, des 
Quartiermanagements oder der Stadtentwick-
lung werden genutzt, um das Wohnumfeld und 
die individuellen Wohnverhältnisse von Familien 
zu verbessern. Ansätze der Bürgerbeteiligung 
und der Mitgestaltung im Wohngebiet sollen 
auch Familien mit Migrationshintergrund in 
ihre Angebote und Maßnahmen einbeziehen. 

Migrationsfachdienste und Beratungs-
angebote als wichtige Bestandteile 
für gelingende Integration

 Die Fachdienste für Migration und Integra-
tion der Wohlfahrtsverbände in Rheinland-Pfalz 
erhalten von der Landesregierung Zuwendungen 
für die Betreuung und Beratung von erwachse-
nen Zuwanderinnen und Zuwanderern zur Er-
gänzung des Grundangebotes des Bundes. Da-
bei unterscheiden die Migrationsfachdienste 
zwischen struktureller und individueller In-
tegrationsförderung. Handlungsfelder der 
strukturellen Integrationsförderung sind: die 
sozialraumorientierte Arbeit, die Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements, die Imple-
mentierung von Prozessen zur Interkulturellen 
Öffnung und die Antidiskriminierungsarbeit. 

Handlungsfelder der individuellen Integra-
tionsförderung sind unter anderem die allge-

meine Sozialberatung für Migrantinnen und 
Migranten sowie die Sozial- und Verfahrens-
beratung für Asylsuchende in den Kommu-
nen. Zielgruppe der Migrationsfachdienste 
sind alle Migrantinnen und Migranten: Neu-
zugewanderte genauso wie bereits länger in 
Deutschland lebende Menschen, Menschen 
mit Migrationshintergrund, die schon die deut-
sche Staatsangehörigkeit haben, Geflüchtete 
unabhängig von ihrem Status sowie Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus. Zur Ziel-
gruppe gehören auch die relevanten Akteure 
und Institutionen im Gemeinwesen und die 
Bürgerinnen und Bürger ohne Migrationshin-
tergrund.

Die Migrationsfachdienste sind eine der ers-
ten Anlaufstellen von Schutzsuchenden in den 
Kommunen im Aufnahmeland und stellen 
daher eine zentrale Schnittstelle zu Beginn 
des Integrationsprozesses dar. Durch ihre 
unabhängige Beratung in den unterschied-
lichen Handlungsfeldern – zu denen seit 2014 
prioritär Verfahrensberatung zählt – schaf-
fen sie erste Orientierung und genießen bei 
den Geflüchteten großes Vertrauen. Diese 
Strukturen, die das Land seit 2014 sukzessive 
auf- und ausgebaut hat, sollen weiter geför-
dert und gestärkt werden. Ihnen kommt auch 
künftig eine tragende Rolle bei der Integrati-
onsaufgabe zu, z. B. als Netzwerker im Sozial-
raum, die den Übergang in die Regelstruk-
turen begleiten, sowie in der zunehmenden 
Antidiskriminierungsarbeit.

 Das Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz (MFFJIV) 
fördert an allen Standorten der Aufnahmeein-
richtungen für Asylbegehrende eine unabhän-
gige Verfahrensberatung, die durch freie Träger 
gewährleistet wird. 
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In den Aufnahmeeinrichtungen für Asylbegeh-
rende des Landes steht neben dem Sozialdienst 
eine unabhängige Sozial- und Verfahrensbera-
tung zur Verfügung. Diese bietet Asylbewer-
berinnen und Asylbewerbern Beratung und 
Begleitung im Asylverfahren sowie zu sozialen 
Fragen. 

 Spezielle, auf Migrations- und/oder Flücht-
lingsfamilien zugeschnittene Angebote, wie 
z. B. Paten schaften, Sprachkurse, Eltern-Kind-
Gruppen und interkulturelle Begegnungen, 
erleichtern die Integration. In Rheinland-Pfalz 
können Migrantinnen und Migranten auch an 
Familienfreizeiten teilnehmen. Dies gibt ihnen 
die Möglichkeit, Gemeinschaft zu erfahren und 
Freundschaften zu schließen – und somit ein 
Stück weit Normalität zu erleben.

Jugendliche mit Migrationshintergrund
 
 Das MFFJIV fördert die Jugendarbeit und 
die Jugendsozialarbeit. Diese Angebote richten 
sich an alle Jugendlichen und damit auch an 
neu zugewanderte Jugendliche und Jugendli-
che mit Migrationshintergrund. Die Jugendar-
beit macht Angebote, die Jugendliche in ihrer 
persönlichen Entwicklung hin zu einer selbst-
bewussten und verantwortungsbewussten 
Persönlichkeit unterstützen. Die Jugendsozial-
arbeit bietet individuell zugeschnittene Hilfen 
zum Ausgleich bzw. zur Überwindung sozialer 
Benachteiligung und individueller Beeinträch-
tigung von jungen Menschen. Andere Projekte 
fördern gemeinsame Aktivitäten von Jugend-
lichen mit und ohne Migrationshintergrund, 
z. B. durch Musik oder Sport.

 Durch ein Forschungsprojekt des Instituts für 
sozialpädagogische Forschung e. V. Mainz (ism) 

wurden in Kooperation mit der Landesregierung 
Zugänge von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund zur offenen Jugendarbeit analysiert 
und Handlungsempfehlungen für die künftige 
Gestaltung der Jugendarbeit abgeleitet.  

 Das Jugendministerium beabsichtigt, das 
Projekt  des Landesjugendrings Rheinland-Pfalz 
„Gemeinsam in die Zukunft – Interkulturelle 
Öffnung der Jugendverbände in Rheinland-
Pfalz“ zu fördern. Das Projekt ist auf drei Jahre 
angelegt und zielt auf die Schulung der Fach-
kräfte der Jugendverbände, die Interkulturelle 
Öffnung der Angebote und Strukturen und die 
Beteiligung  von neu zugewanderten Jugend-
lichen.   

Integration von Migrantinnen

 Damit Migrantinnen die volle Teilhabe am 
gesellschaftlichen, wirtschaft lichen, kulturel-
len und politischen Leben möglich wird, müssen 
die Integra tionsangebote ihren spezifischen Be-
dürfnissen Rechnung tragen. Migrantinnen sind 
oft aufgrund ihres Migra tionshintergrunds und 
aufgrund ihres Frau-Seins einer doppelten Dis-
kriminierung ausgesetzt. Geflüchtete Frauen 
haben häufig in Gesellschaften gelebt, in de-
nen sie nicht die gleichen Rechte hatten wie 
Männer, nicht selbstbestimmt über ihr Leben 
entscheiden konnten und in denen Gewalt ge-
gen Frauen vielfach als legitim angesehen wird. 
Auch auf der Flucht waren viele von Gewalt 
bedroht oder haben Gewalt erfahren. 

Die Ergebnisse werden den Kommunen 
und Trägern der Jugendarbeit zur Verfü-
gung gestellt und sind auf der Homepage
        www.offene-jugendarbeit-diversity.de 
zusammengestellt.  
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Förderungsgrundsätzen des „Arbeitsmarkt-
politischen Programms zur Ein- bzw. Wieder-
eingliederung von Frauen in das Erwerbsleben“ 
gefördert. Ziel dieser Seminare ist es, Migran-
tinnen und Asylbegehrende mit Bleibeperspek-
tive, die nach einer Familienphase wieder in 
das Erwerbsleben zurückkehren möchten, mit 
Informations- und Qualifizierungsangeboten 
(Sprach- und EDV-Kenntnisse, Möglichkeiten 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt) zu unter-
stützen. 
Darüber hinaus wird in den Projekten, die im 
Rahmen der rheinland-pfälzischen Integra-
tionskette gefördert werden, für die Teilnah-
me von Frauen an den Angeboten geworben 
und über die Gleichberechtigung von Frauen 
und die gleichberechtigte Teilhabe am Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt in Deutschland 
aufgeklärt.

Konzept zum Gewaltschutz und zur Identi-
fikation von schutzbedürftigen Personen in 
den Einrichtungen der Erstaufnahme 
in Rheinland-Pfalz

 Das MFFJIV engagiert sich intensiv für ei-
nen verbesserten Schutz von Frauen, Kindern, 
Jugendlichen und anderen schutzbedürftigen 
Gruppen in den Erstaufnahme einrichtungen des 
Landes. Das Land orientiert sich bei der Unter-
bringung und Versorgung von Geflüchteten an 
der Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen 
Parlamentes und des Rates zur Festlegung 
von Normen für die Aufnahme von Personen, 
die internationalen Schutz beantragen, vom 
26. Juni 2013. Diese Richtlinie legt Standards 
und Normen für die Unterbringung von Schutz-
suchenden fest, die diesen ein menschenwür-
diges Leben ermöglichen sollen. Art. 21 ff. der 
EU-Aufnahmerichtlinie verpflichtet die Mit-

 Die interkulturellen Frauenorganisationen 
werden in ihrer Arbeit unterstützt und in das be-
stehende Netzwerk der Frauenorganisationen 
und Frauenunterstützungseinrichtungen im 
Land eingebunden. Bei der finanziellen Förde-
rung von Frauen- und Mädchenorganisationen 
ist bereits seit 2016 der Förderschwerpunkt 
„Förderung von Projekten zur Integration von 
Migrantinnen“ neu aufgenommen worden. Der 
Landesfrauenbeirat als Beratungsgremium der 
Landesregierung befasst sich intensiv mit der 
Situation geflüchteter Frauen in Rheinland-
Pfalz. Die Integration von Migrantinnen wird 
auch die Arbeit der Landesarbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten 
begleiten. Die Gleichstellungsbeauftragten im 
Land sind ebenso wie der Landesfrauenrat und 
die Landfrauen für das Thema sensibilisiert und 
werden durch die Landesregierung bei ihrer 
Arbeit mit und für Migrantinnen unterstützt.

 Geflüchtete Frauen haben einen ungleich 
schwierigeren Zugang zum deutschen Arbeits-
markt. Sie partizipieren in der Regel in gerin-
gerem Ausmaß und seltener als Männer am 
deutschen Arbeitsmarkt. Daher wird ab 2017 in 
Mainz ein vom MFFJIV gefördertes  „Modellpro-
jekt zur Qualifizierung weiblicher Flüchtlinge“ 
durchgeführt, das über bereits bestehende 
Förder instrumente hinaus Teilnehmerinnen in-
dividuell durch Einzelcoaching und Mentoring 
in allen lebenspraktischen und arbeitsmarktre-
levanten Fragen unterstützt. Ziel ist es, die 
Einbindung in Gesellschaft und Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen. Gleichzeitig werden Unter-
nehmen als potentielle Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber von Anfang an in den Integrati-
onsprozess einbezogen.

 Außerdem werden seit 2016 zielgruppen-
spezifische Orientierungsseminare nach den 
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gliedsstaaten, dabei auch die spezielle Situa-
tion von schutzbedürftigen Personen bei der 
Unterbringung, Versorgung und Betreuung zu 
berücksichtigen.

Vor diesem Hintergrund wurde ein Gewalt-
schutzkonzept entwickelt, das darauf abzielt, 
den Schutzbedürfnissen insbesondere von 
Frauen, Kindern und Jugendlichen, Familien, 
aber auch von traumatisierten und behinder-
ten Personen sowie homo- oder bisexuellen, 
transidenten und intersexuellen Menschen 
bei der Unterbringung und Versorgung in den 
Aufnahmeeinrichtungen für Asylbegehrenden 
(AfA) in besonderer Weise Rechnung zu tragen. 
Das Konzept sieht sowohl Präventionsmaß-
nahmen, die sich auf räumliche und personelle 
Strukturen beziehen, als auch eine schnelle In-
tervention bei Gewaltvorfällen vor. Es umfasst:

 Mindeststandards bezüglich personeller 
und räumlicher Strukturen zur Präven-
tion von Gewalt an Frauen, Kindern und 
anderen vulnerablen Gruppen in Landes-
erstaufnahmeeinrichtungen;

 einen Notfallplan bei akuter Beziehungs-
gewalt an Frauen in Aufnahmeeinrich-
tungen (mit dem Ziel der sofortigen 
Beendigung der Gewalt unter Anwendung 
der Gewaltschutznormen); 

 Kooperation und Vernetzung mit Frauen-
unterstützungseinrichtungen, Einrich-
tungen des Kinder- und Jugendschutzes, 
Psychosozialen Versorgungszentren, 
Vernetzungsstellen für Lesben, Schwule, 
Bi-, Trans- und Intersexuelle und vielen 
weiteren Kooperationspartnerinnen und 
-partnern;

 Informations- und Fortbildungsangebote 
für Haupt- und Ehrenamtliche in der 
Flüchtlingsarbeit;

 ein Leitbild zum gewaltfreien Umgang 
und zur Achtung von Gleichheit und  
Vielfalt, das gleichermaßen für Bewohne-
rinnen und Bewohner wie für Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Einrichtungen 
gilt;

 einen Verhaltenskodex für die Beschäf-
tigten in der Einrichtung.  

Rheinland-Pfälzisches Interventions-
projekt gegen Gewalt in engen sozialen 
Beziehungen (RIGG)

 Der Schutz und die Sicherheit von Frauen 
und Mädchen mit Migrationshintergrund, die 
in ihrem familiären Umfeld Gewalt, Zwang und 
Unterdrückung erfahren, sind wichtige Ziele im 
Rheinland-Pfälzischen Interventionsprojekt 
gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen 
(RIGG). So treiben die Frauenunterstützungs-
einrichtungen (Frauenhäuser, Frauenhaus-
beratungsstellen, Notrufe und Interventions-
stellen) den interkulturellen Öffnungsprozess 
voran, um die Angebotsstrukturen und Formen 
der Hilfeleistung so zu gestalten, dass sie auch 
von Frauen mit Migrationshintergrund effek-
tiv genutzt werden können. Hierzu erfolgte 
u. a. eine finanzielle und personelle Verstär-
kung der Interventionsstellen, um insbeson-
dere der Zielgruppe der Schutzsuchenden 
entsprechende Hilfeangebote zukommen zu 
lassen. Zahlreiche Einrichtungen haben zum 
Beispiel interkulturelle Leitbilder entwickelt, 
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die Interkulturelle Kompetenz ihrer Beschäf-
tigten gefördert und Informationsmaterialien 
übersetzt. Die Landesregierung bezuschusst 
weiterhin Einrichtungen, die auf die Unter-
stützung ausländischer Frauen und Mädchen 
in Krisensitua tionen spezialisiert sind, wie 
SOLWODI e.  V., den Verein zur Förderung 
femi nistischer Mädchen arbeit e.  V. – Femma, 
Pro Familia, Diakonie und Caritas. 

Darüber hinaus kommt insbesondere auch 
bei Frauen mit Migrationshintergrund und 
Geflüchteten, die bereits Gewalterfahrungen 

erlebt haben, der im Rahmen von RIGG erar-
beitete Interventionsansatz des Hochrisiko-
managements zum Einsatz. Ziel des Hochri-
sikomanagements ist es, Risikomerkmale bei 
Beziehungsgewalt frühzeitig zu erkennen und 
zu bewerten, die Gewalt zu deeskalieren, sie 
möglichst zu beenden sowie präventiv weitere 
Taten zu verhindern.

In Kürze:

 Flüchtlingsfamilien bilden einen Schwerpunkt der 
Integrationspolitik des Landes. Familien mit Migra-
tionshintergrund sollen stärker als bisher von beste-
henden Netzwerken und Strukturen wie den Häusern 
der Familien oder Familienbildungsstätten und 
 -zentren profitieren.

 Die Angebote für Jugendliche mit Migrationshintergrund 
und integrative Jugendarbeit werden weiter ausgebaut.

 Frauen nehmen eine Schlüsselrolle für das Gelingen 
von Integration ein. Die spezielle Förderung von Pro-
grammen zur Einbindung von Migrantinnen in Gesell-
schaft und Arbeitsmarkt und die Arbeit von inter-
kulturellen Frauenorganisationen werden deswegen 
fortgeführt und weiterentwickelt.

 Frauen und Mädchen – ob mit oder ohne Migrations-
hintergrund –, die in ihrem familiären Umfeld Gewalt 
und Unterdrückung erfahren, finden in Rheinland-Pfalz 
Schutz und Sicherheit. Dafür stehen das bewährte 
Rheinland-Pfälzische Interventionsprojekt gegen 
Gewalt in engen sozialen Beziehungen (RIGG) und das 
Gewaltschutzkonzept für geflüchtete Frauen und mit-
betroffene Kinder des Landes.
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4.4 Gesundheit

Maßnahmen, Informationsveranstaltungen 
sowie die Vermittlung und Ermöglichung der 
Kommunikation an den Schnittstellen der ver-
sorgenden Strukturen eine wichtige Rolle.
 
 Speziell für Kinder und Jugendliche gibt 
es Früherkennungsuntersuchungen, Schul-
ein  gangsuntersuchungen, die zahnärztliche 
Gruppenprophylaxe oder Impfaktionen. Wei-
tere Angebote bedienen bestimmte Settings, 
wie z. B. Kinderbetreuungseinrichtungen und 
Grundschulen in sozial benachteiligten Stadt-
teilen, in denen Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund überproportional ver-
treten sind und daher verstärkt erreicht wer-
den können.

 Bei der Zielgruppe der Erwachsenen fokus-
sieren sich Angebote auf Untersuchungen in 
Erstaufnahmeeinrichtungen, Schulungen der 
sozialpsychiatrischen Dienste und der Betreu-
ungsstellen sowie gutachterliche Fragestel-
lungen. Darüber hinaus bestehen zahlreiche 
spezifische Aktivitäten des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes zur Förderung der Ge-
sundheit von Menschen mit Migrationshinter-
grund, die vom Vorhalten muttersprachlicher 
Informationsmaterialien bis hin zu aufsu-
chenden und kampagnenartigen Aktivitäten 
reichen.

 Interkulturelle Kompetenz wird inzwischen 
zunehmend in Ausbildungs- und Studienord-
nungen und Curricula berücksichtigt. Auch die 
Akademie für öffentliches Gesundheitswesen 
in Düsseldorf, die seit Beginn des Jahres 2017 
auch von Rheinland-Pfalz mitgetragen wird, 
hat die Thematik in ihr Fort- und Weiterbil-

Der Gesundheitszustand hängt wesentlich 
von den Rahmenbedingungen ab, in denen 
Menschen leben, ihrer Bildung, ihrer ökono-
mischen Lage, dem sozialen Umfeld und den 
Wohnverhältnissen, und nicht von ihrer Her-
kunftsgeschichte. Die Gesundheitssysteme in 
Deutschland müssen die gleichen Zugangs- 
und Nutzungsrechte für alle Bevölkerungs-
gruppen garantieren. Gleichwohl haben 
Menschen mit Migrationshintergrund höhere 
Zugangsbarrieren zu überwinden. Dazu gehö-
ren oftmals Verständigungsschwierigkeiten 
bei Beratung und Therapie und unterschied-
liche kulturelle Verständnisse von Gesund-
heit und Krankheit. Auch eine mangelnde 
Kenntnis des deutschen Gesundheitssystems 
und seiner Spezifika sowie eine noch nicht 
überall vorhandene oder ausreichende In-
terkulturelle Kompetenz des Fachpersonals 
können hemmende Faktoren sein. Die Lan-
desregierung hat hier in der Vergangenheit 
bereits wichtige Weichen zur Überwindung 
dieser Barrieren gestellt und wird diese An-
strengungen auch in der Zukunft weiter ver-
folgen.

Öffentlicher Gesundheitsdienst

 Die zahlreichen Aktivitäten des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes leisten einen wichtigen 
Beitrag zur Integration der Migrantinnen und 
Migranten in die Gesellschaft und in das Gesund-
heitssystem. Die Aufgaben des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes in Bezug auf die Gesundheit 
von Migrantinnen und Migranten sind sehr 
unterschiedlich. Neben der gesundheitlichen 
Versorgung spielen auch gesundheitsfördernde 
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dungsprogramm einbezogen. Insbesondere 
Themen wie „sprachliche und kulturelle Fak-
toren bei der Begutachtung“, „kulturelle Fak-
toren in spezifischen Belastungssituationen“ 
sowie „der Einsatz von Sprach- und Integra-
tionsmittlern im öffentlichen Gesundheits-
dienst“ werden berücksichtigt.

Kultursensible Pflege

 Die besondere Situation der älteren Migran-
tinnen und Migranten macht es erforderlich, 
auch ihre besonderen Bedürfnisse in der Pfle-
ge zu berücksichtigen. Jeder Mensch wünscht 
sich, dass sich Pflege- und Beratungsangebote 
an den ganz persönlichen Bedürfnissen und 
Wertevorstellungen orientieren. Kultursen-
sible Pflege beruht auf der individuellen und 
biografie bezogenen Zusammenarbeit zwischen 
dem Menschen, der gepflegt werden möchte, 
seinen Angehörigen und den Pflegekräften. 
Dabei wird jeder Mensch als Individuum mit 
eigener Geschichte und eigenen sozialen Be-
zügen und Lebenserfahrungen gesehen. Die 
wachsende kulturell-ethnische Vielfalt der 
Altersbevölkerung erfordert ein bedarfsge-
rechtes Angebot an kultursensibler Pflege.

 Der hohe Stellenwert der kultursensiblen 
Pflege wird durch das Landesgesetz zur Sicher-
stellung und Weiterentwicklung der pflege-
rischen Angebotsstruktur hervorgehoben, in 
dem die Grundsätze der pflegerischen Versor-
gung und Strukturvorgaben festgeschrieben 
sind. Einer der Grundsätze besagt, dass unter-
schiedlichen Bedürfnissen von pflegebedürf-
tigen Menschen aufgrund ihrer ethnischen oder 
kulturellen Herkunft im Rahmen der Leistungs-
erbringung angemessen Rechnung getragen 
werden soll. Auch im Landesgesetz über Wohn-

formen und Teilhabe (LWTG) ist der Grundsatz 
der kultursensiblen Pflege verankert. 

 Rat und Hilfe suchenden pflegebedürftigen 
Menschen und ihren Angehörigen steht mit den 
135 Pflegestützpunkten ein niedrigschwelliges, 
flächendeckendes und bundesweit einmaliges 
Beratungs- und Unterstützungsangebot zur 
Verfügung, das auch auf die Bedürfnisse der 
Menschen mit Migrationshintergrund eingeht 
und mit den Fachdiensten der Migrationsbe-
ratung zusammenarbeitet. 

 Im Rahmenlehrplan für die Alten- und Pfle-
geausbildung wurde ein spezielles Modul für 
kultursensible Pflege verbindlich eingeführt. 
Der Rahmenlehrplan sorgt für eine einheit-
liche qualitativ hochwertige Ausbildung in 
Rheinland-Pfalz.

 Zudem wurde im Rahmen der Fachkräfte- 
und Qualifizierungsinitiative Gesundheitsfach-
berufe 2012-2015 – Berufsfeld Pflege –, in der 
die Landesregierung gemeinsam mit allen rele-
vanten Akteuren im Gesundheitswesen und der 
Pflege zusammenarbeitet, eine Vorqualifizie-
rung für eine Altenpflegehilfeausbildung einge-
führt. In dieser werden geeignete Personen aus 
dem SGB II- und -III-Bereich im Hinblick auf 
eine Helfer/- innen-Ausbildung qualifiziert. Be-
standteil ist auch hier ein von der Landeszen-
trale für Gesundheitsförderung (LZG) speziell 
entwickeltes Modul „kultursensible Pflege“. 
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Verbesserung der psychosozialen 
Versorgung von Menschen 
mit Migrationshintergrund

 Die psychosoziale Versorgung von Menschen 
mit Migrationshintergrund wird weiter verbes-
sert werden. Im Mittelpunkt steht die bessere 
Versorgung und Unterstützung von Schutzsu-
chenden, auch und gerade von geflüchteten 
Kindern und Jugendlichen.   

 Für eine Verbesserung der Versorgung sind 
strukturelle, leistungsrechtliche,  interkultu-
relle und sprachliche Barrieren zu überwinden. 
Viele Geflüchtete kommen zudem aus Kul-
turkreisen, in denen psychische Erkrankungen 
und eine Behandlung durch psychiatrisch-psy-
chotherapeutische Fachkräfte unbekannt oder 
stark stigmatisiert sind, was die Entwicklung 
alternativer Zugangswege zu Hilfe und Unter-
stützung erfordert. 

 Gemeinsam mit den Partnerinnen und Part-
nern in der psychosozialen Versorgung im Land 
konnten in den letzten Jahren erste Verbesse-
rungen erreicht werden. Dank des großen Enga-
gements der Landespsychotherapeutenkammer 
haben sich über 500 Psychotherapeutinnen und 
Psycho therapeuten für die Arbeit mit geflüchte-
ten Menschen weitergebildet und ein großer Teil 
steht für eine „Therapie zu dritt“ zur Verfügung. 
Aber auch Fachärztinnen und Fachärzte sowie 
Kliniken wurden u. a. durch eine Fragebogenak-
tion des Gesundheitsministeriums und Fachta-
gungen für die neue Aufgabe sensibilisiert und 
haben begonnen, ihre Interkulturelle Kompe-
tenz auszubauen und teilweise auch spezielle 
Angebote zu entwickeln. 

 Besonders wichtig für die psychosoziale Ver-
sorgung und Unterstützung von Schutzsuchen-
den sind die derzeit fünf Psychosozialen Zentren 
(PSZ) für Geflüchtete in Trägerschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege in Trier, Mayen, Mainz, Lud-
wigshafen und Altenkirchen. Ein sechstes PSZ 
wird im Verlauf des Jahres 2017 in Kaiserslautern 
etabliert. Sie leisten Beratung, Diagnostik, 
Therapie, Arbeit mit Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren, Schulung von Sprach- und 
Kulturmittlerinnen und -mittlern und die Un-
terstützung und Schulung von Ehrenamtlichen. 
Nicht zuletzt aufgrund der Vielfalt ihrer Aufga-
ben können die Psychosozialen Zentren aber 
nur einen Teil der Schutzsuchenden behandeln. 
Notwendig ist deshalb, dass sich das Regelsys-
tem noch besser auf die neue Versorgungsauf-
gabe einstellt. Außerdem muss das Prinzip der 
wohnortnahen qualifizierten Behandlung und 
Unterstützung mittel- bis längerfristig auch für 
Geflüchtete eingelöst werden.  

 Hierfür wurde mit der Unterstützung des 
Integrationsministeriums und einer Anschub-
finanzierung durch das Gesundheitsministeri-
um die landesweite Koordinierungsstelle für die 
Inter kulturelle Öffnung des Gesundheitswesens 
in Rheinland-Pfalz in Trägerschaft des Caritas-
verbandes Rhein-Mosel-Ahr eingerichtet. Ziele 
und Aufgaben der Koordinierungsstelle sind 
die nachhaltige Sicherstellung der Behandlung 
psychisch kranker Geflüchteter in Rheinland-
Pfalz und die Interkulturelle Öffnung des Ge-
sundheitswesens, z. B. durch die Initiierung 
von Fort- und Weiterbildungsangeboten für 
die Akteurinnen und Akteure des regulären Ge-
sundheitssystems und die Weiterentwicklung 
der spezialisierten Beratungs- und Behand-
lungseinrichtungen für geflüchtete Menschen 
als Bestandteil des regulären Gesundheitssy-
stems. 
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 Ein weiterer Schwerpunkt der psycholo-
gischen Beratung und psychiatrisch-psycho-
therapeutischen Behandlung ist es, vor Ort 
im direkten Kontakt mit den Bewohnerinnen 
und Bewohnern zu stehen, um frühzeitig auf 
psychische Veränderungen oder Störungen 
einzugehen. Hierfür braucht es ausreichende 
Angebote in den Erstaufnahmeeinrichtungen, 
den Jugendhilfeeinrichtungen und für Schutz-
suchende in den Kommunen. Erstens sollten 
dort psychische Auffälligkeiten frühzeitig er-
fasst werden, zweitens ausreichende niedrig-
schwellige Beratungs- und Gesprächsangebote 
bestehen sowie drittens – bei entsprechender 
Behandlungsbedürftigkeit – die Überleitung in 
das psychiatrisch-psychotherapeutische Hilfe-
system erfolgen.
Die Landesregierung hat dazu eine Steuerungs-
gruppe „Psychosoziale Gesundheit von Flücht-
lingen in Rheinland-Pfalz“ mit Partnerinnen 
und Partnern der psychosozialen Versorgung 
eingerichtet, um Schritt für Schritt die be-
nannten Barrieren zu verringern und somit die 
psychosoziale Versorgung von Geflüchteten 
weiter zu verbessern.

Chancengleichheit im Gesundheitswesen 
fördern

 Der Runde Tisch zur gesundheitlichen Ver-
sorgung von geflüchteten Menschen, dessen 
Arbeit fortgesetzt werden soll, hat mit allen 
beteiligten Akteurinnen und Akteuren sowohl 
akute Situa tionen als auch grundsätzliche Fra-
gestellungen aufgegriffen. Dazu gehören die 
spezifischen, aber auch sehr unterschiedlichen 
Bedarfe von Menschen mit Migrationshinter-
grund und deren achtsame Wahrnehmung 
sowohl in der Gesundheitsförderung als auch 
in der Behandlung. Kultursensible Angebote 

sollen beispielsweise zu einer erhöhten Inan-
spruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen 
führen. Eine gute Grundlage bildet auch das im 
Jahr 2015 in Kraft getretene Präventionsgesetz 
und die darauf fußende 2016 verabschiedete 
Landesrahmenvereinbarung. Ziel ist es, die Ge-
sundheitsförderung im direkten Lebens umfeld 
der Menschen zu stärken – z. B. in der Kita, in 
der Schule und am Arbeitsplatz. Die zuständi-
gen Ministerien erarbeiten zusammen mit den 
Selbstverwaltungspartnern des Gesundheits-
wesens geeignete Zugangswege für Frauen, 
Männer und Kinder mit Migrationshintergrund.

 Im Rahmen eines von der Bundeszentrale 
für gesundheitliche  Aufklärung initiierten Koo-
perationsverbundes hat die Landeszentrale zur 
Gesundheitsförderung Rheinland-Pfalz e. V. 
die Geschäftsführung der Koordinierungsstelle 
„Gesundheitliche Chancengleichheit“ inne. Sie 
verfolgt das Ziel, Aktivitäten für mehr Gesund-
heitschancen sozial benachteiligter Kinder und 
Familien durch Wissenstransfer, Verbesserung 
der Qualität von Maßnahmen sowie Austausch 
und Vernetzung der Beteiligten zu unterstüt-
zen. In diesem Kontext wird das Augenmerk 
auch auf Menschen mit Migrationshintergrund 
gerichtet. Die Häuser der Familie/Mehrgenera-
tionenhäuser, die Familienbildungsstätten und 
Familienzentren werden künftig in das Projekt 
eingebunden, da sie sehr niederschwellig viele 
Familien erreichen.

Elektronische Gesundheitskarte 
für Asylbegehrende

 Für Asylbegehrende, die sich weniger als 
15 Monate in Rheinland-Pfalz aufhalten, wird 
die Versorgung von Krankenhilfeleistungen über 
die Vorschriften der §§ 4 und 6 Asylbewerber-
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leistungsgesetz (AsylbLG) sichergestellt. Die 
Versorgung wird nach der Verteilung aus 
der Aufnahmeeinrichtung des Landes durch 
die kommunalen Gebietskörperschaften als 
Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwal-
tung erbracht. 

 Das Land Rheinland-Pfalz und verschiedene 
Krankenkassen haben im Februar 2016 eine 
Rahmenvereinbarung geschlossen, die es den 
Kommunen ermöglicht, die Versorgung durch 
Beauftragung einer gesetzlichen Krankenkas-
se im Rahmen des § 264 Abs. 1 Fünftes Buch 
Sozial gesetzbuch (SGB V) vornehmen zu las-
sen. Die Landesregierung unterstützt diese 
Möglichkeit ausdrücklich, da alle betreffenden 
Asylbegehrenden hierdurch in den Besitz ei-
ner elektronischen Gesundheitskarte (eGK) 
gelangen können, die einen direkteren Zugang 
zu den Versorgungssystemen der Krankenhilfe 
ermöglicht und gleichzeitig die Kommunen 
dabei unterstützt, den administrativen sowie 
fiskalischen Aufwand zu reduzieren. 

 Im November 2016 hat die Stadt Trier eine 
Beitrittserklärung zur Rahmenvereinbarung 
eGK für Schutzsuchende zum 1. Januar 2017 
beschlossen. Seit dem 1. Januar 2017 wird 
Asylsuchenden in Trier eine eGK der Kaufmän-
nischen Krankenkasse (KKH) überreicht und 
somit ein direkter Zugang zur notwendigen 
medizinischen Versorgung ermöglicht. 

 Der Stadtrat der Landeshauptstadt Mainz 
hat im November 2016 einem Antrag zuge-
stimmt, mit der für Mainz ausgewählten Kran-
kenkasse IKK Südwest Verhandlungen zur Um-
setzung der Rahmenvereinbarung zu führen.  
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Mainz hat 
am 29. März 2017 der Einführung der elektro-
nischen Gesundheitskarte (eGK) zugestimmt. 

Die Einführung der eGK für Geflüchtete ist im 
Laufe des Jahres 2017 vorgesehen. 

 Darüber hinaus hat der Kreistag des Land-
kreises Kusel am 15. März die Einführung der 
elektronischen Gesundheitskarte für Schutz-
suchende ab dem 1. Juli 2017 befristet auf ein 
Jahr beschlossen.

 Die Landesregierung hat mit der Erarbeitung 
der Rahmenvereinbarung und deren Unterzeich-
nung den Kommunen ein Angebot unterbrei-
tet, das von diesen angenommen werden kann. 
Jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt in 
Rheinland-Pfalz entscheidet darüber in kom-
munaler Eigenverantwortung. Interessierten 
Gebietskörperschaften steht die Landesregie-
rung dabei als Ansprechpartner unterstützend 
zur Verfügung. 

Gesundheit erleben – 
Ernährungsbildung fördern

 Im Rahmen der Kampagne „Rheinland-Pfalz 
isst besser“ organisiert der durch Rheinland-
Pfalz tourende Kochbus gemeinsam mit Ak-
teurinnen und Akteuren vor Ort interkulturelle 
Koch events mit dem Ziel, die Vermittlung von 
Ernährungskompetenz, soziale Kontakte oder 
auch gegenseitiges Lernen zu befördern. Ein spe-
zielles Angebot richtet sich an die Kundinnen 
und Kunden von Tafeln: Mit dem Obst und Ge-
müse werden Lebensmittelkarten ausgegeben, 
auf denen die Zubereitung erklärt wird. Mit 
dem Konzept „Food Literacy“ soll Essen und 
Trinken zum Thema in Sprachkursen gemacht 
werden, um so neben Sprachkompetenz auch 
Ernährungskompetenz zu vermitteln. Anbiete-
rinnen und Anbietern von Sprachkursen wird 
das Konzept zur Verfügung gestellt.
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 In Kindertagesstätten und Schulen werden 
zudem Angebote zur Ernährungsbildung geför-
dert. 
Kitas und Schulen mit einem hohen Anteil an 
Migranten- und Flüchtlingskindern sind beson-
ders berücksichtigt. Ziel ist es, Kinder durch ein 
regelmäßiges und vielseitiges Angebot an Obst 
und Gemüse zu einem vermehrten Verzehr von 

Obst und Gemüse zu motivieren. Durch die 
Verbindung der wöchentlichen Extraportion 
Vitamine mit der aktiven Ernährungsbildung 
führt das Programm langfristig zu einer ge-
sünderen Ernährung. Durch ein spezielles Coa-
chingprojekt „Kita isst besser“ sollen Kinderta-
gesstätten dazu motiviert werden, Ernährung 
und Ernährungsbildung zu einem Schwerpunkt 

zu machen. 

 Darüber hinaus hat die 
Vernetzungsstelle Schul-
verpflegung ein Konzept zur 
Qualitätssicherung der Mit-
tagsverpflegung in Schulen 
entwickelt. Interkulturelle 
Kompetenz wird als ein Fak-
tor der Qualitätssicherung 
geschult, bewertet und aus-
gezeichnet. Interkulturelle 
Kompetenz bezeichnet da-
bei zum einen das Einge-
hen auf religionsspezifische 
Essgewohnheiten, zum an-
deren die Integration über 
gemeinsame Mahlzeiten. 
Hierzu sollen eine Fach-
tagung und Workshops 
für Verpflegungsanbieter 
durchgeführt werden.

In Kürze:

 Mehr Gesundheitschancen für sozial benachteiligte 
Kinder und Familien zu schaffen, ist ein vorrangiges 
Ziel der Gesundheitspolitik des Landes.

 Menschen mit Migrationshintergrund haben im Ge-
sundheitswesen höhere Zugangsbarrieren zu überwin-
den. Die Landesregierung hat hier in der Vergangenheit 
bereits wichtige Weichen zur Überwindung dieser 
Barrieren gestellt und wird diese Anstrengungen auch 
in der Zukunft weiter verfolgen.

 Die psychosoziale Versorgung von Menschen mit Mi-
grationshintergrund muss weiter verbessert werden. 
Im Mittelpunkt steht hierbei die bessere Versorgung 
und Unterstützung von Schutzsuchenden, auch und 
gerade von geflüchteten Kindern und Jugendlichen.  

 Die Einführung der Gesundheitskarte für Asylsuchen-
de schafft einen diskriminierungsfreien und schnellen 
Zugang zur medizinischen Versorgung. Die Landes-
regierung bietet allen interessierten Kommunen 
ausdrücklich ihre Unterstützung bei der Einführung 
einer Gesundheitskarte an und begrüßt, wenn weitere 
Kommunen sich zur Einführung der eGK entschließen.

 Ein weiteres Ziel bleibt die Vermittlung von Ernäh-
rungskompetenz an Kitas und Schulen über verschie-
dene Initiativen des Landes. Zielgruppen sind selbstver-
ständlich auch Kinder sowie Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergrund.
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Die Kirchen, langjährige Partner

 Die Kirchen spielen seit Jahrzehnten eine 
wichtige und entscheidende Rolle bei der In-
tegration von Zugewanderten. Bereits bei der 
Aufnahme der Millionen von Schutzsuchen-
den nach dem Zweiten Weltkrieg leisteten 
sie einen entscheidenden Beitrag. So auch in 
der Zeit der Anwerbung von ausländischen 

4.5 Religionen

Das Wirken der Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften, ob konfessionell oder 
nicht religiös gebunden, ist für unsere Gesell-
schaft von Bedeutung. Insbesondere dann, 
wenn sie zur Verantwortung für Mitmenschen 
und das Gemeinwohl ermutigen und damit 
Tugenden vermitteln, von denen unsere De-
mokratie lebt.  

Verbindender und verbindlicher Rahmen aller 
Menschen und ihrer unterschiedlichen Religi-
onen in Deutschland ist die Verfassung. Zu der 
Werteordnung der Verfassung gehören u. a. 
die Freiheit der Religion und Weltanschau-
ung, die Gleichheitsrechte, die Meinungs-
freiheit, das Verbot von Diskriminierung und 
die allgemeine Handlungsfreiheit, die ihre 
Grenze in den Rechten anderer findet. Dies 
umfasst selbstverständlich auch die Frei-
heit, keiner Religion oder weltanschaulichen 
Gruppe anzugehören. Mit diesen Freiheiten 
gehört die Akzeptanz von Vielfalt zu den 
verbindlichen Werten des Grundgesetzes.

Rheinland-Pfalz erkennt die unterschied-
lichen Glaubensgemeinschaften gleicherma-
ßen an. Alle Menschen, die nach Rheinland-
Pfalz zugewandert sind, sind eingeladen, ihr 
religiöses Erbe und Selbstverständnis im 
Rahmen der Werteordnung unseres Grund-
gesetzes zu leben und fortzuentwickeln und 
auf diese Weise das Land zu bereichern.

Rheinland-Pfalz schützt die Religionsfrei-
heit und setzt sich für die Anerkennung und 
Gleichbehandlung unterschiedlicher Reli-
gionen entsprechend der verfassungsrecht-
lichen Vorgaben ein. Diskriminierung und Be-
nachteiligung aufgrund der Religion tritt die 

Landesregierung entschieden entgegen. Die 
Landesregierung begrüßt und unterstützt 
den interreligiösen Dialog. Sie setzt sich ein 
für eine sachliche Diskussion über die Re-
ligionen in der Öffentlichkeit und für den 
gebotenen Respekt gegenüber den religiös 
oder auch nichtreligiös geprägten Anschau-
ungen von Menschen. 

Im Mittelpunkt eines jeden Religions- oder 
Ethikunterrichts stehen existentielle Fragen, 
die über den eigenen Lebensentwurf, die ei-
gene Deutung von Wirklichkeit und über in-
dividuelle Handlungsoptio nen entscheiden. 
Auch den muslimischen und alevitischen 
Schülerinnen und Schülern soll religiöse 
Bildung am Lernort Schule ermöglicht wer-
den. Dies ist zugleich ein wichtiger Baustein 
zur Integration von Menschen muslimischen 
und alevitischen Glaubens.

Die Ausgestaltung religiösen Lebens ist im 
Rahmen der von der Verfassung garantierten 
Religionsfreiheit und der geltenden Gesetze 
in die Verantwortung der Religionsgemein-
schaften gelegt. Damit sind Grenzen der 
politischen Gestaltbarkeit gezogen, die es 
zu respektieren gilt. 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, als 
sie die religiösen und sozialen Angebote ihrer 
Gemeinden gegenüber zugewanderten Men-
schen christlichen Glaubens öffneten. Noch 
heute gehört die Mehrzahl der in Deutschland 
eingewanderten Menschen und ihre Nachkom-
men dem christlichen Kulturkreis an. Sie sind 
wichtige Adressatinnen und Adressaten für 
die Integrationsarbeit der Kirchen und ihrer 
Gemeinden. Sie haben aber auch in der Ver-
gangenheit einen wichtigen Beitrag zum inter-
religiösen Dialog geleistet und damit auch zum 
gleichberechtigten und friedlichen Zusammen-
leben der Religionen. Gerade in der aktuellen, 
sehr herausfordernden Zeit der Aufnahme und 
Integration von Geflüchteten leisten die Kir-
chen und ihre Gemeinden Herausragendes. 
Sie bringen nicht nur eigene finanzielle Mittel 
in die Flüchtlingsarbeit ein, sie koordinieren 
und fördern auch maßgeblich die Arbeit der 
zahlreichen ehrenamtlich Aktiven. Die Lan-
desregierung wird die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit mit den Kirchen fortsetzen und 
weiterentwickeln.

Dialog und Kooperation mit Muslimen

 Etwa 160 000 Rheinland-Pfälzerinnen und 
Rheinland-Pfälzer sind Muslime. Sie leben seit 
Jahrzehnten unter uns und sind selbstverständ-
licher Teil unserer Gesellschaft. Zahlreiche Mo-
scheegemeinden leisten seit vielen Jahren vor 
Ort eine wichtige religiöse und soziale Betreu-
ung ihrer Mitglieder und anderer Muslime. Ge-
rade in der Flüchtlingshilfe engagieren sie sich 
in einem außerordentlich hohen Maße. Sie be-
teiligen sich auch intensiv an dem interreligiö-
sen Dialog mit anderen religiösen Gemeinden 
und sind Partner der Landesregierung in der 

Präventionsarbeit gegen die Radikalisierung 
junger Muslime.     

 Zur Vertiefung des Dialogs mit Musliminnen 
und Muslimen hat die Landesregierung unter 
der Leitung des Beauftragten für Migration 
und Integration 2012 den „Runden Tisch Islam“ 
eingerichtet. Dort erörtern Land und musli-
mische Organisationen gemeinsame Themen 
konstruktiv und auf Augenhöhe. Dieses Dialog-
forum hat sich bewährt und wird fortgesetzt.  

 Die Landesregierung strebt an, die Bezie-
hungen zwischen Staat und islamischen Ver-
bänden sowie der Alevitischen Gemeinde durch 
einen Vertrag zu regeln, um Anliegen der reli-
giösen Praxis von Musliminnen und Muslimen 
sowie Alevitinnen und Aleviten gemeinschaft-
lich zu regeln. Hierzu zählt auch die Weiter-
entwicklung des islamischen und alevitischen 
Religionsunterrichts in den Schulen. 

 Das „Islamforum Rheinland-Pfalz“ leistet 
unter der Leitung der Evangelischen Akademie 
der Pfalz seit vielen Jahren einen wichtigen Bei-
trag zum interreligiösen Dialog in Rheinland-
Pfalz. Das Land wird die Arbeit des Islamforums 
weiter unterstützen. Gemeinsam sollen weitere 
Maßnahmen zur Förderung des interreligiösen 
Dialogs in Rheinland-Pfalz entwickelt werden. 
Bislang widmete es sich – unter Einbezug reli-
gionsrechtlicher Erfahrungen der Kirchen – Fra-
gen muslimischen Lebens in Rheinland-Pfalz. 
Langfristig ist die Erweiterung des Islamforums 
zu einem Forum „Religion und Gesellschaft“ 
geplant.

 Im Rahmen des „Dialogs zwischen musli-
mischen Organisationen und den Sicherheitsbe-
hörden“ hat die rheinland-pfälzische Polizei in 
den vergangenen Jahren bereits 110 Koordinato-
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rinnen und Koordinatoren sowie Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner bei den Polizei-
dienststellen vor Ort ausgebildet (Stand 2016). 
Das 2005 ins Leben gerufene Dialogprojekt 
in Zusammenarbeit mit der heutigen Hoch-
schule der Polizei, dem Landeskriminalamt 
und der Leitstelle „Kriminalprävention“ des 
Ministeriums des Innern und für Sport wird 
fortgeführt mit dem Ziel der weiteren Ge-
währleistung einer flächendeckenden Schu-
lung und Bestellung von Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartnern für den Kontakt zu den 
örtlichen Moscheevereinen. 

 Der islamische Religionsunterricht, der mo-
mentan im Rahmen einer modellhaften Erpro-
bung an Grundschulen in Ludwigshafen, Mainz, 
Worms und Alzey sowie an sieben weiterfüh-
renden Schulen in Ludwigshafen durchgeführt 
wird, soll weiter ausgebaut werden. Ausgebaut 
werden soll auch der seit Beginn des Schul-
jahrs 2013/2014 an einer Grundschule in Alzey, 
seit dem Schuljahr 2014/2015 an zwei Grund-
schulen in Worms und seit dem Schuljahr 
2016/2017 zusätzlich an einer Grundschule 
in Wirges eingerichtete alevitische Religions-
unterricht.

 Rheinland-pfälzische Lehrkräfte können 
auch in Zukunft aufgrund der mit Baden-
Württemberg bestehenden Verwaltungsver-
einbarung an der Pädagogischen Hochschule 
Karlsruhe zur Erteilung islamischen und an der 
Pädagogischen Hochschule Weingarten zur Er-
teilung alevitischen Religionsunterrichts wei-
tergebildet werden. Für den weiteren Ausbau 
von islamischem Religionsunterricht sind auch 
ausreichend ausgebildete Lehrkräfte erforder-
lich. Hierzu wird die Kooperation mit Baden-
Württemberg weiter fortgesetzt. 

 Für die muslimischen Gefangenen in den 
rheinland-pfälzischen Justizvollzugseinrich-
tungen wird die Landesregierung eine struk-
turierte religiöse Betreuung anbieten. Dieses 
Angebot orientiert sich an den bestehenden 
Standards der christlichen Seelsorge in Justiz-
vollzugsanstalten. 

Jüdisches Leben in Rheinland-Pfalz

 Jüdisches Leben besitzt eine große und jahr-
hundertealte Tradition auf dem Gebiet des heu-
tigen Rheinland-Pfalz. Mit den SchUM-Städten 
Mainz, Worms und Speyer erlebte die jüdische 
Kultur im Hochmittelalter eine Blütezeit. Auch 
nach den Schrecken des Holocausts fanden  
Jüdinnen und Juden wieder ihre Heimat in 
Rheinland-Pfalz. Heute prägt ein vielfältiges 
und lebendiges Miteinander das kulturelle und 
soziale Leben der jüdischen Gemeinden.

 Im Bewusstsein der geschichtlichen Ver-
antwortung des Landes für seine jüdischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger sieht sich die 
Landes regierung Rheinland-Pfalz in der Pflicht, 
antisemitischen Entwicklungen entschieden 
entgegenzuwirken. 

 Der Staatsvertrag, den die Landesregie-
rung mit dem Landesverband der Jüdischen 
Gemeinden von Rheinland-Pfalz abgeschlos-
sen hat, trägt dazu bei, dass die religiösen und 
kulturellen Bedürfnisse der Zuwanderinnen 
und Zuwanderer vor dem Hintergrund der 
strukturellen Änderungen von den Gemein-
den befriedigt werden können. Dem Landes-
verband wurde ein Rechtsanspruch auf eine 
Landesleistung zur Förderung der jüdischen 
religiösen und kulturellen Gemeindearbeit 
eingeräumt. Mit der Einräumung dieses ver-
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traglichen Rechtsanspruchs wurde zugleich 
eine bislang gegenüber den beiden großen 
christlichen Kirchen bestehende Ungleichheit 
ausgeräumt. 

Gegen Diskriminierung wegen der Religion

 Das Land wird in dieser Legislaturperiode 
einen „Aktionsplan gegen Rassismus und grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit“ entwi-
ckeln. Dort werden auch Ziele und Maßnah-
men zur Bekämpfung von Diskriminierung 

aufgrund religiöser und nicht religiöser Welt-
anschauung einfließen. 

 Die Landesregierung wird weiterhin einen 
Beitrag zum Abbau von Vorurteilen und zur 
Versachlichung der Diskussion über Islam und 
Muslime leisten. Dies geschieht unter ande-
rem durch geeignete Informationsmaterialien 
wie auch durch Veranstaltungen und Fortbil-
dungsangebote. Auch im Rahmen des Lande-
skonzeptes zur „Verhinderung islamistischer 
Radikalisierung junger Menschen“ werden 
Maßnahmen gegen Islamophobie und Is-

lamfeindlichkeit entwickelt 
werden, da Islamfeindlich-
keit und Ausgrenzungserfah-
rungen zu Radikalisierung 
beitragen können.

In Kürze:

 Die Landesregierung wird die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit mit den Kirchen bei der Integration von 
Zugewanderten fortsetzen und weiterentwickeln.

 Die Landesregierung begrüßt und unterstützt den 
interreligiösen Dialog und die Weiterentwicklung des 
islamischen und alevitischen Religionsunterrichts in 
den Schulen.

 Das Land wird einen „Aktionsplan gegen Rassismus 
und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ entwi-
ckeln. Dort werden auch Ziele und Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Diskriminierung aufgrund der religi-
ösen und nichtreligiösen Weltanschauung einfließen.
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4.6 Kunst und Kultur

Kultur lebt von der Vielfalt. Und Kultur 
schafft Gelegenheiten zur Begegnung. In-
dem Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
deutlich werden und Neugier geweckt 
wird, können Kunst und Kultur zu Ver-
ständigung und Austausch innerhalb der 
Gesellschaft beitragen und Menschen, die 
mit Land und Sprache nicht vertraut sind, 
die Integration erleichtern. Gleichsam ge-
winnt die Gesellschaft durch Zuwande-
rung an kultureller Vielfalt. 

Menschen jeder Herkunft sollten die Mög-
lichkeit erhalten, sich mit den unterschied-
lichen Mitteln der Kunst auszudrücken und 
sich mit den verschiedenen Formen künst-
lerischen Schaffens auseinanderzusetzen. 
Ausgangspunkt hierfür stellt die Interkul-
turelle Öffnung des Kulturbereichs, also 
von Kulturpolitik, Kulturverwaltung und 
Kultureinrichtungen gleichermaßen dar.

Der 2007 von Deutschland ratifizierten 
„Konvention über den Schutz und die För-
derung der Vielfalt kultureller Ausdrucks-
formen“ trägt das Land Rheinland-Pfalz im 
Zuge seiner kulturpolitischen Regelungen 
und Maßnahmen Rechnung. Dies geschieht 
nicht zuletzt durch das in Artikel 40 der 
Landesverfassung formulierte Recht aller 
Menschen auf kulturelle Teilhabe. Dieser 
Grundsatz wird in der rheinland-pfälzi-
schen Kulturlandschaft bereits mit dem 
entsprechenden Selbstverständnis prak-
tiziert und kommuniziert und schließt alle 
Menschen ungeachtet ihrer persönlichen, 

sozialen und ethnischen Hintergründe ein. 
Der Grundsatz ist dabei auch Bestandteil 
jeder Förderung. Die Landesregierung un-
terstützt in diesem Zusammenhang be-
reits zahlreiche Maßnahmen im Land, die 
der Förderung der kulturellen Vielfalt und 
dem wissensbasierten Austausch darüber 
dienen. Die landesweite Umsetzung von 
vielen Maßnahmen und Projekten, die die 
Förderung kultureller Vielfalt explizit in den 
Blick nehmen, belegen das oben erwähnte 
Selbstverständnis. 

Mit der genannten Zielsetzung wurden in 
den vergangenen Jahren zahlreiche kulturelle 
Angebote in Rheinland-Pfalz unter Beteili-
gung von Menschen mit und ohne Migra ti-
ons hintergrund gefördert und umgesetzt. 
Gleichwohl gibt es auch kulturelle Bereiche, 
die bisher „wenig“ von Migration berührt 
sind. 

Teil von Kulturarbeit ist auch die Aufklä-
rung und Information über gesellschaftliche 
Phänomene und Prozesse als Grundlage po-
litischen Handelns. Nichtwissen führt zu 
Vorurteilen, Stereotypisierungen und Pau-
schalisierungen. Dem kann auch durch die 
Vermittlung von entsprechenden Medien-
kompetenzen entgegengewirkt werden. Nur 
auf der Grundlage von verlässlichen Infor-
mationen können politische Haltungen ent-
wickelt oder auch korrigiert werden. Wissen 
und Reflektion ist für politisches Handeln der 
Einzelnen von großer Bedeutung und damit 
auch für die Zukunft unserer Gesellschaft, 
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die auf die Teilhabe mündiger Bürgerinnen 
und Bürger angewiesen ist. Aufklärung und 
Information durch Kultur ist für die Ausei-
nandersetzung mit Rassismus, Rechtsextre-
mismus und Fremdenfeindlichkeit zentral 
und leistet einen Beitrag zur Versachlichung 
der Integrationsdebatte.

Fortbildungsveranstaltungen, Information und 
Beratung sowie Buch- und Medienangeboten. 
Darüber hinaus bietet sie speziell zusammen-
gestellte Medienkisten für geflüchtete Men-
schen, die vor allem dem Erlernen der deut-
schen Sprache dienen.

 Weiterhin unterstützt das Kulturministerium 
eine Initiative der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien, die im Mai 2016 
unter dem Titel „Kultur öffnet Welten“ gestartet 
ist. Ziel ist hierbei, den bisher geleisteten Bei-
trag von Kultureinrichtungen sowie Künstle-
rinnen und Künstlern zum interkulturellen Dia-
log im Rahmen einer Aktionswoche sichtbar 
zu machen und Impulse für weitere kulturelle 
Aktivitäten zu setzen. 

 Bereits im Dezember 2009 wurde das 
Online-Migrationsmuseum „Lebenswege“ im 
Rahmen der Umsetzung des Landesintegrati-
onskonzepts unter        www.lebenswege.rlp.
de eröffnet. „Lebenswege“ dokumentiert die 
Arbeitsmigrationshistorie von Rheinland-Pfalz 
seit 1955. Um die virtuellen Inhalte auch in die 
analoge Welt zu transportieren, wurde 2011 
die Kampagne „Lebenswege vor Ort“ ins Le-
ben gerufen. Herzstück des Museums sind die 
persönlichen Interviews mit Migrantinnen und 
Migranten, die über ihre Lebenswege und ihre 
neue Heimat Deutschland berichten. Neue 
Inhalte erweitern das Internet-Museum kon-
tinuierlich, um so aktuelle Entwicklungen im 
Flucht- und Migrationsbereich in geeigneter 
Weise abzubilden.

Förderung und Anerkennung 
der kulturellen Vielfalt

 Zu den wichtigsten Programmsäulen, mit 
denen die Landesregierung kulturelle Bildung 
und Teilhabe fördert, gehört das Landespro-
gramm „Jedem Kind seine Kunst“. Dieses er-
möglicht Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen unter Anleitung professioneller 
Künstlerinnen und Künstler, selbst künstlerisch 
tätig zu werden. Dabei wie auch an den über 
30 Jugendkunstschulen im Land gehören junge 
Menschen mit Migrationshintergrund selbst-
verständlich zum Adressatenkreis. Gleichzeitig 
beteiligen sich auch Kulturschaffende nicht 
deutscher Herkunft und bringen ihr Kulturwis-
sen und -verständnis in die Projekte ein. 

 Für Kulturprojekte, die sich speziell an junge 
Geflüchtete richteten, hat die Landesregierung 
2016 zusätzliche Fördermittel bereitgestellt. 
Angesprochen waren insbesondere Einrich-
tungen sowie Künstlerinnen und Künstler der 
Freien Szene, die erfahrungsgemäß bereits in 
zahlreichen Kulturprojekten mit geflüchteten 
Menschen und Menschen mit Migrationshin-
tergrund zusammenarbeiten. 

 Besondere Unterstützung erhalten die Öf-
fentlichen Bibliotheken in Rheinland-Pfalz in 
ihrer Arbeit mit jungen Schutzsuchenden. Die 
Landesbüchereistelle unterstützt sie u. a. mit 
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In Kürze:

 In den vergangenen Jahren wurden zahlreiche kultu-
relle Angebote in Rheinland-Pfalz unter Beteiligung 
von Menschen mit fremden Wurzeln gefördert und 
umgesetzt. 

 Für Kulturprojekte mit Migrationsbezug hat die Lan-
desregierung im Doppelhaushalt 2017/2018 zusätz-
liche Fördermittel bereitgestellt.

 Zu den wichtigsten Programmsäulen, mit denen die 
Landesregierung kulturelle Bildung und Teilhabe för-
dert, gehört das Landesprogramm „Jedem Kind seine 
Kunst“. Dabei gehören junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund genauso selbstverständlich zum Adres-
satenkreis, wie sich gleichzeitig auch Kulturschaffende 
nicht deutscher Herkunft an der Umsetzung beteiligen.



66

Was wäre Rheinland-Pfalz ohne Migran-
tinnen und Migranten? 

Es wäre in erster Linie nicht vorstellbar. Jede 
fünfte Rheinland-Pfälzerin bzw. jeder fünfte 
Rheinland-Pfälzer hat Wurzeln außerhalb von 
Deutschland. Das heißt, ein bedeutender Teil 
unserer Bevölkerung ist über die vergangenen 
Jahre und Jahrzehnte nach Rheinland-Pfalz ge-
kommen und hat hier ein neues Zuhause gefun-
den, zeitweise oder dauerhaft. Hier sind Fami-
lien gegründet worden, Kinder und Enkel sind 
hier geboren und aufgewachsen, Kolleginnen 
und Kollegen haben im Betrieb zusammen gear-
beitet, es sind Nachbarschaften zusammenge-
wachsen, Freundschaften wurden geschlossen. 

All diese Migrantinnen und Migranten, all diese 
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfäl-

zer – gehören selbstverständlich zu unserem 
Bundesland und sind aus dem Alltag unserer 
Städte und Gemeinden nicht mehr wegzuden-
ken. 

Wann ist Integration erfolgreich?

Integration ist dann erfolgreich, wenn zuge-
wanderte Menschen sowie ihre Nachkommen 
gleiche Teilhabechancen in der Gesellschaft 
erhalten. Es ist also eine zentrale Aufgabe der 
Integrationspolitik, die Bedingungen für Chan-
cen gleichheit von Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund in den verschiedenen 
gesellschaftlichen Bereichen zu verwirklichen.

Im Zusammenhang mit Integration heißt es 
oft, dass Integration keine Einbahnstraße dar-

05 | Vier fragen an
integrationsministerin
anne spiegeL

Anne Spiegel, Ministerin für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz
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stellt. Und so ist es meines Erachtens auch. Es 
ist von zentraler Bedeutung, dass eine aufneh-
mende Gesellschaft den Zugewanderten – und 
ihren Nachkommen – gleiche Chancen zur Teil-
habe gewährt beziehungsweise bietet. In glei-
chem Maße ist es wichtig, dass die Menschen 
– ob erst vor kurzem zugewandert oder auch 
schon länger hier lebend – die ihnen gewährten 
Möglichkeiten oder Chancen ergreifen, um sich 
bestmöglich einzubringen. 

Deshalb ist es zentral, dass die Zugänge offen 
gestaltet sind und Integrationshemmnisse 
abgebaut werden, so dass Teilhabe ermög-
licht werden kann. Hierauf gehen wir in den 
verschiedenen Handlungsfeldern des vorlie-
genden Konzeptes ein.

Wie sehen Sie die momentane gesellschaft-
liche Diskussion über Integration?

Integration ist ein viel debattiertes gesell-
schaftliches Phänomen. Seit in den letzten 
Jahren mehr Menschen zu uns geflüchtet sind, 
wird in der Öffentlichkeit mit sehr vielen Emo-
tionen über Integration diskutiert.

Mir persönlich ist es wichtig, dass über das The-
ma sachlich debattiert wird. Daher setze ich 
auf Dialog und Begegnung. Wünschen würde 
ich mir, dass hier keine Ängste geschürt werden 
und nicht polarisiert wird. Aber mir ist auch 
wichtig, dass dort, wo Rassismus, Fremden-
feindlichkeit, Hass oder sogar Gewalt zu Tage 
tritt, entschieden eine Grenzlinie gezogen wird. 

Mein Ziel ist, dass wir weiterhin in unserer 
vielfältigen Gesellschaft  gemeinsam friedlich 
leben und dass alle gleiche Teilhabechancen 

haben. Alle – ob mit oder ohne Migrations-
hintergrund – sollten gleichermaßen unsere 
Gesellschaft mitgestalten können. Die Basis 
hierfür sind die gemeinsamen Werte unseres 
Grundgesetzes.

Wichtig ist hier im Übrigen ein hohes ehren-
amtliches Engagement. Es wurde in den zu-
rückliegenden Jahren viel geleistet und auch 
viel für die Integration getan. Allen Engagierten 
kann ich daher nur meinen tiefsten Respekt 
und meine Hochachtung aussprechen.

Wie wird es mit dem Integrationskonzept 
des Landes weitergehen? 

Das Konzept zieht einen Rahmen um die viel-
fältigen Aktivitäten der rheinland-pfälzischen 
Landesregierung im Bereich der Integrations-
politik. Natürlich agieren wir hier nicht alleine. 
Es gibt viele Partnerinnen und Partner in der 
Integrationsarbeit, die unverzichtbare Beiträge 
leisten. Wir werden im Zuge der Umsetzung 
des vorliegenden Konzept stets im Dialog 
bleiben und in den entsprechenden Gremien, 
wie etwa im Landtagsausschuss für Integra-
tion oder im Landesbeirat für Migration und 
Integration, über die Fortschritte berichten. 
Darüber hinaus will ich das vorliegende Inte-
grationskonzept ab 2019 mit einem geeigneten 
Veranstaltungsformat begleiten. 

Am Ende dieser Legislaturperiode wird es auch 
wieder einen Zuwanderungs- und Integrati-
onsbericht der Landesregierung geben.
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diese druckschrift wird im rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der landesregierung 
rheinland- pfalz herausgegeben. sie darf weder von parteien noch Wahlbewerberinnen und 
-bewerbern oder Wahlhelferinnen und -helfern im zeitraum von sechs monaten vor einer 
Wahl zum zweck der Wahlwerbung verwendet werden. dies gilt für kommunal-, landtags-, 
Bundestags- und europawahlen. missbräuchlich ist während dieser zeit insbesondere die 
Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an informationsständen der parteien sowie das einle-
gen, aufdrucken und aufkleben parteipolitischer informationen oder Werbemittel.   
untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an dritte zum zwecke der Wahlwerbung. auch 
ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die druckschrift nicht in einer 
Weise verwendet werden, die als parteinahme der landesregierung zu Gunsten einzelner 
politischer Gruppen verstanden werden könnte. den parteien ist es gestattet, die druck-
schrift zur unterrichtung ihrer eigenen mitglieder zu verwenden. 


